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‒ Kollaps des Geschäftsklimas setzt sich ungebrochen fort 

‒ Historischer Einbruch bei den Lageurteilen, historisches Tief bei den Erwartungen   

‒ Keine Branche kann sich dem rapiden Stimmungsverfall entziehen 

‒ 2020 droht schwerste Rezession seit Gründung der Bundesrepublik  

  

Quelle: KfW Research, ifo Institut 
 

Stimmung der Mittelständler weiter im freien Fall  
Das Geschäftsklima der Mittelständler ist weiterhin im freien 
Fall: Es sinkt im April um 26,0 Zähler und damit nochmals 
stärker als im März, als es um 20,0 Zähler eingebrochen war. 
Der Mittelstand ist nun endgültig im Corona-Tal angekom-
men; mit jetzt -45,4 Saldenpunkten ist die Stimmung noch 
schlechter als vor elf Jahren im Tiefpunkt der Finanzkrise 
(März 2009: -37,6 Saldenpunkte). Beide Teilkomponenten 
des Indikators fallen mit neuen Negativrekorden auf:  

‒ Die Geschäftslageurteile sinken um 30,6 Zähler, so viel 
wie noch nie binnen Monatsfrist. Der bisher stärkste Rück-
gang betrug 10,9 Zähler und datiert auf den März. Trotz 
des beispiellosen Absturzes seit Februar halten sich die 
Lageurteile mit -31,5 Saldenpunkten aber über ihrem Tief-
stand während der Finanzkrise. Dies spricht für eine solide 
Verfassung der Mittelständler noch vor zwei Monaten, mit 
der sie in die Krise gegangen sind.  

‒ Die Geschäftserwartungen verschlechtern sich erneut ra-
sant, wenngleich das Abwärtstempo geringfügig nachge-
lassen hat (April: -22,0 Zähler auf -57,6 Saldenpunkte, 
März: -28,0 Zähler). Noch nie zuvor blickte der Mittelstand 
so pessimistisch in die Zukunft wie jetzt.  

Der April ist der erste vollständige Monat, der von den in der 
zweiten Märzhälfte eingeführten Maßnahmen zur Eindäm-
mung der Corona-Pandemie wie Kontaktverboten und um-
fangreichen angeordneten Geschäftsschließungen betroffen 
ist. Insofern ist der fortgesetzte Kollaps des mittelständischen 
Geschäftsklimas genauso leicht nachvollziehbar wie die Tat-
sache, dass der Stimmungstrend auch bei den Großunter-
nehmen alles in allem recht ähnlich verläuft.  

Großunternehmen geht es noch schlechter 
Allerdings leidet insbesondere die Großindustrie schon län-
ger unter schwacher internationaler Nachfrage und, nachdem 
China als erstes Land wegen des dort begonnenen Virus-
Ausbruchs ab der zweiten Januarhälfte harte Beschränkun-
gen verfügt hatte, auch an Störungen in den Lieferketten. Al-
les in allem geht es den Großunternehmen infolgedessen 
sogar noch etwas schlechter als den Mittelständlern, wie sich 
an deren Geschäftsklima ablesen lässt: Nach einem weiteren 
extrem heftigen Einbruch um 23,2 Zähler fällt es im April auf 
das neue Allzeittief von -54,5 Saldenpunkten. Sowohl die Ur-
teile zur aktuellen Geschäftslage (-30,4 Zähler auf -49,1 Sal-
denpunkte) als auch die Geschäftserwartungen (-17,1 Zähler 
auf -59,4 Saldenpunkte) der großen Unternehmen geben in 
Riesenschritten weiter nach.  
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noch Ende Februar ging es darum, wer 
der Kanzlerkandidat der CDU wird und 
ob Robert Habeck zukünftig als erster 
grüner Kanzler eine Krawatte trägt oder 
nicht. Mit der Corona-Pandemie ist die 
Kandidatenfrage vertagt und bei Robert 
Habeck die Luft raus, die Union steht 
Anfang Mai erstmals wieder bundesweit 
bei 40 % und hat mit dem bayerischen 
Ministerpräsidenten Markus Söder einen 
neuen Kanzlerfavoriten. Niemand weiß, 
wie es mit Corona weitergeht, aber die 
Wirtschaft befindet sich in Deutsch-
land und weltweit auf Talfahrt. Von den 
Zentralbanken über die Regierungen 
bis hin zu den Kommunen ergießt sich 
ein auf Pump finanzierter Geldregen 
über große Teile der Unternehmen und 
Beschäftigten. Damit werden die Aus-
wirkungen des Lockdown zwar zunächst 
abgefedert, aber der Negativtrend kann 
zurzeit noch nicht gestoppt werden. Zum 
einen sind die Schuldenstände der öf-
fentlichen Hand bereits zu hoch und die 
Zentralbanken haben ihr Pulver längst 
verschossen. Zum anderen sind Liefer-
ketten gestört, Fabriken stehen still, das 
Gastgewerbe darbt, Reiseunternehmen 
und Kreuzfahrern fehlt das Geschäft und 
viele ihrer Kunden sind nicht mehr bereit, 
deren Dienste in Anspruch zu nehmen, zu-
mindest nicht, bevor es wirksame Medika-
mente oder einen Impfstoff gibt. Sowohl 
auf der Angebots- als auch auf der Nach-
frageseite ist der Einbruch in fast allen 
Branchen besorgniserregend. In Deutsch-
land schnellt die Kurzarbeit in die Höhe, 
während in den USA bereits die Arbeits-
losigkeit neue Negativrekorde erreicht 
hat. Und die Pleitewelle rollt erst an.

Bei aller Rücksicht auf den Seuchen-
schutz muss die Wirtschaft weiter ge-
öffnet werden. Für jeden von uns heißt es 
jetzt, dass wir erst einmal um den Erhalt 
unseres Unternehmens und der damit 
verbundenen Arbeitsplätze kämpfen. Das 
ist unsere erste Pflicht als Unternehmer.

Zugleich darf aber auch die politische 
Arena nicht jenen überlassen werden, 
die jetzt blind nach immer mehr Staat 
rufen: einem Bundesfinanzminister, der 
in der Krise die Steuern für „die Reichen” 
erhöhen will, Ökofundamentalisten, 
die die Chance sehen, Deutschland und 
Europa „klimaneutral“ in den wirtschaft-
lichen Untergang zu treiben und natür-
lich den Sozialisten und Kommunisten 
aller Art, die noch nie irgendetwas aus 
dem massenmörderischen Versagen des 
real existierenden Sozialismus gelernt 
haben. Denn Fakten interessieren nicht. 
Sei es den Finanzminister, der damit 
die vielen Selbstständigen, Freiberufler 
und Personengesellschaften zusätzlich 
schröpft, obwohl die Steuern und Ab-
gaben laut der OECD in Deutschland 
bereits „Spitze” sind, seien es die Kom-
munen, die ihre Löcher lieber mit höhe-
rer Gewerbe- und Grundsteuer stopfen 
als mit der Beschränkung auf die Kern-
aufgaben. Wie man dann Arbeitsplätze 
erhalten soll, verrät uns aber keiner von 
ihnen. Die Grünen erleben zwar gerade, 
was es heißt, wenn der CO2-Ausstoß 
massiv gesenkt wird, weil die Wirtschaft 
still steht. Aber sie sind begeistert, nicht 
nur, weil die Gastronomen ja die Zeit nut-
zen sollen, ihre Öl- (und Gas-)heizungen 
auszutauschen. 

Da muss die MIT, müssen CDU/CSU 
und alle bürgerlichen Politiker dagegen 
halten. Wir brauchen jetzt nicht „mehr” 
Staat, sondern „weniger“. Gerade in 
dieser Krisenzeit muss der Freiraum zur 
wirtschaftlichen Betätigung wieder er-
weitert werden. 

Es braucht jetzt eine geringere Staats-
quote, weniger Regulierungen, eine ge-
ringere Unternehmensbesteuerung und 
eine geringere Belastung des Faktors 
Arbeit mit Steuern und Abgaben. Der 
Staat muss sich auf seine Kernaufgaben 
wie die Durchsetzung von Recht und 
Ordnung oder einen soliden Katastro-
phenschutz konzentrieren. Auch müssen 
Staatsaufgaben hinterfragt werden, z. B. 
bei den zahlreichen Kommunalunter-
nehmen, nicht nur im ÖPNV. 

40 % sind gar nicht so schlecht! Eine 
Staatsquote oder eine Staatsschuld von 
40 %  zum Beispiel. Und was die Stimmen-
prozente betrifft, da kann es gern auch 
etwas mehr werden. Denn in jeder Krise 
liegt eine Chance. Diese müssen wir als 
MIT und Union jetzt konsequent nutzen!

Mit freundlichen Grüßen

Ihre Inka Sarnow
Stellvertretende Landesvorsitzende

 Inka Sarnow

Vorwort

Liebe Mittelständlerinnen, liebe Mittelständler, 
liebe Leserinnen und liebe Leser, 



4

Thomas Bareiß MdB 

Wie entfesseln wir die 
Wachstumskräfte nach dem 
Corona-Shutdown?

Die Bemühungen der Wirtschafts-
politik waren in den letzten Mona-
ten darauf gerichtet, die akuten Fol-
gen der Corona-Krise zu bekämpfen. 
Staatlich verordnete Schließungen 
im Einzelhandel, in der Gastronomie, 
in der Reisebranche haben viele vor 
allem mittelständische Unternehmen 
an den Rand der Insolvenz gebracht. 
Darauf haben wir als Bundesregierung 
mit einer Vielzahl an Instrumenten re-
agiert. Für alle Hilfsmaßnahmen haben 
wir eine Summe von etwa einem Drittel 
unserer Wirtschaftsleistung zur Ver-
fügung gestellt. Aufgrund einer all-
mählichen Lockerung der Maßnahmen 
gelingt es nun mehr und mehr, dass 
Unternehmen wieder auf eigenen Bei-
nen zu stehen. 
Nun stellt sich umso drängender die 
Frage: Wie unterstützen wir die Unter-

nehmen darin, schnell wieder wach-
sen zu können? Zentral für das Wirt-
schaftswachstum sind Investitionen. 
Im Gegensatz zu Konsumausgaben 
steigern sie auch dauerhaft das Wachs-
tum. Außerdem erhöhen Investitionen 
die Nachfrage nach Arbeitskräften. 
Unternehmen stellen dann wieder 
verstärkt ein. Dadurch eröffnen sich 
für viele Menschen neue Chancen am 
Arbeitsmarkt. 

Die Voraussetzungen für Investitionen 
sind nach Monaten der Krise zunächst 
ungünstig. Viele Unternehmen sind 
aufgrund der Corona-Krise hoch ver-
schuldet. Daher ist der zentrale Ansatz-
punkt, Unternehmen zu entlasten. Die 
effizienteste Möglichkeit ist, Unter-
nehmen mehr von den Erträgen zu las-
sen, die sie selbst erwirtschaftet haben. 

Dadurch wird sichergestellt, dass ins-
besondere die wachstumsstarken 
Unternehmen Spielräume erhalten.

Die gute Nachricht ist: Glaubhaft an-
gekündigte Entlastungen wirken so-
fort auf das Investorenverhalten. 
Denn Investoren orientieren sich an 
Erwartungen darüber, wie die Rahmen-
bedingungen einer Volkswirtschaft 
aussehen werden. Daher müssen Maß-
nahmen nicht erst umgesetzt sein, um 
Kapital anzuziehen. Es reicht die glaub-
hafte Ankündigung. Dies gilt gleicher-
maßen für inländische wie für aus-
ländische Investoren: Durch günstige 
Rahmenbedingungen in Deutschland 
können Investoren dazu bewegt wer-
den, sofort zu investieren statt abzu-
warten, in Deutschland zu investieren 
statt woanders.

Eine breite Form der Entlastung kön-
nen wir durch eine Einkommensteuer-
senkung erreichen. Denn die meis-
ten mittelständischen Unternehmen 
unterliegen der Einkommensteuer. 
Eine ähnliche Wirkung können wir mit 
einer vollständigen Abschaffung des 
Solidaritätszuschlags erzielen. Gerade 
für mittelständische Unternehmen ist 
es wichtig, dass nicht die oberen Ein-
kommen von der Soli-Abschaffung aus-
genommen werden. Ein zusätzlicher 
Ansatzpunkt, mit dem eine schnelle 
Wirkung erzielbar ist, besteht in einer 

Thomas Bareiß MdB, Parlamentarischer 
Staatssekretär beim Bundesminister für Wirt-
schaft und Energie und Mittelstandsbeauftragter 
der Bundesregierung

Schwerpunkt
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großzügigeren steuerlichen Anrechen-
barkeit von Verlusten. Für eine lang-
fristige Wirkung brauchen wir hier 
echte Entlastungen und nicht nur er-
weiterte Stundungsmöglichkeiten.

Zudem schauen Investoren auf die 
allgemeinen Standortbedingungen. 
Hier ergibt sich eine Vielzahl an An-
satzpunkten. Dazu zählen die Be-
dingungen am Arbeitsmarkt, die Höhe 
von Sozialabgaben und Preisen für 
Vorleistungen (hier sind insbesondere 
die staatlich gesteuerten Bestand-
teile wie die EEG-Umlage beeinfluss-
bar) sowie der Stand der Digitalisie-
rung und die Bürokratiebelastung. 
Zudem beobachten Investoren sehr 
genau, welche Belastungen auf den 
Standort Deutschland zukommen. 
Hier sind Belastungszuwächse häu-
fig schon angelegt. Dies gilt un-
vermeidlich durch ein Aufwachsen 
der Staatsschulden durch Corona- 
bedingte Ausgaben. Hinzu kommen 
insbesondere Zusatzlasten aufgrund 
der Klimapolitik. Hier gilt es, weitere 
Verschärfungen zu vermeiden. Daher 
sehe ich eine erneute Anhebung 
der Klimaziele kritisch. Dies gilt ins-

besondere auch für die CO2-Grenz-
werte für Pkw. Klimaschutz bleibt 
ein wichtiges Ziel. Die Klimaschutz-
debatte ist aber stark ideologisch auf-
geladen. Dadurch besteht die Gefahr, 
die falschen Prioritäten zu setzen. 
Hingegen drohen die Maßnahmen 
aus dem Blick zu geraten, mit denen 
Klimaschutz effizient erreicht werden 
kann. Dies leistet in erster Linie der 
Emissionshandel.

Wir brauchen also ein Programm, das 
es uns ermöglicht, dauerhaft aus der 
Krise herauszuwachsen. Durch ein 
rein nachfrageorientiertes Konjunktur-
paket wäre wenig gewonnen. Hier be-
stünde die Gefahr, ein Strohfeuer zu 
entfachen, das nur kurzfristig wirkt, 
aber einen deutlich erhöhten Schulden-
berg hinterlässt. Denn hohe öffentli-
che Schulden müssen durch künftig 
höhere Steuern oder unterlassene 
Steuersenkungen finanziert werden. 
Verschlimmert würde ein solches Pro-
gramm durch ökologische Steuerung. 
Dann würden zwei ineffiziente Ansätze 
miteinander vermischt. Richtig ist, dass 
auch einige der genannten Wachstums-
maßnahmen Geld kosten. Dagegen 

steht aber ein dauerhafter Mehrwert, 
da die Wirtschaft wächst. Hinzu kommt 
aufgrund des Wachstums auch ein stei-
gendes Steueraufkommen.

Hinzu kommt: Ein auf Dauer angelegtes 
Wachstumsprogramm zieht sofort In-
vestoren an. Die schnelle Wirkung, die 
man sich von einem Konjunkturpaket 
erhofft, kann somit auch durch ein 
Wachstumspaket erzielt werden. Zu-
dem wirken viele der genannten Maß-
nahmen eines Wachstumspakets auch 
unmittelbar auf die Nachfrage. Ein-
kommensteuersenkungen schaffen so-
fort mehr Spielraum auf der Nachfrage-
seite. Investitionen erhöhen nicht nur 
den Kapitalstock, sondern lösen auch 
eine höhere Nachfrage nach Gütern – 
in der Regel Kapitalgütern – aus.

Fazit: Für ein Wachstumspaket kann 
man sich eine Vielzahl an Maßnahmen 
vorstellen. Aber wir sollten uns auf die 
richtigen Schwerpunkte konzentrieren. 
Sonst hilft es nicht!

Thomas Bareiß MdB,

buero-pst-ba@bmwi.bund.de,

www.bmwi.de  

Schwerpunkt
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Tiefe Einschnitte in der 
Metallindustrie

Die Corona-Pandemie hat die baden-
württembergische Metall- und Elektro-
industrie, wie viele andere Wirtschafts-
zweige, mit großer Wucht getroffen. In 
unserer Industrie kam erschwerend hinzu, 
dass wir uns bereits seit Anfang 2019 in 
einer Rezession befanden, nachdem es 
zehn Jahre nur aufwärts gegangen war.

Auch wenn die Produktion in unseren 
Mitgliedsbetrieben nicht behördlich ge-
schlossen wurde, sind die Auswirkungen 
doch gravierend, weil die Nachfrage 
schlagartig weggebrochen ist – zunächst 
in China, dann in Europa und Nord-
amerika. Zeitweise klemmte es beim 
Materialnachschub, Mitarbeiter fielen 
aus, weil sie zu Hause Kinder betreuen 
mussten. Und angesichts geschlossener 
Autohäuser ließen z. B. auch die Auto-
bauer die Produktion ruhen.

Wie tief die Einschnitte sind, zeigt eine 
Umfrage unseres Verbandes von An-
fang Mai: Mehr als die Hälfte der Mit-
glieder verspürt „starke“ oder „sehr 
starke“ Auswirkungen, im Durchschnitt 
rechnen sie mit einem Umsatzrückgang 
von 22 % für das gesamte Jahr 2020. 
Fast zwei Drittel der Betriebe nutzen 
Kurzarbeit, fast die Hälfte der rund eine 
Million Beschäftigten in unserer Indus-
trie arbeitet weniger. Alarmierend ist, 
dass knapp die Hälfte der Betriebe Kün-
digungen nicht mehr ausschließt – viele 
davon bereits in den nächsten vier bis 
fünf Monaten – falls sich die Situation 
nicht bald stabilisiert.

Die Krise wirkt sich auch auf die Arbeit 
unseres Verbandes aus, unter eben-
falls erschwerten Bedingungen. Der 
Beratungsbedarf der Unternehmen 

hat enorm zugenommen. Präsenzver-
anstaltungen sind tabu, persönliche 
Firmenbesuche auf ein Minimum redu-
ziert, auch viele Verbandsmitarbeiter 
im Homeoffice. Beratungen und In-
formationen erfolgen überwiegend 
digital zu Themen wie Kurzarbeit, fi-
nanziellen Hilfen, Arbeitsschutz oder 
Grenzpendlern. 

Peer-Michael Dick, Hauptgeschäftsführer 
Südwestmetall
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Und was wir immer öfter hören: Die 
Liquidität wird für viele Betriebe zum 
drängendsten Problem. Denn die Kos-
ten laufen weiter, aber die Erträge sind 
gering. Nicht wenige Unternehmen 
könnten schon in zwei, drei Monaten 
in ernsthafte Bedrängnis kommen. 
Daraus folgt für uns zwingend, dass 
die Politik schnellstmöglich ein um-
fassendes Programm für unsere In-
dustrie, aber auch für viele andere 
Bereiche der Wirtschaft auf den Weg 
bringen muss, um den Konsum wie-
der ins Rollen zu bringen. Denn Wirt-
schaft hat viel mit Psychologie zu tun: 
Fehlt das Vertrauen in eine stabile 
Zukunft, halten die Konsumenten ihr 
Geld zusammen. Dieses Vertrauen gilt 
es nun wiederherzustellen. Lange Dis-
kussionen über mögliche Maßnahmen 
sind dabei schädlich. Denn sie wirken 
wie ein die Krise verschärfendes Anti-
Konjunkturprogramm, weil viele Ver-
braucher sich noch mehr zurückhalten 
– in der Hoffnung, zu einem späteren 
Zeitpunkt mit einer Kaufprämie oder 
einem Konsumgutschein günstiger zu 
fahren.

Die Konsumanreize sollten zielgerichtet 
sein. D.h., es geht jetzt nur darum, Be-
schäftigung in unserem Land und die 
Finanzierung unseres Sozialstaats zu 
sichern – und nicht, um gleich auch die 
Welt von morgen zu retten. Ich bin fest 
überzeugt: Jeder Euro, zielgerichtet ein-
gesetzt, ist hier gut investiert und finan-
ziert sich selbst durch Einsparungen, etwa 
beim Kurzarbeitergeld oder den direkten 
Finanzhilfen für die Firmen. Manche 

Konsumanreize können dabei eine be-
sonders große Breitenwirkung entfalten. 
So sichert etwa eine Kaufprämie für 
Autos nicht nur Jobs bei Autoherstellern 
und Zulieferern, sondern verschafft 
Maschinenbauern, Chemie-, Elektro- 
oder Textilfirmen wieder Aufträge – und 
hilft letztlich sogar dem Bäcker an der 
Ecke, wenn der Automobilbeschäftigte 
dank sicherem Job sich weiterhin sonn-
tags frische Brötchen leisten kann.

Wir benötigen dringend auch wei-
tere Maßnahmen, um die Liquidität 
der Unternehmen zu schonen. Dazu 
gehört das Schieben von Steuern 
und Sozialversicherungsbeiträgen. 
Unterm Strich muss das nicht zu ge-
ringeren Einnahmen führen. Aber die 
Firmen müssen eben erst dann zah-
len, wenn sie dazu wieder in der Lage 
sind – hoffentlich in nicht zu ferner 
Zukunft. Auch die Tarifpartner müs-
sen die Unternehmen von Kosten ent-
lasten. In unserer Industrie drückt 
die Firmen z. B. ganz besonders, dass 
sie das Kurzarbeitergeld tariflich 
aufstocken müssen. Doch auch der 
erweiterte Arbeits- und Infektions-
schutz führt beim Wiederanlauf der 
Produktion zu höheren tariflichen 
Kosten. Dass wir ein langfristiges Be-
lastungsmoratorium für Betriebe und 
Beschäftigte fordern, versteht sich 
angesichts der Schwere der Krise fast 
von selbst.

Zuletzt noch ein Appell an die Poli-
tik: Dank der weitgehenden Diszi-
plin der Bürger und der Wirtschaft 

ist die Zahl der Covid-19-Infektionen 
(Stand Anfang Mai) mehrere Wochen 
in Folge auf eine überschaubare Zahl 
gesunken. Jetzt ist es an der Zeit, jede 
Neuinfektion konsequent nachzuver-
folgen – mit noch engmaschigeren 
Tests und einer Tracing-App. Längere 
Einschränkungen der Freiheitsrechte 
und der Wirtschaft sind nur noch 
schwer zu vermitteln, wenn die Poli-
tik Testkapazitäten weiter ungenutzt 
lässt und mit der Entwicklung der App 
nicht vorankommt.

Peer-Michael Dick, 

pressestelle@suedwestmetall.de, 

www.suedwestmetall.de  

Über den Verband:
Südwestmetall ist der tarif- und 
sozialpolitische Arbeitgeberver-
band der größten und stärksten 
Branche im Land - der Metall- und 
Elektroindustrie. Vor mehr als 70 
Jahren gegründet, hat der Verband 
die Aufgabe, für die knapp 700 
Mitgliedsunternehmen kollekti-
ve Tarifverträge auszuhandeln, 
die die Arbeitsbedingungen von 
mehr als 500.000 Beschäftigten 
regeln. Weiter liegt der Schwer-
punkt der Verbandstätigkeit 
auf der Beratung und Unter-
stützung der  Mitglieder, in allen 
arbeits- und sozialrechtlichen 
Themen, in der Arbeitspolitik, 
der Fachkräftesicherung und der 
Interessenvertretung.
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MULTYSTRIPE GmbH · Albstrasse 40 · 73054 Eislingen/Fils · Telefon +49(7161)504880

PVC-Banner, 500g/m² , alle 50cm geöst - Maße 1x3Meter

Seite 1 von 1



8

Textil kann viel –  
auch in der Krise

Von Agilität war viel die Rede in den letzten 
Jahren. In diesem Frühjahr konnte man sie 
in der Praxis beweisen. Unserem Verband 
gelang das zum Beispiel mit einer Web-
site, die für ganz andere Dinge gedacht 
war. Als Internet-Plattform eines vom Land 
geförderten Projekts mit Innovations-
management im Mittelstand wurde über 
Nacht ein Masken-Marktplatz in der Co-
rona-Krise: Als Mitte März die Flut der 
Mails mit Anfragen und Angeboten aus der 
Industrie täglich zunahm, entschied Süd-
westtextil gemeinsam mit der Allianz Faser-
basierte Werkstoffe Baden-Württemberg 
(AFBW), aus www.place2tex.com übers 
Wochenende eine zentrale Anlaufstelle für 
die Vernetzung von Unternehmen zur Pro-
duktion von Schutztextilien zu machen. 

Die Idee der Plattform unterschied sich 
dabei wesentlich von vielen anderen, 
denn hier konnten Unternehmen direkt 
ihr Angebot oder Gesuch einstellen und 
sich mit anderen vernetzen. In der ersten 
Woche meldeten sich bereits rund 100 
Unternehmen mit Angeboten und Ge-
suchen. Nach Ostern waren es bereits 
über 400 Einträge. Ergänzt wurde das 
Angebot auf der Plattform schnell durch 

Online-Kurse und Webinare zur rechts-
sicheren und technisch einwandfreien 
Maskenproduktion.  

So entstanden durch die Vernetzungs-
arbeit der Textilorganisationen innerhalb 
weniger Tage bemerkenswerte Partner-
schaften von Unternehmen und Institu-
ten. Textiler, Rohstofflieferanten, For-
scher und Prüfinstitute zogen an einem 
Strang in dieselbe Richtung und ließen 
in wenigen Tagen Produktionsprozesse 
anlaufen, die in kurzer Zeit Stückzahlen 
in fünf- bis sechsstelliger Höhe hervor-
brachten. Die Offenheit für neuartige Ko-
operationen war außerordentlich, Konzer-
ne kommunizierten mit Mittelständlern 
auf Augenhöhe, Branchengrenzen waren 
keine Hindernisse mehr. Die von vielen 
gar nicht mehr richtig wahrgenommene 
Textilindustrie zeigte zum Zeitpunkt der 
Krise ihre Macherqualitäten.

Dies wurde durch den Appell der baden-
württembergischen Wirtschaftsministerin 
Nicole Hoffmeister-Kraut bestärkt, die die 
Unternehmen Ende April dazu aufrief, sich 
mit ihren Kapazitäten auf der Plattform zu 
registrieren. Innerhalb von einer Woche 

folgten dieser Aufforderung über 246 Fir-
men mit Angeboten unterschiedlichster 
Maskentypen mit einer Produktions-
kapazität von ca. 46 Millionen Stück pro 
Woche, die Hälfte der Menge produziert 
in Baden-Württemberg. 

Wir sind begeistert, wie aktiv und kreativ 
die Branche in diesen Krisenzeiten agiert. 
Und wir hoffen, dass dieses Engagement 
seine Wertschätzung seitens des Landes 
erfährt. Die Politik hat eine Riesenchance, 
mit dem Thema „Textil“ die Qualitäten 
des Standorts Baden-Württemberg neu 
herauszustellen. Unsere Branche hat be-
wiesen: Wir sind noch da und auf Knopf-
druck handlungsfähig und erfindungs-
reich. Jetzt braucht es für den weiteren 

Peter Haas (Hauptgeschäftsführer Südwesttextil) 
im Gespräch

Maskenproduktion

Schwerpunkt
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Aufbau der Schutzausrüstungsproduktion 
Investitionshilfen und Abnahmegarantien 
der öffentlichen Hand. Die Aussagen, 
dass wir unabhängiger von ausländischen 
Herstellern werden müssen, dürfen keine 
Sonntagsreden bleiben. 

Einen emotionalen Einblick in die Unter-
nehmen haben Südwesttextil und AFBW 
gemeinsam mit 21 Unternehmen aus dem 
Netzwerk in der Social-Media-Aktion „Die 
Menschen hinter den Masken“ gegeben. 
Das Video finden Sie auf unseren Social-
Media-Kanälen und hier: https://bit.ly/
menschen-hinter-den-masken!

Peter Haas,

haas@suedwesttextil.de,

www.suedwesttextil.de  

Über den Verband:
Die Textil- und Bekleidungsindustrie 
ist Deutschlands zweitgrößte 
Konsumgüterindustrie und Welt-
marktführer für technische Textilien. 
Südwesttextil vertritt die Interessen 
der Branche in Baden-Württemberg. 
Der Wirtschafts- und Arbeitgeberver-
band ist eine Gemeinschaft von rund 
200 Unternehmen mit 7 Mrd. Euro 
Umsatz und 24.000 Beschäftigten. 
Südwesttextil ist Berater für seine 
Mitglieder, Netzwerker in Politik und 
Wirtschaft, Sozialpartner in der Tarif-
politik, Förderer der Textilforschung 
und des Engagements für soziale und 
ökologische Standards.

place2tex Marktplatz

Social-Media-Aktion von Südwesttextil und AFBW

Schwerpunkt

Die Menschen hiter den Masken
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Auswirkungen und Wege aus 
der Corona-Krise

Die Auswirkungen der Corona-Krise auf 
die Wirtschaft und insbesondere auf 
das schon vor der Corona-Pandemie ge-
schwächte verarbeitende Gewerbe sind 
enorm und teils existenzbedrohend. 
Allein in der Südwestindustrie wurde 
nach vorläufigen Zahlen im Mai 2020 
ein drastischer Beschäftigungsrück-
gang von über 17.900 Erwerbspersonen 
festgestellt. Dies zeigt aber noch nicht 
das gesamte Ausmaß der Krise, die 
sich auch in einer miserablen Konsum-
laune niederschlägt und die Risiken 
einer Deflation erhöht. Befand sich 
die Industrie im Herbst 2019 in einer 
rezessiven Situation, verstärkt die Co-
rona-Pandemie zusätzlich die empfind-
liche Konjunkturlage der Industrie. 
Insbesondere international agierende 
Unternehmen, „Hidden Champions“ 
und die Baden-Württemberg prägen-
den mittelständischen Familienunter-
nehmen, waren und sind – entlang der 
Wertschöpfungskette - von der ab-
geflauten Weltwirtschaftsdynamik in 
einem bisher nicht gekannten Maße 
betroffen.

Der Druck, in die Normalität zurück-
zukehren, ist in den letzten Wochen 
zunehmend aufgrund der erkennbaren 
dramatischen wirtschaftlichen Fol-
gen, aber auch vor dem Hintergrund, 
dass die Corona-Krise – trotz der zu 

beklagenden Opfer -  aus gesund-
heitspolitischer Sicht verhältnismäßig 
„glimpflich“ verlaufen ist, gestiegen. 
Dieses Paradoxon kann nur schritt-
weise gelöst werden, da eine zweite 
Infektionswelle weitaus gravierende-
re und weniger beherrschbare Aus-
wirkungen auf Wirtschaft und Gesell-
schaft haben würde.  Aber nicht nur die 
Vermeidung einer zweiten Infektions-
welle erfordert eine phasenweise Stra-
tegie, sondern auch die momentane 
Nachfragesituation. Im Mittelpunkt 
steht dabei die gegenwärtige ver-
haltene Konsumneigung. Darüber hin-
aus werden Investitionsentscheidungen 
vertagt. Dies lässt sich nicht zuletzt 
auf eine fehlende Planbarkeit aufgrund 
der sich ständig ändernden Rahmen-
bedingungen zurückführen. 

In der aktuellen Ausgangslage sollte 
deshalb wirtschaftspolitisch im Vorder-
grund stehen, die gestörten und unter-
brochenen  Wertschöpfungsnetzwerke 
behutsam wieder „hochzufahren“. Ins-
besondere die Stärkung der durch die 
Krise hart getroffenen Branchen muss 
durch Liquiditätshilfen und Sofort-
programme erfolgen. Hierzu sind meh-
rere Maßnahmen wie das Absenken von 
Steuersätzen, steuertechnische Ver-
lustverrechnungen, eine Erhöhung des 
Rücktragsvolumens und ein Aussetzen 

der Mindestbesteuerung bis 2024 denk-
bar. Des Weiteren müssen grenzüber-
schreitende Handelsbeziehungen wieder 
möglich gemacht werden. Dies würde 
die Logistikketten beleben und die für 
die Produktion so wichtige Rohstoffver-
sorgung sichern. 

Wie aber wird sich die weitere Ent-
wicklung gestalten? Was man heute wohl 
bereits feststellen kann, ist, dass wir 
uns auf einen mehrere Jahre dauernden 
Prozess der „Wiedergenesung“ unserer 
Wirtschaft – der von Branche zu Bran-
che unterschiedlich verlaufen wird - ein-
stellen müssen. 

Ab dem kommenden Jahr 2021 werden 
sich voraussichtlich Logistikketten und 
Produktionsabläufe wieder stabilisieren, 
wenngleich internationale Lieferketten 

Senator E.h. Wolfgang Wolf, Geschäftsführer 
Landesverband der Baden-Württembergischen 
Industrie e. V.

Schwerpunkt
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noch Störungen unterliegen werden. Den-
noch ist davon auszugehen, dass in dieser 
Stabilisierungsphase mit wachsender 
Nachfrage zu rechnen ist. In einer bis 
Ende 2023 anhaltenden Erholungsphase 
wird es darauf ankommen, das Potenzial 
der heimischen Wirtschaft im Hinblick auf 
Investitionen und Innovationen in neue 
Technologien und Geschäftsmodelle zu 
stärken und weiter zu entwickeln.  

Ab dem Jahr 2024, in der Wiederein-
stiegsphase, könnte das Produkti-
ons- und Nachfrageniveau wieder den 
Stand des Jahres 2019 erreichen. Bis 
dahin müssten sich jedoch die Welt-
märkte vollständig erholt haben. Zu-
dem wird davon ausgegangen, dass 
Marktkonsolidierungen stattgefunden 
haben und staatliche Programme aus-
laufen, wenngleich entsprechende 
Programme zur Erreichung der euro-
päischen Klimaschutz-Ziele ihren Hö-
hepunkt erlangen könnten. Flankierend 
mit Steuererleichterungen würden In-
vestitionen in neue Technologien folgen 
und Wohlstandsverluste aus der Krise 
kompensieren.  

Ab 2030 dann, in der Progressionsphase, 
ist vor allem damit zu rechnen, dass der er-
hebliche Konsolidierungsbedarf der öffent-
lichen Haushalte bewirken wird, die Staats-
schulden zu minimieren und Mechanismen 
– wie etwa nach der Finanz- und Wirt-
schaftskrise 2009 - umgesetzt werden, die 
das Finanzsystem nachhaltig stärken sollen. 
Eine Modernisierung des Steuersystems 
wird zudem notwendig sein, und die Förde-
rung von Forschung und Entwicklung muss 
weiter vorangetrieben werden. Dies wird 
disruptive Veränderungen zur Folge haben, 
die zu erheblichen Marktveränderungen 
führen und den Strukturwandel weiter 
vorantreiben werden, sodass im Zuge 
der Innovationsdynamik Abschreibungs-
bedingungen überdacht werden müssen, 
um fortschreitende Investitionen in neue, 
zum Teil auch disruptive Technologien, zu 
ermöglichen.  

In diesem Zeitverlauf ist davon aus-
zugehen, dass sich das im Lockdown 
veränderte Wertesystem in der Gesell-
schaft auf die politischen Ziele und Ent-
scheidungen auswirken wird. Bürgerin-
nen und Bürger haben ein vermehrtes 

Bedürfnis nach Sicherheit und Gesund-
heit und den Wunsch nach stärker digital 
geprägten persönlichen, schulischen und 
beruflichen Abläufen, die ein Mehr an 
Gestaltungsmöglichkeiten bieten.

Senator E.h. Wolfgang Wolf,

wolf@lvi.de,

www.lvi.de  

Über den Verband:
Der LVI ist der Spitzenverband der 
Industrie und industrienahen Dienst-
leistungen in Baden-Württemberg. Er 
hat ausschließlich freiwillige Mit-
glieder – derzeit 36 Fachverbände 
und 110 Unternehmen. Er bündelt 
ferner die Interessen einiger Cluster 
wie das Forum Luft- und Raumfahrt 
Baden-Württemberg, Plattform 
Umwelttechnik, die Elektroindustrie 
und die Gießereibranche. Der LVI 
vertritt die Interessen seiner Mit-
glieder gegenüber Politik, Ver-
waltung und Öffentlichkeit. Er ist der 
Landesverband des BDI. 

Der LVI als Ländervertretung des BDI in Baden-Württemberg.

Schwerpunkt
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Erhalt des Kulturgutes Volksfeste und Jahr-
märkte und eigene Existenznotlage kommt 
bei Schaustellern und Marktkaufleuten einer 
Gratwanderung gleich.

Bedingt durch vom Staat getroffene Verordnungen zum Schutz 
der Bevölkerung wurde Schaustellern und Marktkaufleuten die 
Existenzgrundlage entzogen und die Möglichkeit genommen, 
ihren Lebensunterhalt selbst zu verdienen. Obwohl diese voll 
hinter den zum Schutz der Bevölkerung getroffenen Maß-
nahmen stehen, sind die Gewerbetreibenden ohne schnelle 
staatliche Finanzhilfen nicht in der Lage, ihre Betriebe und die 
damit verbundenen Arbeitsplätze zu erhalten. Bevor die Saison 
2020 überhaupt begonnen hat, sind schon über 90 % der Ver-
anstaltungen abgesagt.

Monatelang keine Einnahmen, seit Dezember 2019 - das stellt 
selbst gesündeste Betriebe vor Existenzprobleme.
Sollte die Politik nicht sofort mit finanzieller Unterstützung 
reagieren, mutiert die wohlgemeinte gewährte Soforthilfe zur 
Sterbehilfe für das Kulturgut Volksfeste und Jahrmärkte bzw. für 
Schausteller und Marktkaufleute, die dieses Kulturgut seit Ge-
nerationen eng verbunden pflegen und erhalten.

Durch die sehr unterschiedlich strukturierten Betriebe scheint 
das Reisegewerbe durch alle Raster bisher von Bund und Land 
aufgelegten Hilfsprogramme zu fallen, die alle auch nicht einmal 
nur ansatzweise auf das Reisegewerbe zugeschnitten waren.

Es stellt sich hier auch die Frage, ob sich die Politik überhaupt 
für die existenzielle Notlage von Schaustellern und Marktkauf-
leute entsprechend sensibilisieren lässt und die akute Gefahr 
des Aussterbens des Gewerbes und des damit eng verbundenen 

Frühere Stuttgarter Frühlingsfesteröffnung mit Mark Roschmann, Linda 
Brandl, Thomas Fuhrmann, Werner Burgmeier und Sabine Wirblich

Schwerpunkt
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Kulturgutes auf dem Schirm hat.

Durch den staatlich verordneten Stillstand wurden Schausteller 
und Marktkaufleute, vor der Corona-Krise gesunde und funk-
tionierende Betriebe, nicht nur landes- sondern bundesweit, 
ins künstliche Koma versetzt. Immer wieder modifizierte Ver-
ordnungen wandelten das künstliche in ein monatelanges Lang-
zeitkoma um, ohne absehbares Ende.

Mit ca. 4.500 Schaustellern und Marktkaufleuten, vorwiegend 
Mehrgenerationen-Kleinbetriebe mit bis zu 5 Mitarbeitern 
zählt das Reisegewerbe mit zu den kleinen mittelständischen 
Branchen in Baden-Württemberg. Bundesweit bieten ca. 5.000 
Schaustellerbetriebe zusammen mit ca. 40.000 Marktkauf-
leuten ca. 100.000 Arbeitsplätze. 
Weltweit sind Volksfeste und Jahrmärkte ein Markenzeichen für 
deutsche Tradition und Kultur.

Die Politik ist jetzt gefordert, dafür Sorge zu tragen, dass das 
Kulturgut Volksfeste und Jahrmärkte mit seinen vielen kleinen 
mittelständischen Betrieben nicht dauerhaft und massiv durch 
diese Krise beschädigt wird.

Sie steht voll in der Verantwortung und ist dazu verpflichtet, 
dem Reisegewerbe, Schaustellern und Marktkaufleuten mit 

staatlichen, direkten Finanzhilfen die Existenzgrundlage und 
den Erhalt der Betriebe und des Kulturgutes zu sichern.
Die Entscheidung, ob wir alle nach der Corona-Pandemie wieder 
Volksfeste und Jahrmärkte, traditionelle Orte der Begegnung, 
besuchen können, liegt bei der Politik. 

Werner Burgmeier, Linda Brandl,  

info@lsm-bw.de, 

www.lsm-bw.de 

Mark Roschmann,

	 svs-stuttgart@t-online.de,

www.schaustellerverbandstuttgart.de  

Über die Verbände:
Der Schaustellerverband Südwest Stuttgart e.V. wahrt die 
Interessen seiner Mitglieder und wirkt bei den Rahmen-
bedingungen der Veranstaltungen im Land im Interesse 
seiner Mitglieder mit. Es ist ein Verband, der nur von Mit-
gliedern getragen wird, die nach Schaustellerart reisen.
Der Landesverband Schausteller und Marktkaufleute Ba-
den-Württemberg e.V., kurz LSM, ist ein 1957 gegründeter, 
ehrenamtlich organisierter, berufsbezogener Regional-
verband für das Reisegewerbe.

Schwerpunkt
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Eröffnung Cannstatter Volksfest mit Werner Burgmeier, Linda Brandl, Mark Rosch-
mann, Hannelore Schröter-Wagner, Thomas Strobl, Albert Ritter und Kevin Kratsch

Kinderkarussell - Zwangspause durch Corona
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Wie junge Unternehmer 
die Herausforderungen der 
Corona-Krise überwinden

Diese Krise hat uns vor Augen geführt: 
Es gibt kein „Ende der Geschichte“. Die 
Folgen dieser Krise werden unser aller 
Verhalten lange beeinflussen. Wir jungen 
Unternehmer, sei es im Familienunter-
nehmen oder im Start-up, stehen vor un-
sicheren Zeiten.  
Denn die Auswirkungen der Corona-Pan-
demie auf den Mittelstand und auf die 
Familienunternehmen sind gravierend: 
Liquiditätsengpässe, Auftragseinbrüche 
und Personalausfälle. Als designierte 
Nachfolgerin in einem Familienunter-
nehmen in Baden-Württemberg und 
als Start-up-Gründerin kenne ich diese 
Sorgen. Und als Bundesvorsitzende 
des Wirtschaftsverbands DIE JUNGEN 
UNTERNEHMER erreichen mich die 
Schicksale von Unternehmern aus allen 
Branchen in ganz Deutschland. Es fehlen 
die Einnahmen, während die Ausgaben 
weiterlaufen. Unternehmen brechen 
weg, was eine katastrophale Ketten-
reaktion nach sich zieht. Produktions-
ketten und Dienstleister hängen plötzlich 
in der Luft. Das Corona-Domino nimmt 
seinen Lauf.

Unternehmensnachfolger stehen vor 
großen Herausforderungen
In den nächsten zwei Jahren stehen 
bundesweit über 250.000 Generationen-

wechsel in Familienunternehmen an, 
viele davon in Baden-Württemberg. Die 
Nachfolger der heutigen Firmenchefs 
stehen wie ich heute schon in den Start-
löchern, doch zu viele werden durch Co-
rona ohne eigenes Zutun mit dünneren 
Auftragsbüchern und hohen Schulden 
konfrontiert sein – Schulden, die sie auf 
sich genommen haben, um die Krise zu 
überstehen. 
Es wird eine Herkulesaufgabe für uns 
als junge Unternehmergeneration, die 
Corona-Scherben wieder einzusammeln. 
Die Arbeitsplätze zu erhalten. Die Unter-
nehmen „nach Corona“ wieder auf die 
Straße zu bringen. Deswegen sage ich 
ganz deutlich: Wenn in dieser riskan-
ten Lage Betriebsvermögen über neue 
oder höhere Steuern aus den Unter-
nehmen gezogen werden würde, hätte 
dies zur Folge, dass den nach Corona ver-
bliebenen Unternehmen die Luft ausgeht 
und Arbeitsplätze verloren gehen.

Start-ups dürfen nicht unter die Räder 
kommen
Bei den Start-ups wird es auch nicht 
einfacher: Viele innovative Start-ups in 
Baden-Württemberg haben gute Ideen, 
aber nur begrenztes Kapital und wenige 
Sicherheiten. Deshalb ist die Beschaffung 
von Krediten eher schwierig. Gestandene 

Unternehmen können immerhin ihre 
Bonität der letzten Jahre aufzeigen. 
Bei Start-ups ist dies häufig nicht mög-
lich. Und selbst wenn wir jungen Unter-
nehmer Kredite bekommen, sind sie kein 
Allheilmittel. Gründer und Start-ups dür-
fen nicht unter die Räder geraten.  
Nach der Corona-Pandemie ist ein 
Schutz für junge Unternehmen wich-
tiger als zuvor: DIE JUNGEN UNTER-
NEHMER fordern daher die Einrichtung 
einer Schutzglocke für gerade ge-
gründete und junge Unternehmen, um 
diese zumindest vor der ausufernden 
Bürokratie zu bewahren. Im Jahr der 
Gründung und in den darauffolgenden 
drei Jahren sollten sie von möglichst vie-
len Regelungen im Steuer- und Arbeits-
recht befreit werden.

Mit Mut zurück zur Sozialen 
Marktwirtschaft
Vielen Menschen ist durch die Krise be-
sonders deutlich geworden, welchen 
hohen Stellenwert Werte wie Eigentum, 
Freiheit, Verantwortung und Wettbewerb 
haben. Die Spielregeln für den weltweiten 
Austausch von Waren, Dienstleistungen 
und Menschen werden vor unser aller 
Augen von Staaten neu geschrieben. 
Wir stehen vor einer Welle von Über-
schuldungen. Die Werte der Sozialen 
Marktwirtschaft sind außer Kraft gesetzt. 
Wir müssen von einem Modus der Staats-
hilfen, Notfallregelungen und Krisen-
instrumenten weg. Schließlich müssen 
die Unternehmer, Mitarbeiter und Steuer-
zahler die Krisenpakete finanzieren.  

Sarna Röser, Bundesvorsitzende des Verbands  
DIE JUNGEN UNTERNEHMER
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Alle Unternehmen haben gemein, dass 
die zum Glück schnell auf die Beine ge-
stellten Liquiditätshilfen nur bedingt 
helfen. Sie sind keine langfristige Lösung 
für unsere Wirtschaft, sondern nur Pflas-
ter auf unsere Wunden. Hilfsprogramme 
verhindern nur vorübergehend die In-
solvenz, ermöglichen aber auf Dauer 
keine Innovationen und retten keine 
Arbeitsplätze. Deshalb ist die Rückkehr 
zum Normalbetrieb, um wieder eigene 
Umsätze zu erwirtschaften, das zentra-
le Element beim Weg aus der Krise. Die 
Unternehmen sind dazu bereit.   
Egal ob Start-up-Gründer oder Nach-
folger, nur in dem System der Sozialen 
Marktwirtschaft erhalten wir unse-
ren Wohlstand. Mindestens genauso 
wichtig wie die Rückkehr in die finan-
zielle Normalität ist die Besinnung auf 
ordnungspolitische Werte. Wichtig ist 
dabei, dass die Soziale Marktwirtschaft 
aus dieser Krise gestärkt herauskommt. 
Ordnungspolitik ist kein Schönwetter-
Instrument. Sie wird gerade dann ge-
braucht, wenn uns der Wind kalt ins Ge-
sicht bläst.

Zusammen überwinden wir diese Krise! 
Und genau wie vor der Krise braucht es 
Mut für den unternehmerischen Geist in 
Deutschland. Was uns als Verband auch 

in Baden-Württemberg auszeichnet, ist, 
dass unsere Mitglieder wie eine Familie 
zusammengerückt sind. Wer die rich-
tigen Mitstreiter hat, kann fast jeden 
Sturm überstehen! Es gibt nunmehr di-
gitale Stammtische und Online-Work-
shops zum Austausch darüber, wie wir 
diese Krise überwinden, vielleicht neue 
Geschäftszweige etablieren oder die 
Kommunikation stärken können. Guter 
Austausch und gegenseitige Tipps sind 
best practice. Gerade bei den Betrieben 
hat sich gezeigt, dass ein Miteinander zu 
praktischen und organisatorischen Lö-
sungen führt. 

Sarna Röser,

roeser@junge-unternehmer.de,

www.junge-unternehmer.eu,

www.sarna-roeser.de  

Über die Autorin:
Sarna Röser ist seit 2018 die 
Bundesvorsitzende des Verbands 
DIE JUNGEN UNTERNEHMER in 
Deutschland, designierte Nach-
folgerin im Familienunternehmen 
Zementrohr- und Betonwerke Karl 
Röser & Sohn GmbH in Baden-
Württemberg und Gründerin von 
zwei Start-ups. Sie ist jung, enga-
giert und mutig. In ihrem Ehrenamt 
bei DIE JUNGEN UNTERNEHMER 
setzt sie sich für eine starke Stim-
me der jungen Wirtschaft ein. 

DIE JUNGEN UNTERNEHMER
ist das Forum für junge Familien-
unternehmer und Gründer bis 40 
Jahre. Unter dem Motto „Freiheit, 
Eigentum, Wettbewerb und Ver-
antwortung“ bezieht der Verband 
Stellung für eine wettbewerbs-
orientierte und Soziale Marktwirt-
schaft sowie gegen überflüssige 
Staatseingriffe. DIE JUNGEN 
UNTERNEHMER vereinen ge-
meinsam mit dem Mutterverband 
DIE FAMILIENUNTERNEHMER rund 
6.000 Familienunternehmer aus ganz 
Deutschland. 

Sarna Röser mit ihrem Vater Jürgen Röser, Geschäftsführer im Familienunternehmen Zementrohr- und Betonwerke Karl Röser & Sohn GmbH in Mundelsheim
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Was die Corona-Krise für 
Start-ups bedeutet, warum 
wir sie retten müssen und wie 
das gelingen kann

Die Auswirkungen der Corona-Pandemie 
sind allumfassend und halten die ganze 
Welt in Atem: Das Gesundheitssystem 
ächzt unter der Mehrbelastung, Fami-
lien müssen sich aufgrund des Wegfalls 
von Betreuungs- und Bildungsangeboten 
reorganisieren und die Wirtschaft ist 
weitestgehend heruntergefahren und 
kommt nur schwer wieder in Schwung.
Selbstverständlich sind auch junge, inno-
vative Wachstumsunternehmen – kurz 
Start-ups – nicht von den Auswirkungen 
ausgenommen. Doch wie stark trifft 
es die junge Szene? Und welche Aus-
wirkungen hat eine Beeinträchtigung der 
Start-ups? 

Das Start-up-Ländle 
Das jüngste deutsche DAX-Unter-
nehmen „made in BaWü“, die SAP, wurde 
1972 gegründet und ist nun wirklich 
kein Start-up mehr. Seitdem ist es dem 
Land der Weltmarktführer und Hidden 
Champions nicht mehr gelungen, aus 
einem Start-up ein DAX-Unternehmen 

zu formen. Dass das gelingen kann, zei-
gen uns weltweit agierende Tech-Gigan-
ten wie Facebook, Amazon oder Alibaba. 
Und dennoch: das Start-up-Ländle ist im 
Aufbruch. Aller Orten werden Accele-
ratoren – also auf Start-ups und deren 
unternehmerische Beschleunigung op-
timierte Leistungsstützpunkte – auf-
gebaut, kaum eine größere Stadt oder 
Ballungszentrum kann mehr auf einen 
Co-Working Space verzichten, und zu-
nehmend betreten auch Mittelständler 
neben den üblich verdächtigen Groß-
konzernen die Bühne des so genannten 
„Corporate Venturing“ und wollen Start-
ups gründen, mit ihnen zusammen-
arbeiten oder in sie investieren. Vor 
allem auf (Hoch-) Technologie orien-
tierte Gründungen mit Ausprägung für 
B2B-Geschäftsmodelle werden seitens 
des Wirtschaftsministeriums mit der 
Landeskampagne Start-up BW (www.
startupbw.de) seit Langem gepusht. 
Doch in diesem Schwerpunkt könnte 
nun die große Verwundbarkeit liegen. 

Start-ups im doppelten Existenzkampf 
Start-ups sind es gewohnt, um ihre Exis-
tenz zu kämpfen und machen daraus ja 
bekanntlich eine Tugend. Kunden, In-
vestoren, Mitarbeiter – alles muss hart er-
arbeitet werden, nichts ist selbstverständ-
lich, kurzum: der perfekte Nährboden für 
innovative und kreative Lösungsansätze. 
Not macht eben erfinderisch. Doch der 
Kampf ums Überleben erhält nun eine 
neue Front: Durch den Fokus auf Ge-
schäftskunden, deren eigene wirtschaft-
liche Existenz aufgrund des Lockdown 
oder des Verfalls internationaler Liefer- 
und Absatzketten nun gefährdet ist, er-
fährt ein Großteil der Start-ups aufgrund 
von Kostenstopps auf Kundenseite gera-
de massive Umsatzeinbrüche. Sieben von 
zehn Start-ups fürchten um ihre Existenz, 

Adrian Thoma, Gründer und Geschäftsführer der 
Pioniergeist GmbH

Pitch Time!
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so eine aktuelle Studie des Deutschen 
Start-up Verbands. Rückläufige Umsatz-
zahlen wiederum sorgen nicht nur für 
fehlende Liquidität, sie gefährden zudem 
bei Start-ups mit bestehenden Investoren 
das Erreichen ihrer Meilensteine. 
Neu-Investoren bei rückläufigen Zahlen 
zu gewinnen, wird auch nicht einfacher, 
sprich: Für Start-ups überlebensnot-
wendige Finanzierungsrunden drohen zu 
platzen oder werden verschoben. 
Start-ups verfügen im Gegensatz zu eta-
blierten Unternehmen nur leider nicht 
über die nötige Kapitaldecke, um diesen 
Umsatz- und Finanzierungsausfall zu über-
brücken. Die in den letzten Jahren müh-
sam erarbeitete Substanz an Gründungs-
dynamik ist also komplett in Gefahr. Auf 
dem Spiel steht nichts weniger als unsere 
Zukunft: Start-ups sind Treiber des digi-
talen Fortschritts, für etablierte Unter-
nehmen eine wichtige und effiziente Form 
der externalisierten Innovation und volks-
wirtschaftlich gesehen der Mittelstand 
und Arbeitgeber von morgen. 

Die Politik reagiert – wenn auch zu 
langsam
Am 1. April verkündete Bundesfinanz-
minister Olaf Scholz ein 2-Milliarden-
Rettungspaket für Start-ups. Dieser frühe 
Vorstoß der Politik wurde von Start-
up-Vertretern mit Begeisterung auf-
genommen und zeigt die im Gegensatz 
zu vorigen Krisen offenbar gestiegene 
Sichtbarkeit und Wertschätzung der jun-
gen Szene. Leider hat sich das Bundes-
finanzministerium dann aber einen 
Monat wertvolle Zeit gelassen, um das 
Paket mit seinen zwei Säulen zu konkre-

tisieren: Durch einen so genannten Mat-
ching-Fund, der privates Wagniskapital 
in einem Verhältnis von 70:30 aufstockt, 
soll privates Risiko entlastet und dadurch 
mehr Investitionsrunden ermöglicht 
werden. In einer zweiten Säule werden 
Landeskreditinstitute mit Bundesmitteln 
ausgestattet, um sie über deren Netz-
werke in junge Unternehmen und Mittel-
ständler zu investieren. 
Was auf Bundesebene etwas auf sich 
warten ließ, ist in Baden-Württemberg 
schon längst Realität: Wirtschafts-
ministerin Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut 
und ihr Ministerium haben in Rekord-
zeit einen Rettungsschirm namens 
Start-up BW Pro-Tect ins Leben gerufen, 
der speziell auf Start-ups und deren 
Liquiditätsengpässe zugeschnitten 
ist. Und das fast schon unerträglich 
typisch BaWü: schnell, wirksam und 
leider nahezu, ohne dass es jemand 
mitbekommt. Dabei hat dieses ent-
schlossene Handeln gerade auch für die 
Bundeskollegen sowie andere Bundes-
länder durchaus Vorbildcharakter. 

„The Ask“
Was es nun braucht, um die Start-up-
Szene zu retten, im Start-up-Sprech auch 
„The Ask“ genannt:
1.	 Liebe Bundespolitik: Setzt den 

Rettungsschirm jetzt unbürokratisch 
und schnell um – wie das geht, sieht 
man in Baden-Württemberg.

2.	 Liebe Landeswirtschaftspolitik: 
Die Töpfe werden nicht ausreichen, 
macht Euch im Finanzministerium 
stark für eine Aufstockung.

3.	 Liebe Landesbildungspolitik: Viele 

junge, top ausgebildete Menschen 
werden jetzt nicht mehr am Arbeits-
markt unterkommen wie bisher. 
Jetzt ist die Chance, ‚Gründen‘ als 
echte Alternative zu einem klas-
sischen Berufsweg in den Köpfen 
fest zu verankern und eine neue 
Gründerzeit loszutreten. Stärkt jetzt 
vermehrt Start-up-Programme an 
Universitäten und Hochschulen.

4.	 Liebe Wirtschaft: Lasst Eure Start-
ups nicht hängen. Kauft ihre Pro-
dukte, nutzt ihre Dienstleistungen 
und beteiligt Euch an ihnen, gerade 
jetzt sind das wichtige Zukunfts-
investitionen. Es gibt ja auch eine 
Zeit nach Corona.

5.	 Liebe Verwaltung: Bitte schreibt 
doch Projekte künftig expliziter für 
Start-ups aus, es wird Euch und ihnen 
gut tun.

Über den Autor:
Adrian Thoma ist Gründer und 
Geschäftsführer der Pionier-
geist GmbH aus Stuttgart sowie 
Regionalvertreter des Bundes-
verbands Deutsche Startups 
e.V. Direkt im Anschluss an sein 
Studium der audiovisuellen Medien 
an der HdM Stuttgart gründete 
Thoma 2008 die Simpleshow, die 
er nach fünf Jahren mit knapp 80 
Mitarbeitern auf 3 Kontinenten ver-
kaufte. 2013 startete er gemeinsam 
mit Dr. Winfried Richter Pionier-
geist, ein Innovations-Ökosystem 
mit dem Ziel, Unternehmerpersön-
lichkeiten zu entwickeln, erfolg-
reiche Unternehmen zu formen und 
eine Innovations-Community
aufzubauen.
Seit 2016 ist Thoma Regionalver-
treter im Bundesverband Deutscher 
Startups e.V. und seit 2018 Mit-
glied im Startup BW Think Tank, 
dem Expertengremium des baden-
württembergischen Wirtschafts-
ministeriums zur Start-up-Politik. 
Thoma ist verheiratet und hat 3 
Kinder.

Adrian Thoma,

adrian.thoma@pioniergeist.io,

www.pioniergeist.io 

Gründerevent im Stuttgarter Start-up-Hub STEYG
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Neue  
Herausforderungen 
bei Weinbau Linser

Wir sind ein traditioneller landwirtschaftlicher Hof im Westen 
von Freiburg mit über 250 Jahren Geschichte. Auch uns be-
schäftigt die aktuelle Situation in Bezug auf das Coronavirus.  
Unsere Schwerpunkte liegen beim Spargel, Wein- und Acker-
bau. Wir arbeiten mit zwei festangestellten Arbeitskräften und 
abhängig von der Jahreszeit zwischen 4 und 6 Saisonarbeits-
kräften aus Polen. Unsere größte Herausforderung aktuell ist 
das Rekrutieren und Koordinieren der Mitarbeiter. 
Unsere Gastarbeiter kommen aus Polen und sind schon seit vie-
len Jahren auf unserem Hof. Überwiegend sind sie in der Ernte 
des Spargels und in den Handarbeiten im Weinbau tätig. In der 
Saison 2020 läuft dies jedoch etwas anders. 
Wir beobachteten im Verlaufe von Februar und März, wie 
immer mehr Beschränkungen durch das aktuelle Coronavirus 
auf uns zukamen. In der zweiten Märzwoche war uns dann klar, 
dass wir dieses Jahr nicht so wie bisher auf unsere Saisonkräfte 
zurückgreifen können.  Wir hatten Glück, dass zu diesem Zeit-
punkt noch drei unserer polnischen Mitarbeiter/innen bei uns 
auf dem Hof waren. Wir waren sehr froh, dass wir einen Teil 
unserer Stammmannschaft hatten.Martin Linser, Weinbautechniker

Der Spargel darf gestochen werden.
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Ernte zur Corona-Zeit
Um die Spargelernte bewältigen zu 
können, brauchen wir jedoch mehr mit-
arbeitende Hände. Wir ahnten, dass es 
Einreisebeschränkungen geben wird 
und gingen daher sofort auf die Suche 
nach deutschen Mitarbeitern. Am 16.03. 
schalteten wir daraufhin bei der Bundes-
agentur für Arbeit ein Stellenangebot für 
kurzfristig Beschäftigte und machten 
einen Aufruf über Facebook, wer Lust 
hätte, uns bei der kommenden Ernte zu 
helfen. Die Resonanz war riesig. Über 

mehrere Wochen gingen bei uns An-
fragen ein. Viele Anfragen kamen aus 
dem Gastrobereich, von Studenten und 
viele Anfragen von Soloselbständigen. 
Es waren alle hoch motiviert und gaben 
an zu wissen, was auf sie zukommt. 
Dabei konnten wir auch erkennen, dass 
nicht nur uns geholfen werden konnte, 
sondern auch wir vielen anderen helfen 
können. 
Daraufhin bildeten wir nach Vorgesprächen 
einen Pool an Leuten, mit welchen wir 
Anfang April in die Ernte starten konn-
ten. Wir rekrutierten mehr Personal wie 

gewöhnlich, um mehr Flexibilität auf den 
beiden Seiten zu schaffen. Nach den ers-
ten beiden Tagen Einführung trennte sich 
dann recht schnell die Spreu vom Wei-
zen, und so mancher musste feststellen, 
dass die Arbeit im Sonderkulturbereich 
der Landwirtschaft unterschätzt wurde. 
So lichtete sich die Anzahl der helfenden 
Hände deutlich und wir mussten nochmal 
neu hinzu rekrutieren.  Die Mitarbeiter, 
die jetzt da sind oder von Anfang an 
dabei waren, sind immer motiviert und 
mit Spaß bei der Sache. 

Rückbesinnung auf Regionalität
Hinter uns liegen nun mehrere heraus-
fordernde und ereignisreiche Wochen. 
Auf der einen Seite die neuen Mit-
arbeiter/innen und die zusätzliche ad-
ministrative Arbeit auf der anderen 
Seite, das Umorganisieren des laufenden 
Betriebs im Bereich der Vermarktung. 
Es waren auch hier neue Wege gefragt, 
aus hygienischen und absatzorientierten 
Aspekten. Immer wieder mussten wir 
uns vorausschauend auf neue Situatio-
nen und Regelungen einstellen. Sehr 
positiv an der aktuellen Situation ist 
die Rückbesinnung der Bevölkerung auf 
Regionalität und kurze Lieferwege. 
Wir sehen daher der Zukunft positiv 
entgegen. 

Martin Linser,

weinbau@linser.de,

www.linser.de  

Feldarbeit bei Weinbau Linser

� Ortsnetzbau
� Fernleitungsbau
� Industrie- und Sanitäre Anlagen
� Grabenlose Rohrverlegung
� Gas - Wasser
� Wärme - Kälte

� Rohrleitungstiefbau
� Kabelleitungstiefbau
� Straßenbau
� Pflasterbau
� Durchpressungen

� Gasleitungen
� Wasserleitungen
� Fernwärmeleitungen
� Sonderbauwerke
� Anlagenbau
� Tiefbau

Holderäckerstr. 1 • D-70499 Stuttgart 
Tel. 0711 87 87 48-60

www.weitbrecht-rohrleitungsbau.de

Holderäckerstr. 3 • D-70499 Stuttgart 
Tel. 0711 87 87 48-60

www.schenek-tiefbau.de

Seestr. 52 • D-70794 Filderstadt
Tel. 07158 17 16-0

www.trommler-rohrleitungsbau.de

Drei Marken – ein Team! Bau- und Versorgungssicherheit für Mensch und Umwelt aus einer Hand.
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Konsequent und ruhig durch die Corona-Krise 

Die Corona-Krise hat uns vor noch nie 
dagewesene Herausforderungen ge-
stellt. Wie schützen wir unsere Beleg-
schaft in Buchenbach (220 MA) und 
Viljandi, Estland (160 MA) vor einer 
Corona-Infektion? Das Führungsteam 
hat einen Corona-Krisenstab gebildet. 
Kontaktaufnahme mit dem Gesund-
heitsamt Freiburg (LRA-FR), das uns 
die erste Orientierung gegeben hat. 
Neben den Ratschlägen für Hygiene 
wurden wir ermutigt, den gesamten 
Betrieb normal weiterzuführen.
Später haben wir aus den Branchennach-

richten erfahren, dass wir als Holzver-
arbeiter und Produzent von Bioenergie 
(Strom, Pellets) als „systemrelevant“ 
eingestuft sind. Die Corona-Schutzmaß-
nahmen haben wir in beiden Betrieben 
parallel durchgeführt:

-	 Im Produktionsbetrieb wurden je 
Abteilung ein Kantinenraum ein-
gerichtet. Für die Angestellten (Ver-
waltung) gibt es einen separaten 
Pausenraum in einem Nebengebäude.

-	 Ein in Hygieneschutzmaßnahmen aus- 
gebildeter Mitarbeiter wurde freige

stellt, ausschließlich auf dem gesam-
ten Betriebsgelände mit lokal her-
gestelltem Desinfektionsmittel alle 
Oberflächen zu desinfizieren (Tisch-
oberflächen, Türklinken, Handläufe, 
Büroeinrichtungen, Produktionsleit-
stände und Verwaltung etc.).

Wo möglich, haben wir Arbeit von Zu-
hause veranlasst. Mütter und Väter, 
die zur Ausübung ihrer Tätigkeit im 
Büro sein müssen, können ihre Kinder 
mit ins Büro nehmen. Wir stellen Platz 
zum Spielen und Lernen zur Verfügung 

Die Dold Holzwerke GmbH in Buchenbach aus der Luft

Schwerpunkt
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und eine private Spielwiese, wenn Ab-
wechslung vom Hausaufgabenmachen
angesagt ist.

Konstante Produktion trotz Corona 
Bei alledem läuft der Produktions-
betrieb relativ normal weiter, je nach 
Corona-Krisenlage bei unseren Export-
kunden. 60 % unserer Produkte werden 
zu Kunden in Frankreich, Schweiz, Ita-
lien, Spanien, Belgien, Niederlande etc. 
per Lkw transportiert. Das Geschäft 
mit deutschen Kunden läuft besser, 
weil es keine Transportbeschränkungen 
gibt. Überraschend für uns war die sehr 
positive Geschäftsentwicklung (+60 %)
mit unserem südlichen Nachbarn Ita-
lien, wo die Corona-Krise für einige 
Tage die Transporte zu unterbrechen 
drohte.
Unsere Kunden im größten Export-
markt Frankreich waren und sind stark 
behindert durch staatliche Regelun-
gen und gewerkschaftlichen Einfluss. 
Unternehmer berichten uns, dass die 
Arbeitskräfte nicht zur Arbeit kommen, 
weil sie bei „chomage technique“ z. B. 
90 % des Nettolohns vom Staat ersetzt 
bekommen und nebenher mit „Privat-
arbeit“ dazuverdienen.
Für uns heißt das: Maximale Liefer-
bereitschaft zu jeder Zeit, weil viele 
Aufträge wegen Corona nicht aus-
geliefert werden konnten, aber täglich 
der Abruf der produzierten Ware erfol-
gen kann.

Verantwortungsvolle Planung und 
Investitionen
Um den Nachfragerückgang auszu-
gleichen, haben wir wie in der Finanz-
krise 2009 Wertschöpfung in den eige-
nen Betrieb zurückgeholt und weniger 
Vorprodukte zugekauft. Diese Erfahrung 
hat uns jetzt erneut genutzt, um Kurz-
arbeit und Entlassungen bisher zu ver-
meiden. Der Betriebsrat ist bei den 
Corona-Krisenbesprechungen immer 
dabei und unterstützt das Führungs-
team, das mit maximaler Beweglichkeit 
die fast 100%ige Auslastung der Pro-
duktion erreicht. Dabei ist es von gro-
ßem Vorteil, dass der Betriebsrat nicht 
mehr von den IG-Metall-Bürokraten be-
herrscht wird, die früher jede kurzfristige 
Änderung der Schichteinteilung zur Ge-
nehmigung gestellt haben. Diese Läh-

mung der Betriebsabläufe besteht nicht. 
Das ermuntert Geschäftsleitung und 
Eigentümer, das sorgfältig vorbereitete 
Investitionsprogramm 2020/2021 durch-
zuführen, die vereinbarten Prämien für 
die Belegschaft und eine Lohnerhöhung 
für 2020 zu tragen.

Erwin G. Dold, 

erwin.dold@dold-holzwerke.com,

www.dold-holzwerke.com  

Über das Unternehmen:
Die Dold Holzwerke GmbH mit Sitz 
in Buchenbach/Schwarzwald ist 
eines der großen deutschen holz-
verarbeitenden Unternehmen mit 
aktuell rund 220 Mitarbeitern. Seit 
der Gründung in den 1880er-Jahren 
wird das Unternehmen in der vier-
ten Generation von dem Führungs-
team Erwin G. Dold und Nikolaus 
Faller geleitet.

Schwerpunkt

Vorlandstraße 1

77756 Hausach

uhl-beton.de

FON 0 78 31 78 9-0

FAX 0 78 31 74 75

E-MAIL  info@uhl-beton.de
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Krisenerprobt durch 95 Jahre 
Firmengeschichte 

Auch der Hersteller von Präzisionswerk-
zeugen, die Firma Stefan Hertweck aus 
Gaggenau, spürt die Auswirkungen der 
Covid-19-Epidemie. Tatsache ist aber, 
dass die Automobil- und Maschinen-
baukonjunktur bereits ab dem Sommer 
2019 kontinuierlich auf Talfahrt ging, 
so dass auch unsere Umsätze in die-
sem für uns wichtigen Industriebereich 
schon lange vor Corona eingebrochen 
sind. Als Reaktion auf diese rückläufige 
Marktentwicklung haben wir bereits 
im September 2019 Kurzarbeit für das 
Unternehmen beantragt.

Corona hat uns beginnend mit dem 
Monat März einen weiteren drasti-
schen Umsatzrückgang beschert. Der 
Auftragseingang hat sich fast hal-

biert, die Aussichten für die kommen-
den Monate sind bescheiden. Etliche 
unserer Kunden, vor allem die Auto-
mobilzulieferer in Deutschland und im 
europäischen Ausland (z.B. Italien und 
Frankreich), hatten ihre Werke über 
Wochen komplett geschlossen. Daraus 
resultierten Auftragsstornierungen, 
Zahlungsverzögerungen, aber auch 
Zahlungsausfälle. Aktuell befinden 
sich viele unserer Kunden in Kurz-
arbeit. Alle hoffen angespannt auf die 
Wiederbelebung der Automobil- und 
Maschinenbaukonjunktur.

Die Lieferkette der Firma Hertweck 
ist von Corona glücklicherweise nicht 
betroffen. Da wir ausnahmslos Hoch-
qualitätsstähle für unsere Werkzeuge 

verarbeiten, sourct Hertweck aus-
schließlich von europäischen Stahl-
produzenten. Somit haben wir die in 
den asiatischen Ländern (in erster Linie 
China) durch Produktionsausfälle ins 
Stocken geratene Liefersituation nicht 
zu spüren bekommen.

Walter Maisch, Geschäftsführer der Stefan Hert-
weck GmbH & Co. KG

Schwerpunkt

Steuerberatung
Wirtschaftsprüfung
Unternehmensberatung

• Steuerzentrierte Gestaltungsberatung
• Unternehmensplanung, -bewertung & -finanzierung
• Restrukturierung & Sanierung
• Digitalisierung & Datenschutz
• Beratung für Berufskollegen

Wir sind gesamtheitliche Berater des Mittelstands mit 5 Standorten 
und 180 Mitarbeitern. Mit unseren Beratungsfeldern Steuern, 
Wirtschaftsprüfung und Betriebswirtschaftliche Beratung sind wir 
langfristige Partner und Wegbegleiter für unsere Mandanten. 

dhmp GmbH & Co. KG | Wirtschaftsprüfungs- & Steuerberatungsgesellschaft | info@dhmp.de | Tel.: 07231 92410 | www.dhmp.de
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Anfang April hat Hertweck über die IHK-
Karlsruhe die Corona-Soforthilfe des 
Bundes bei der L-Bank beantragt. Stand 
heute ist, dass nach fast 4 Wochen Be-
arbeitung noch kein Geld geflossen ist! 
Soviel zum Thema SOFORT-Hilfe!

Einen KfW-Kredit hat das Unternehmen 
bisher bewusst nicht beantragt. Die 
Knebelung im Kleingedruckten – keine 
Ausschüttungen, keine Dividenden-
zahlung über die Länge der Laufzeit – 
ist unserer Meinung nach inakzeptabel. 
Es gibt auf dem Finanzmarkt Banken, 
die auch heute noch Kredite zu attrak-
tiveren Konditionen anbieten als die 
KfW. Aus unserer Sicht verlagert die 
großzügige Gewährung von KfW-Kredi-
ten sowie diverse Stundungen (Steuer, 
Sozialabgaben etc.) die Probleme ohne-
hin nur in die Zukunft – eines Tages ist 
jeder Kredit und jede Stundung fällig, 
ob staatlich garantiert oder nicht!

Wenn man bedenkt, dass quasi alle 
Branchen, auch DAX-notierte Groß-
konzerne, vom Staat Rettungsschirme 
in Milliardenhöhe fordern und auch be-
reits erhalten haben, fragt man sich als 
kleiner Mittelständler: Wer hilft eigent-
lich uns?!

Es ist schon paradox, dass viele große 
Unternehmen über die Maßnahme 
Kurzarbeit staatliche Unterstützung in 
Anspruch nehmen, gleichzeitig aber in 

ihren Bilanzen Milliardengewinne aus-
weisen und die Ausschüttung von Boni 
und Mitarbeiterprämien in Millionen-
höhe für dieses Jahr vornehmen. 

Was unser Unternehmen anbelangt, 
fahren wir in allen Bereichen auf kosten-
bewusstem Sparkurs. Hertweck hat in 
den „guten“ Jahren kontinuierlich in den 
Maschinenpark investiert, so dass der-
zeit keine Neuinvestition und kosten-
intensive Reparaturen notwendig sind. 

Unsere Mitarbeiter tragen die Maß-
nahme „Kurzarbeit“ und das Aus-
setzen von Sonderzahlungen voll mit. 
Wir schätzen uns glücklich, trotz aller 
Widrigkeiten eine motivierte Beleg-
schaft zu haben und bislang auch noch 
keine betriebsbedingten Kündigungen 
vornehmen mussten.

Wir schließen uns der Meinung des 
DIHK an: Deutschland steuert auf eine 
tiefe Rezession zu, die aller Wahrschein-
lichkeit nach mit einer Pleitewelle – vor 
allem im Mittelstand – verbunden sein 
wird. 
Wir sind zuversichtlich, dass die Firma 
Hertweck – nach 95 Jahren im Markt – 
die Corona-Krise überstehen wird, wie 
schon etliche Krisen zuvor!

Walter Maisch,

walter.maisch@hertweck-praezisionswerkzeuge.de,

www.hertweck-praezisionswerkzeuge.de  

Der Präzisionswerkzeughersteller made in Baden

WWW.BURGER–GROUP.COM

Die BURGER GROUP mit Haupt-
sitz in Schonach ist einer der 
führenden Systempartner im 
Bereich kundenspezifischer An-
triebstechnik. 
Mit über 1000 Mitarbeitern an 
acht Standorten in Europa und 
Nordamerika  schaffen wir in-
novative Lösungen in Metall, in 
Kunststoff, im Materialverbund 
oder als komplettes mecha-
tronisches System. Mit unserer 
Erfahrung aus über 160 Jahren 
Antriebsentwicklung, zukunfts-
weisenden Fertigungstechnolo-
gien und Innovationen finden wir     
                     für jede Anwendung 
                                 den passenden       
                                          Antrieb.

 
ANTRIEBS-
LÖSUNGEN

Schonach | Triberg | Schönwald | Deißlingen
Schwaig | CH St. Antoni | CZ Kaznějov | CAN Barrie

FÜR HÖCHSTE ANSPRÜCHE

BURGER_GROUP_181x83_MIT_Image_2018.indd   2 01.02.18   13:47
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Gasthäuser und Hotels im Überlebenskampf

Keine Branche ist so stark betroffen 
wie die Hotels und Gaststätten. Sie 
wurden als erstes geschlossen und 
sind wohl auch die, die am längsten 
darauf warten müssen, ihre Angebote 
wieder uneingeschränkt anbieten zu 
dürfen.
Ganz klar, die jetzt beschlossene 
Wiederöffnungsphase ist nichts ande-
res, als das Verbot von 100 % (totale 
Schließung) auf 80 % (Teilöffnung) zu 
reduzieren.
Rein betriebswirtschaftlich ist das 
eigentlich eine Verschlechterung. Sie 
können ja keinen halben Koch in die 
Küche stellen. Die betrieblichen Kos-
ten werden gewaltig hochgefahren auf 
ein Level von etwa 80 % des Referenz-
wertes des Vorjahres.
Die Möglichkeit, Umsatz zu erzielen, 
bleibt aber auf 20 % unserer eigent-
lichen Kapazität begrenzt. FAZIT: Be-
triebswirtschaftlich stellen wir uns 
eigentlich schlechter.
Ich möchte da nicht falsch ver-
standen werden. Selbstverständlich 
akzeptieren wir die notwendigen Ein-
schränkungen, die aus medizinischer 
Sicht unbedingt notwendig sind.
Auch hat uns die Politik in Ba-
den-Württemberg bisher sehr gut 
unterstützt und hat sich unserer 
Probleme angenommen. Soforthilfe-
pakete, Liquiditätskredite mit 100 
% Bürgschaftsübernahme und Weg-
fall der Hausbankenprüfung sind 
schon sehr gute Maßnahmen. Al-
lerdings müssen die Kredite ja ver-
zinst und zurückbezahlt werden und 
das bei einer stark verminderten 
Wertschöpfungsmöglichkeit.
Bei meinem Gasthaus Auerhahn in 
Baden-Baden, ein ganz klassischer 
mittelständiger Familienbetrieb 
mit bereits über 100-jähriger Tradi-
tion, geht aber natürlich schon die 
Existenzangst um. Dies spüre ich auch 
bei sehr vielen Kollegen, die sich über 
Jahre sehr mühsam eine eigene Exis-
tenz aufgebaut haben und die jetzt 
vor dem Ruin stehen - und man kann 
nichts dagegen tun.
Wir brauchen jetzt einen glasklaren 

Zeitplan, was, wann und zu welchen 
Bedingungen geöffnet werden darf. 
Die Hygienevorschriften und die sons-
tigen Sicherheitsmaßnahmen können 
wir sehr gut umsetzen.
Wir wünschen uns sehr, wieder arbei-
ten zu dürfen, damit die Betriebe 
überleben können, die Mitarbeiter 
wieder in normale Verdienstmög-
lichkeiten kommen und nicht zuletzt 
unsere Gäste wieder ein gutes Essen 
und auch soziale Kontakte erleben 
dürfen.
Ebenfalls wünsche ich mir, dass nicht 
nur mehr die Virologen, Epidemio-
logen und das RKI als Priester des 
Virus mit alternativlosen Vorgaben 
gelten, sondern dass auch die Politik 
in einem  hoch technisierten Industrie-
land deren intelligente, technische 
Möglichkeiten implantieren. Bei uns 

wird über die Tracing-App seit 6 Wo-
chen diskutiert, in anderen Ländern 
ist sie schon längst eingeführt.

Über das Unternehmen:
Das Gasthaus Auerhahn in Baden-
Baden-Geroldsau ist seit dem Jahr 
1912 im Besitz der Familie Schind-
ler. Hans Schindler betreibt das 
Gasthaus bereits in der 3. Genera-
tion als klassischen Schwarzwälder 
Landgasthof. 
Hans Schindler ist außerdem 
Vorsitzender des DEHOGA 
Baden-Baden.

Hans Schindler,

info@gasthaus-auerhahn.de,

www.gasthaus-auerhahn.de  

Das Traditionsgasthaus Auerhahn in Baden-Baden-Geroldsau

Schwerpunkt
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„Von Apotheken lernen, heißt siegen lernen“

So beginnt die Tagesschau am 28.04.2020 
einen Beitrag zu Hygienemaßnahmen, 
die im Einzelhandel umgesetzt werden, 
die aber schon in Apotheken vor Schul-
schließungen und dem Lockdown ohne 
Auflagen umgesetzt wurden, so dass 
die Infektionen in Apotheken und damit 
Schließungen nahezu bei null sind.

Die tägliche Arbeit und das hervor-
ragende Krisenmanagement, welche die 
Apotheken für die Bevölkerung leisten, 
werden wahrgenommen. Beliefern, be-
raten, beruhigen und betreuen – alles 
Aufgaben, die die Apotheken vor Ort 
auch ohne Pandemie täglich leisten. 

Gerade in der Zeit der Pandemie stellt 
sich heraus, dass der persönliche Kontakt 
und das „vor Ort“ so wichtig ist. Versand-
apotheken, die oftmals im europäischen 
Ausland ansässig sind, können und wollen 

das nicht leisten. Während diese aufgrund 
der Krise ihre Preise entsprechend der 
Nachfrage drastisch anheben, wachsen 
die Apotheken vor Ort neben der phar-
mazeutischen Beratung noch weiter in der 
Krise über sich heraus und gleichen zum 
Beispiel den Mangel von Desinfektions-
mitteln durch eigene Herstellung aus. 

Hier kommt es der Bevölkerung zugute, 
dass die Apotheken noch flächendeckend 
vertreten sind und so Krankenhäuser, 
Praxen, Pflegeheime, Risikogruppen 
und später auch Endverbraucher vor Ort 
Desinfektionsmittel beziehen können. 
Um dem lokalen Einzelhandel nach dem 
Lockdown beim Erfüllen der Auflagen zu 
helfen, stellen Apotheken auch für diese 
Desinfektionsmittel her.

Mit der Aktion „Desinfektionsmittel 
aus Karlsruhe für Karlsruhe“ konnte die 

Rathaus-Apotheke in Karlsruhe-Gröt-
zingen mit Unterstützung der Gin-Ma-
nufaktur „Breaks“ in großen Mengen 
Desinfektionsmittel herstellen. Ein 
weiteres Karlsruher Unternehmen stell-
te die Etiketten her. Die Rathaus-Apo-
theke öffnete sonntags extra für den 
lokalen Einzelhandel, um Desinfektions-
mittel und weitere Hygieneartikel zum 
Selbstkostenpreis abzugeben. Von der 
lokalen Wirtschaft wurde das super an-
genommen und beweist, wie wichtig 
eine gute Infrastruktur und gegenseitige 
Unterstützung vor Ort gerade in solchen 
Zeiten sind.

Leider droht diese Struktur seit einigen 
Jahren durch ausländische Kapitalgesell-
schaften und EU-Versender zerstört zu 
werden. Statistisch gesehen schließt 
jeden Tag eine Apotheke in Deutschland. 
Im EU-Durchschnitt kommen auf 100.000 

Harald Reinholz (Breaks Spirituosen GmbH & Co. KG) mit Astrid und Benedikt Bühler (Rathaus-Apotheke Karlsruhe)
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Einwohner 31 Apotheken. Inzwischen ist 
der Schnitt in Deutschland bei 23 Apo-
theken je 100.000 Einwohner, womit sich 
Deutschland im unteren Drittel befindet. 
Durch die EU-Versender wird nicht nur 
das solidarische Gesundheitssystem in 
Deutschland unterwandert, sondern es 
wird auch die flächendeckende Arznei-
mittelversorgung in Deutschland aufs 
Spiel gesetzt. Vor Lieferengpässen war-
nen die Apotheker seit der Auslagerung 
der Arzneimittelproduktion in Schwellen-
ländern und der Einführung von Rabatt-
verträgen. In Krisenzeiten wird jetzt 
vielen bewusst, dass man nicht auf seine 
Medikamente warten kann, dass ein si-
cherer Transportweg und die pharma-
zeutische Beratung in der Apotheke vor 
Ort unverzichtbar ist, wie man aktuell am 
korrekten Aufsetzen und Tragen eines 
Mund-Nasen-Schutzes immer wieder 
erlebt. Selbst beim Einsatz eines solch 
einfachen Produktes kommt es in vielen 

Fällen zu einer falschen Anwendung.

Heute fordern Politiker, die Produktion 
von Arzneimitteln wieder nach Europa 
zurück zu verlegen und die Rabattver-
träge außer Kraft zu setzen, damit die Be-
völkerung sicher mit Arzneimitteln ver-
sorgt werden kann! Apotheker fordern 
in der Bühler-Petition, dass die Rabatt-
schlacht der EU-Versender, welche für 
deutsche Apotheken zu Recht illegal ist, 
beendet wird. Denn nur so kann weiter-
hin die flächendeckende Versorgung der 
Bevölkerung mit Arzneimitteln garan-
tiert werden. 

In der Anhörung zur Bühler-Petition im 
Bundestag am 27.01.2020 wurde be-
reits darauf hingewiesen, dass im Falle 
einer Pandemie Arzneimittelpreise 
steigen können. Was schon heute bei 
nicht verschreibungspflichtigen Arznei-
mitteln, Desinfektionsmittel und Mund-

Nasen-Masken bei Versandapotheken 
und anderen Onlinehändlern statt-
findet, könnte in Zukunft auch bei ver-
schreibungspflichtigen Arzneimitteln 
eintreten. Andere Länder wie beispiels-
weise Frankreich mussten für Hygiene-
artikel Festpreise einführen. Die Apo-
theken vor Ort haben bewiesen, dass 
es ihnen um die dauerhafte Versorgung 
der Bevölkerung und nicht um die Be-
reicherung an der Krise geht!

Deshalb wurde im jetzigen Koalitions-
vertrag das Rx-Versandverbot für ver-
schreibungspflichtige Arzneimittel fest-
geschrieben - so wie es in 21 von 28 (27) 
EU-Staaten gilt. Das gilt es umzusetzen, 
damit die Apotheke vor Ort flächen-
deckend bestehen bleibt. 

Benedikt Bühler,

facebook.com/benediktbuehler.petition,

www.rathaus-apotheke-groetzingen.de  

Schutzmaßnamen vor der Rathaus-Apotheke

Schwerpunkt
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Transport made in Germany

- Deutsches Familienunternehmen mit mehr als 70 Jahren
- Erfahrung

Unsere Erfahrungen

- täglich Schwarzwald  deutsche Seehäfen
- vor Ort Direktentladung mit Mitnahmestapler
- Jumbo-Verkehre
- Doppelstock-Verladung
- alarmgesicherte Transporte im Direktverkehr
- Verteiler- & Beschaffungslogistik in BW
- Lagerlogistik
- Getränkelogistik mit Getränke-Jumbo-Fahrzeugen mit
- Doppelstock-Verladung

Fon: +49 (0) 7452 847 15 - 0
info@spedition-eitel.de
www.spedition-eitel.de

Spedition Marcus Eitel GmbH
Talstraße 18

D-72202 Nagold

70JAHRE

Rien ne va plus –  
ein vorläufiges Fazit für die 
Reisebranche

Dass dieser Satz jemals auf die Reise-
branche und damit auch auf Karawane 
Reisen zutreffen würde, hätte bis vor 
wenigen Wochen keiner gedacht, und 
hätte mir, Georg Albrecht, jemand einen 
kompletten Shutdown vorhergesagt, 
hätte ich über den vermeintlichen Scherz 
herzhaft gelacht. Nun liegen die Dinge 
anders, denn in dieser extremen Form 
hat noch kein Virus den gesamten Erdball 
„erobert“. 
War bis vor Kurzem die Auftrags- und Ge-
schäftslage so gut, dass viele Firmen, da-
runter auch Karawane, überlastet waren 
und gerne neue Mitarbeiter eingestellt 
haben, so hat das Coronavirus nun die ge-
samte Wirtschaft in die Knie gezwungen, 
ein jeder kämpft… 
Voller Vorfreude hatten meine 42 Mit-
arbeiter*innen und ich dieses Jahr 
unserem 70-jährigen Firmenjubiläum 
entgegengefiebert. Dafür hatten wir 
erstmalig – die Karawane Fernweh-Tage – 

eine Reisemesse mit 25 internationalen 
Ausstellern aus aller Welt, interessan-
tem Vortragsprogramm sowie Rahmen-
programm für Groß und Klein organi-
siert. Und auch ein VIP-Empfang und 
eine Party für die stets engagierten Mit-
arbeiter sollte nicht fehlen. Eine Woche 
vorher, am 6. März, mussten wir diese 
Veranstaltung aufgrund der sich über-
schlagenden Ereignisse absagen. 
Allein die Absage unserer Hausmesse, 
in die viel Zeit, Arbeit und Hingabe ge-
flossen ist, war ein teures Unterfangen. 
Doch die finanziellen Belastungen, die 
anschließend aufgrund der weltweiten 
Reisewarnung folgten, konnte niemand 
vorhersehen, ein Desaster für die ge-
samte Touristikbranche: Nach und nach 
wurden alle Grenzen dichtgemacht, Rei-
sende schnellstmöglich umgebucht und 
auf den Heimweg gebracht oder mit Hilfe 
der größten Rückholaktion der Bundes-
republik Deutschland zurückgeflogen. 

Aber das ist für die Branche längst nicht 
alles, vielmehr war bzw. ist es erst der An-
fang der Tragödie gewesen. Denn durch 
die weltweite Reisewarnung mussten 
und müssen immer noch alle gebuchten 
Reisen kostenfrei storniert werden – und 
ein Ende der weltweiten Reisewarnung ist 
bislang nicht in Sicht, vielmehr wird per-
manent in kleinen Etappen verlängert.
Aber was heißt das eigentlich konkret, 
fragt sich der Laie?
Damit eine Reise vor Ort ein Erfolg wird, 
benötigt man Partneragenturen, die sich 

Georg Albrecht, Geschäftsführer Karawane 
Reisen GmbH & Co. KG
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um die Umsetzung vor Ort kümmern. 
Dazu bucht der Veranstalter vor Ort bei 
seinem Partner „Leistungspakete“, so-
bald eine Buchung getätigt wurde und 
geht damit für den Kunden in Vorleistung.
Während nun der Kunde nach gültigem 
Reiserecht seine geleisteten Zahlungen 
zu 100 % vom Reiseveranstalter zurück-
fordern kann, bleibt der Veranstalter als 
sogenannter Zwischenhändler auf ge-
leisteten Zahlungen an Partneragenturen 
im Ausland „sitzen“, denn diese über-
weisen kaum etwas zurück. Bei einer 
Reisewarnung für ein oder zwei Länder 
sind solche Zahlungen kein Problem, und 
ein gesundes Unternehmen fängt das gut 
auf. Doch wenn von heute auf morgen 
100 % des Geschäfts wegbrechen und 
auch kein neues generiert werden kann, 
dazu noch völlig offen ist, wann und 
wohin wieder gereist werden kann, dann 
sprechen wir von Summen, die kaum 
ein Unternehmen dauerhaft verkraften 
kann. Karawane Reisen ist seit seiner 
Gründung vor nunmehr 70 Jahren ein 
grundsolide aufgestelltes schwäbisches 
Familienunternehmen, doch auch bei uns 

fließen nun unvorstellbare Summen ab 
und ein Ende ist nicht in Sicht. Wie sagt 
man so schön – „das haut den stärksten 
Seemann um“. Es ist also nur eine Frage 
der Zeit, wann welcher mittelständische 
Reiseveranstalter Insolvenz beantragen 
muss.
Man könnte das natürlich als unter-
nehmerisches Risiko bezeichnen, aber 
das ist vielleicht etwas kurz gedacht, 
denn auch im Mittelstand hängen jede 
Menge Arbeitsplätze und damit Existen-
zen am Überleben oder dem Niedergang 
großer Teile unserer Branche. Von den 
vielen Urlaubsländern ganz zu schwei-
gen, in denen der Tourismus die Haupt-
einkommensquelle darstellt – dort geht 
es für die Menschen zum Teil um das 
„nackte“ Überleben.
Die Politik tut sich derweil schwer. Viele 
Branchen melden ihre Bedürfnisse an und 
wollen bedacht werden – verständlich. 
Aber leider wurde bisher die Problema-
tik der Reisebranche stark auf den Fokus 
der Reisenden reduziert. Die bisherigen 
Hilfestellungen wie Kurzarbeitergeld 
oder Unternehmenskredite sind zwar ein 

guter Anfang, jedoch für unser Unter-
nehmen nur bedingt geeignet, um die 
Corona-Krise zu überstehen.
Wir müssen leider zur Kenntnis neh-
men, dass das deutsche und europäi-
sche Reiserecht nicht für eine derartige 
Krise mit weitreichenden Mobilitäts-
beschränkungen ausgelegt ist. Eine un-
bürokratische Lösung durch von der 
Regierung abgesicherte Gutscheine 
oder sonstige Kundenschutzlösungen 
scheitern in Deutschland an der EU-Ent-
scheidung. Während zahlreiche andere 
Staaten sich darüber hinwegsetzen, um 
ihrer Branche und somit ihren Arbeit-
nehmern schnell und unbürokratisch 
zu helfen, verliert sich Deutschland in 
Diskussionen. 
Was folgt? Die Social-Media-Kanäle er-
fahren Likes der Entrüstung, und immer 
mehr Touristiker schließen sich frustriert 
und zu allem bereit zusammen und gehen 
auf die Straße. Muss es erst zu sagenhaften 
Demonstrationen kommen, bevor nicht 
nur die Großunternehmen, sondern auch 
der Mittelstand die Unterstützung erfährt, 
die er benötigt?! Es sieht derzeit so aus!

Die Karawane-Belegschaft

Schwerpunkt
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Ausblick: Nachdem die Karawane-Beleg- 
schaft nun um ein Drittel verkleinert 
werden musste, geht es kämpferisch 
nach dem Motto „Selbst ist der Mann“ 
weiter. Wir warten nicht auf das Ende 
der Pandemie, sondern nutzen unsere 
Chancen und bereiten uns auf die ver-
änderten Bedürfnisse unserer Kunden 
vor. Die Wurzeln von Karawane liegen 
in Reisen innerhalb Europas (für Inte-
ressierte: in der Chronik auf unserer 

Homepage nachzulesen). Was liegt also 
näher, als jetzt schon für die Zeit nach 
Corona, in der sicherlich eine Fernreise 
nicht immer möglich ist oder auch nicht 
nach jedermanns Geschmack sein wird, 
das bisherige Europa-Programm zügig 
auszuweiten. Eine Arbeitsgruppe zur 
Entwicklung besonderer Reise-High-
lights innerhalb Deutschlands und der 
EU wurde gegründet, und das Marketing 
steht bereit zur Kommunikation. Parallel 

werden weiterhin möglichst viele Kun-
den zum Umbuchen ihrer Reisen moti-
viert, neue Reisen für das Jahr 2021 sowie 
Reise-Gutscheine verkauft, um so dem 
Liquiditätsabfluss entgegenzuwirken. 
Karawane Reisen war immer schon fle-
xibel, anpassungsfähig, innovativ und 
seriös, sonst wären wir als Familienunter-
nehmen „heuer“ keine 70 Jahre alt ge-
worden. Wir machen auch in dieser Krise 
das Beste aus der Situation.

Georg Albrecht, 

georg.albrecht@karawane.de,

www.karawane.de  

Über das Unternehmen:
Karawane Reisen ist ein Reise-
veranstalter für Individual- und 
Gruppenreisen sowie Kreuzfahrten 
mit Firmensitz in Ludwigsburg. 
Die „Karawane“ wurde 1950 in 
Ludwigsburg von Ruth Albrecht und 
Dr. Kurt Albrecht gegründet und 
ist bis heute ein inhabergeführtes 
Familienunternehmen.

Arbeit am Schreibtisch
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Corona vs. Fitnessstudio

Das bellissima Figurstudio ist für Frauen gedacht. Ein Wohlfühlstu-
dio mit ca. 400 qm für die Frauen, die sich für Job, Familie und ihre 
Umgebung aufgeopfert und sich selbst vernachlässigt haben. Die 
Frauen, die eben nicht fit sind und deswegen nicht im normalen 
Fitnessstudio trainieren. Wir trainieren Einigkeit von Körper und 
Geist und kombinieren passive und aktive Methoden in Kombina-
tion mit Ernährungsberatung. Wir sind mit unserem Angebot und 
der damit verbundenen Vielfalt einzigartig in Baden-Württemberg. 

Das Trainingsbetriebsverbot vom 13.03.2020 für die Fitness-
studios, zu deren Gruppe wir gezählt werden, war ein herber 
Schlag. Denn die geltenden Hygienevorschriften praktizieren 
wir schon immer. Unsere hydraulischen Geräte stehen 1,5 - 2 
Meter auseinander, Desinfektionssäulen und andere die Hygie-
ne unterstützenden Maßnahmen gehören seit Jahren zum Stan-
dard. Natürlich bis auf Mundschutz und Einmalhandschuhe. Du-
sche und Infrarotkabine sind nur für eine Person gedacht.  

Videokurse bei bellissima

Schwerpunkt

bellissima auf YouTube
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Trotz Schließung ist das Studio besetzt, damit wir Fragen tele-
fonisch beantworten können. Unsere Mitglieder wurden via 
E-Mail oder Brief über die aktuelle Lage aufgeklärt. Wir bieten 
täglich Videos über unsere Homepage, Youtube und Facebook, 
damit zu Hause trainiert werden kann. Auch verfügt bellissima 
nun über einen Onlineshop. 
Die Möglichkeit des Personal Training haben wir genutzt, um 
die notwendigsten Trainings durchzuführen. Was kaum bekannt 
sein dürfte, ist, dass gerade Erkrankungen des Muskelapparates 
fortlaufend trainiert werden müssen. Eine Pause von zwei Wo-
chen bedeutet ein Nachholen von bis zu sechs Monaten. Nur 
um auf dem alten Trainingsstand zu sein. 
Problematisch ist die Frage des Beitragseinzugs. Die Medien 
berichteten hier missverständlich oder zu oberflächlich. Kein 
Mitglied muss seine Beiträge zahlen, hieß es. Jedoch hat eine 
behördliche Schließung wegen einer Pandemie keine vertrags-
aufhebende Wirkung zweier Vertragsparteien. Man glaubt aber 
den Medien und praktiziert das dann auch. Ärger für beide Sei-
ten, und wer übernimmt die dadurch entstehenden Mehrkosten 
wie z. B. Bankgebühren. Umsatzeinbruch und eine massiv er-
höhte Kündigungsquote von 35 % und wachsend. Zusatzver-
dienstmöglichkeiten sind bei null. Auch wir haben deswegen 
Einmalhilfe beantragt. Die Folgen spüren wir im Herbst. 
Der Neustart erfolgt mit einem nahezu halbierten Kundenstamm. 
Zwischen den Pfingst- und Sommerferien bleiben nun sechs Wo-
chen Zeit, um den noch bestehenden Kundenstamm zu pflegen 
und die riesigen Verluste auszugleichen. Denn der Zeitpunkt der 
Wiedereröffnung ab Pfingsten in Kombination mit den Ferien und 
dem Sommerloch lässt das Minus der Neukundenakquise nicht auf-
holen. Nicht zu vergessen, die versäumte Zeit des Frühjahrs. 
Unberücksichtigt sind die Unsicherheiten, die durch Kurzarbeit/Job-
verlust entstanden sind und das Kaufverhalten der Menschen ändern.

Bei aller Überzeugung von meinem Betrieb und mir selbst: Das 
ist nicht zu schaffen. Diese Lücke auszugleichen, dauert bis zu 
zwei Jahre, sofern es nicht einen weiteren Lockdown gibt. Wir 
versuchen zu retten, was möglich ist. An so manchem Tag über-
wiegt jedoch die Verzweiflung.
Nicht unerwähnt bleiben darf, dass viele Mitglieder solidarisch 
geblieben sind; sogar Spenden erfolgten. Dafür sind wir un-
endlich dankbar. Denn das ist das Signal an uns, dass wir nicht 
verloren gehen dürfen.
Ab 11.5.2020 dürfen Kosmetik- und Massagestudios öffnen. 
Diesen Schritt werden wir für unsere Mitglieder nutzen, kos-
metische Behandlungen durchführen und Outdoortrainings 
anbieten. Auch wenn Unverständnis dafür bleibt, dass andere 
Bundesländer bereits ab 11./15./18.5.2020 ihren Trainings-
betrieb öffnen dürfen und wir erst weitere vier Wochen 
später. 
Mein persönliches Fazit: Das wirtschaftliche Denken verliert lei-
der gegen die Angst vor der Pandemie. Die Folgen werden hart 
für uns sein.  

Angelika Harm,

mail@bellissima-sillenbuch.de,

www.bellissima-sillenbuch.de  

Schwerpunkt

Sax + Klee GmbH
Bauunternehmung

www.sax-klee.de
68159 Mannheim
Dalbergstraße 30-34
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Erfahrungsbericht aus der 
Fieberambulanz

Ich bin niedergelassene Allgemein-
ärztin und Leiterin der Notfallpraxis in 
Sigmaringen. Aus diesem Grund wurde 
ich angesprochen, als es darum ging, 
eine Fieberambulanz in unserer Stadt 
aufzubauen.

Alles beginnt mit der mangelnden Aus-
rüstung. Obwohl wir schreckliche Bilder 
unsäglichen Leids aus Italien vor uns 
hatten, obwohl das Virus in Deutschland 
angekommen war, schickte die Bundes-
regierung namentlich unser Bundes-
gesundheitsminister Spahn noch Mil-
lionen Masken nach China oder auch 
zum Beispiel in den Iran. Man denkt als 
normaler Bürger, dass für einen Pan-
demiefall die Regierung zuständig sei. 
Dass sie ihre Bürger und vor allen Dingen 
die in systemrelevanten Berufen arbei-
tenden Bürger für diesen Fall schützt. 

Mitnichten.
Gott sei Dank hatten wir noch Aus-
rüstung aus Zeiten der Schweinegrippe 
oder Ebola. Der Einzelhandel hatte diese 
Schutzkleidung nicht von Anfang an zur 
Verfügung und musste trotzdem die Bür-
ger versorgen. 

Aber nach kürzester Zeit musste auch 
ich FFP2-Masken zum Stückpreis von 
25 Euro im Internet bestellen. Ja, das 
musste ich machen, denn der Schutz der 
Mitarbeiterinnen und der Eigenschutz 
geht vor. Schließlich müssen wir unsere 
Patienten versorgen, dafür sind wir an-
getreten. Dreh- und Angelpunkt ist also 
die mangelnde Schutzausrüstung, viele 
Praxen hatten zu wenig davon. 
Eventuell war das der Grund, warum so 
viele Patienten auch mit leichten Symp
tomen ins Krankenhaus gingen. Vielleicht 

war es aber auch die große Angst, die 
geschürt wurde. Ich will auf gar keinen 
Fall alle Warnungen verteufeln, anfangs 
hatte wir ja für Deutschland auch keine 
belastbaren Zahlen.
Dass uns diese mittlerweile vom RKI 
zur Verfügung stehen (u.a. epidemio-
logisches Bulletin 17/2020) und uns eine 
effektive Reproduktionszahl R von 1 und 
etwas darunter schon am 20.3., also drei 
Tage vor dem Lockdown, präsentiert 
wird, hindert die Politik nicht daran, z. T. 
mit ganz anderen Zahlen zu jonglieren. 
Diese Zahl R bewegt sich seither auf 
gleichbleibendem Niveau.

Aus meiner Sicht wird und wurde hier z. T. 
Angst und Panik in der Bevölkerung ver-
breitet, welche völlig unverhältnismäßig 
ist. Noch vor einigen Wochen wurden 
wir vom baldigen Weltuntergang durch 
die unmittelbar bevorstehende Klimaka-
tastrophe bedroht, jetzt werden Millio-
nen Tote in Deutschland durch Covid-19 
propagiert.
Warum wird eigentlich nicht jedes Jahr 
im Herbst wegen der Grippewelle Panik 
verbreitet? Da hätte man mal belast-
bare Zahlen: hochgerechnet 25.000 Tote 
in 2017/2018, an und mit Influenza ver-
storben - und hierfür gibt es eine Impfung.

Die steigenden Patientenzahlen führten 
Mitte März dazu, dass die stationären 
Kapazitäten knapper wurden und sich so-
wohl die hiesige Klinikleitung, das Land-
ratsamt als auch die kassenärztliche Ver-
einigung auf eine Lösung des Problems 
einigen mussten. 

Dr. Stefanie Ullrich-Colaiacomo

Schwerpunkt

Probenentnahme mit Schutzausrüstung in der Fieberambulanz
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Schwerpunkt

Carl-Zeiss-Str. 79 

73431 Aalen 

www.rossaro.de 
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Gipsbau 
Außenputz 

Innenputz 

Wärmedämmung 

Trockenbau 

Gerüstbau 

Tel.  0 73 61 / 94 80 – 0 

Fax  0 73 61 / 94 80 – 20 

info@rossaro.de 

 

Wir niedergelassenen Ärzte in unseren 
Praxen haben einen Sicherstellungs-
auftrag. Das bedeutet, dass wir für die 
ambulante Versorgung der Menschen 
im Land garantieren. Auch in Pandemie-
zeiten gilt dieser Grundsatz. Da nun bei 
mangelnden Ressourcen möglichst zen-
tral Patienten untersucht werden sollten, 
musste eine solche Struktur geschaffen 
werden. Diese ging am 03.04.2020 an 
den Start. 

Versorgt werden Patienten mit fieber-
haftem Infekt und dem Verdacht auf 
eine Covid-19-Erkrankung. Bei ent-
sprechender Symptomatik werden groß-
zügig Abstriche gemacht. Angemeldet 
werden die Patienten über den Hausarzt, 
ansonsten findet keine Behandlung statt.
Parallel wurden so genannte Corona-
Schwerpunktpraxen eröffnet, in unse-
rem Landkreis sind das bis jetzt zwei. 
Diese Praxen behandeln nicht nur eigene 
fiebernde Patienten, sondern auch auf 
Überweisung von anderen Hausärzten.

Die Inanspruchnahme der Fieberambulanz 
war von Anfang an eher gering, zwischen 
6 und 16 Patienten suchen sie täglich auf. 
Wir warteten genauso wie das Kranken-
haus auf die große Welle. Wir warten 
noch immer auf diese Welle, ich sage: 
Gott sei Dank. Inzwischen konnten wir die 
Öffnungszeiten deutlich reduzieren und 
nur noch Nachmittagssprechstunden an-
bieten, an den Wochenenden stehen wir 

den ganzen Tag zur Verfügung. Es war für 
alle Beteiligten ein Kraftakt, diese Struk-
turen aus dem Boden zu stampfen. Auch 
das Krankenhaus musste in seiner Organi-
sation völlig neue Wege gehen. 

Positiv ist in dieser Zeit, dass verschiedene 
Institutionen und Entscheidungsträger zu-
sammenrücken und gemeinsam versuchen, 
die Lage zu meistern. Das hat aus meiner 
Sicht vor Ort hervorragend geklappt, nicht 
zuletzt durch die unbürokratische und 
schnelle Hilfe der Bundeswehr, in deren 
Räumlichkeiten wir in unserer ehemaligen 
Kaserne untergebracht sind.

Wir können jetzt relativ entspannt in die 
Zukunft blicken, auch im Hinblick auf die 
Lockerung der die Bürger seit Wochen 
einschränkenden Maßnahmen. Wir sind 
vorbereitet. In unserer Kreissporthalle 
wurden zeitweise 188 Betten aufgestellt. 
Wir alle sind dankbar, dass die zunächst 
befürchteten Szenarien von vielen unter 
provisorischen Bedingungen sterbenden 
Menschen bis jetzt ausbleiben.

Uns wird jetzt mit einer großen zweiten 
Welle erneut Angst gemacht. Wir alle 
hoffen, dass sie ausbleibt. Die Zahlen 
und Szenarien, die uns hierzu präsentiert 
werden, kann der Laie, aber auch viele 
Ärzte, nicht nachvollziehen. Sie sind von 
Virologe zu Virologe unterschiedlich, 
und auch die Zahlen des RKI sind auf ver-
schiedenste Weise interpretierbar. 

Was bleibt, ist die Angst, die Ein-
schränkung unserer persönlichen Frei-
heiten, politische Entscheidungen, die 
im Zweifel auch ohne geltende Rechts-
grundlage getroffen werden, ein mas-
siver Schaden für unsere Wirtschaft, 
viele persönliche Katastrophen durch In-
solvenz, Einsamkeit, Gewalterfahrungen 
in der Familie.
Bleiben werden Lasten für die künftigen 
Generationen, es wird sicherlich zu deut-
lichen Steuererhöhungen kommen müs-
sen. Enteignungsfantasien sind Tür und 
Tor geöffnet, jetzt sogar augenscheinlich 
legitimiert durch die Corona-Krise!

Vielleicht wird aber auch vieles besser. 
Vielleicht bekommt die Wirtschaft viele 
neue Impulse. Vielleicht bekommt die 
katastrophale Digitalisierung in unserem 
Land einen kräftigen Schub. Vielleicht 
setzen wir mehr auf nationale Produkte 
bei Schutzkleidung, bei Medikamenten, 
aber auch bei Ersatzteilen für Autos etc. 
Vielleicht werden wir uns bevorraten für 
eine andere zukünftige Pandemie, wie 
von Experten schon 2012 der Bundes-
regierung empfohlen worden war. Viel-
leicht erkennen wir, dass der Diesel doch 
nicht so schlecht ist. Vielleicht dürfen wir 
bald wieder ohne diese Angst leben. 
Vielleicht.

Dr. Stefanie Ullrich-Colaiacomo,

ullrich-colaiacomo@t-online.de  
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Gastgeber ohne Gäste -  
Familienbetrieb im Schatten des Shutdown

Die Corona-Pandemie hat gerade die Gastronomie und Hotelle-
rie mit besonderer Wucht getroffen. Rund 70.000 Betriebe, d. h. 
1/3 der Branche, stehen vor dem Aus. Um Ihnen einen persön-
lichen Einblick geben zu können, möchte ich daher unsere aktu-
elle Situation schildern.

Wir betreiben ein familiengeführtes deutsches Speise-
restaurant, das direkt am Marktplatz in Bad Saulgau liegt. Es 
ist wohl eines der ältesten Fachwerkhäuser Baden-Württem-
bergs. Im Jahre 1397 wurde unser heutiges Restaurant „Haus 
am Markt“ erbaut. Normalerweise begrüßen wir Gäste zu Fei-
ern in dem Veranstaltungssaal, der Platz für bis zu 100 Personen 
bietet und mit moderner Technik auch für Tagungen zu mieten 
ist. Er stellt somit für uns ein wichtiges Standbein dar. Im Res-
taurant im Erdgeschoss sowie auf der Sonnenterrasse finden zu-
sätzlich jeweils 70 Gäste Platz.

Vor rund drei Jahren haben wir, Susanne Zimmerer-Buhles (38) 
und Johannes Buhles (40) mit unseren zwei Mädchen (3 und 6 
Jahre), das imposante denkmalgeschützte Gebäude mit einer In-

vestition von ca. 1,2 Mio. Euro erworben und das davor geführte 
Café in ein Restaurant im Erdgeschoss, einem Saal im 1. Ober-
geschoss sowie einer Wohnung im 2. Obergeschoss, aufwändig 
saniert. Wir haben heute insgesamt ca. 20 Mitarbeiter in Lohn 
und Brot. Zahlreiche Betriebe und Produzenten wie Lieferan-
ten, Landwirte, Winzer, Bier- und Getränkehändler, mit denen 
wir oft persönlich bekannt sind, hängen an unserem Restaurant.

Wir legen Wert auf Regionalität und Nachhaltigkeit. So be-
ziehen wir z. B. unser Rind- und auch Gallowayfleisch vom land-
wirtschaftlichen Betrieb der Familie, der ebenfalls in Bad Saul-
gau ansässig ist. Die schwierige Situation der Zulieferer ist uns 
so sehr nahe und besorgt uns zusätzlich.

Hohe Kosten – wirtschaftlich und emotional
Aktuell sind wir im entscheidenden 4. Jahr und haben uns 
gerade durch harte Arbeit und mit viel Disziplin einen sehr 
guten Ruf aufgebaut, woraus eine steigende Reservierungs-
zahl resultierte. Mit dem Kauf des Hauses wollten wir für 
unsere Altersvorsorge und unsere Kinder einen Wert schaf-

Familie Zimmerer-Buhles musste ihr renommiertes Restaurant vorübergehend schließen.

Schwerpunkt
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fen. Gerade jetzt wurden wir schlagartig – wie ein Blitz aus 
heiterem Himmel - von der Corona-Krise voll getroffen. 
Sämtliche bereits geplante Feiern, Kommunionen, Hoch-
zeiten, Vereinsveranstaltungen wurden storniert und haben 
sich in Luft aufgelöst. Wir mussten unseren Betrieb schwe-
ren Herzens vorübergehend schließen. Die Arbeitsverhält-
nisse mit den Aushilfen, die sich neben Schule oder Studium 
etwas dazuverdient haben, ruhen. Festangestellte mussten 
wir in Kurzarbeit schicken.

Wir haben die Kosten so gut es geht heruntergefahren und 
natürlich Kurzabeitergeld und Corona-Soforthilfe beantragt, 
welche wir auch relativ schnell erhalten haben und wofür wir 
selbstverständlich dankbar sind. Dies ist allerdings nur ein 
Tropfen auf den heißen Stein, da laufende Kosten z. B. für die 
Wartung der Brandmeldeanlage, Gebäudeversicherung etc., 
die zum Erhalt des denkmalgeschützten Gebäudes unabding-
bar sind, nicht unterbrochen werden können. Aufgrund eines 
hohen Kapitaldienstes, laufender Kosten und Gehältern war es 
uns noch nicht möglich, große Rücklagen bilden zu können. Und 
natürlich muss auch unsere kleine Familie weiter versorgt sein.
Dazu kommt dann der psychische Druck und massive Existenz-
angst, wenn keine klare Perspektive aufgezeigt werden kann. Als 
Unternehmer nehmen wir natürlich Risiken in Kauf, jedoch sind 
das schöne Wetter, die leere Terrassenbestuhlung und darüber hi-
naus die Stille im Gastraum, der sonst so lebendig ist, für uns nur 
sehr schwer zu ertragen. Auch das Verbot von Veranstaltungen 
trifft uns sowohl wirtschaftlich als auch emotional hart.

Es gibt zwar die Möglichkeit für „Take away“ oder „Außer-Haus-
Verkauf“, was sich aber zumeist – auch nach Rücksprache mit 
Kollegen - nicht als sehr rentabel erweist.

Die Gastronomie benötigt definitiv Hilfe, um die Krisenzeit 
überleben zu können. Die ersten Insolvenzen gibt es schon. 
Unsere Branche musste als erste schließen und ist mit eine der 

letzten, die wieder öffnen darf. Wir benötigen eine (wirtschaft-
liche) Überlebensperspektive. Was also tun?

Der neu beschlossene gesenkte Mehrwertsteuersatz von 19 % 
auf 7 % für Speisen - von Juli 2020 bis 30. Juni 2021 begrenzt - 
ist sicherlich ein Teilerfolg, und wir danken denjenigen, die sich 
dafür eingesetzt haben. Er wird die Wiederaufbauphase, nicht 
aber den aktuellen Erhalt der Unternehmen, die dann über-
haupt noch öffnen können, stützen.

Zusätzliche Kredite verschieben das Problem nach hinten 
und kommen für uns nicht in Frage. Es wären also zusätzliche 
Rettungsfonds, Direkthilfen oder Nothilfeprogramme nötig, 
diese stehen jedoch noch in den Sternen.

Optimismus für die Wiedereröffnung
Aber wagen wir einen Blick in die Zukunft: Natürlich würden wir 
jeden Tag gerne wiedereröffnen und haben nun mit dem 18. Mai 
auch ein konkretes Datum. Es ist für den „Exit“ wichtig, dass alles 
medizinisch begründete Notwendige erfüllt wird. Allerdings sollten 
die geforderten Maßnahmen die Betriebe nicht mit noch weiteren 
hohen Kosten belasten, müssen praktisch umsetzbar sein und dür-
fen potenzielle Gäste nicht vom Restaurantbesuch abschrecken.

In guten Betrieben wurden schon vor der Corona-Krise alle Hygiene-
regeln erfüllt. Ständige Desinfektion und Händewaschen ist für uns 
eine Selbstverständlichkeit. Für die Tätigkeit in der Gastronomie ist 
sogar für jede Aushilfe die Teilnahme an einer Belehrung nach dem 
Infektionsschutzgesetz mit Bescheinigung des Gesundheitsamtes 
Voraussetzung. Diese muss dann auch im 2-Jahres-Rhythmus auf-
gefrischt werden, damit sie nicht in Vergessenheit gerät. Wir sind 
uns der Verantwortung den Gästen und Mitarbeitern gegenüber 
absolut bewusst, denn das Vertrauen der Gäste und darüber hinaus 
auch ihre Kaufkraft werden weniger sein. Es ist daher unerlässlich, 
dass wir ihnen auch mit unseren getroffenen Maßnahmen Sicher-
heit geben. Dies betrifft unterschiedliche Bereiche des Restaurants 
wie an erster Stelle Regeln für den Service im Gästekontakt und 
Publikumsverkehr, besondere Hygiene in den Räumlichkeiten, auch 
für Kochgeschirr, Gastgeschirr und Mitarbeiter in der Küche. Die 
Entwicklung einer Ideenliste zu verschärften Hygienemaßnahmen 
findet bei der DEHOGA bereits statt.

Alltag während des Corona-Shutdown: der aufgestuhlte Gastraum
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Um Chaos und Rechtsunsicherheiten zu vermeiden, hätten unse-
rer Meinung nach die Exitregelungen bundesweit einheitlich 
und verständlich sein sollen. Des Weiteren ist eine ausreichende 
Vorlaufzeit notwendig, um Ware und Personal zu planen. Be-
grenzungen der Öffnungszeiten sehen wir eher kontraproduktiv. 
Durch längere Öffnung könnten Gäste eventuell sogar zeitlich 
besser verteilt werden, denn natürlich wird die Distanz wichtig 
sein, um die weitere Ausbreitung des Virus zu verhindern. Wobei 
wir beim nächsten Problem sind: den Abstandsregeln. Wenn we-
niger Sitzplätze vergeben werden dürfen als möglich, fehlt es an 
Umsatz. Was bleibt, sind dennoch gewisse Fixkosten, die bei 50 
oder 70 Gästen immer dieselben sind.

Was bleibt uns also übrig? Die genauen Auflagen abzuwarten, 
uns Zeit für die Kinder und Familie zu nehmen, Abläufe zu op-
timieren, Ideen zu entwickeln und Maßnahmen vorzubereiten, 
damit sich die Gäste nach der Wiedereröffnung trotz „Maul-
täschle“ & Co. wie gewohnt bei uns wohlfühlen können.

Es wäre fatal, wenn Restaurants verloren gehen würden, die viel 
mehr sind als nur ein Ort zur Nahrungsaufnahme, sondern die 
einen sozialen, gesellschaftlichen Treffpunkt bieten, ein Kultur-
gut sind und ein Lebensgefühl, das der Seele gut tut. Denn 
genau das brauchen die Menschen jetzt: eine ordentliche Por-
tion Optimismus und gute Gesundheit.

Susanne Zimmerer-Buhles,

info@restaurant-bad-saulgau.de,

 www.restaurant-bad-saulgau.de  

Das „Haus am Markt“, eines der ältesten Fachwerkhäuser Baden-Württembergs

Schwerpunkt
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TÜV SÜD Industrie Service GmbH    www.tuvsud.com/risiko-minimieren 
Dipl.-Biol. Katrin Hartmann    Telefon +49 (0)171 9781627     E-Mail: katrin.hartmann2@tuev-sued.de

Treffen Sie die richtigen Sofortmaßnahmen für einen sicheren, gesunden und produktiven Wieder- 
einstieg in die „neue Normalität“. Arbeitgeber müssen ihre Gefährdungsbeurteilung überarbeiten und 
schnell Hygieneschutzmaßnahmen für Mitarbeiter, Kunden sowie Besucher erarbeiten und umsetzen.

Dazu gilt es unter anderem folgende Fragen zu klären:
K Welche aktuellen Verordnungen bzw. behördliche Auflagen betreffen mich? 
K Was muss die Gefährdungsbeurteilung enthalten? 
K Wie sehen die Schutzmaßnahmen und Verhaltensregeln konkret aus?

Mit einem pragmatischen Sofortmaßnahmen-Paket unterstützen wir Sie bei Ihrem „Smart Start“ und 
dem Weg in die neue Normalität. Wir entlasten Sie bei Ihren Aufgaben, vermitteln Ihnen das nötige 
 Wissen und schaffen Vertrauen in die getroffenen Maßnahmen.

Nehmen Sie Kontakt zu uns auf. Wir informieren Sie gern im Detail.

COVID-19: Ihr Fahrplan  
für den neuen Arbeitsalltag

MIT Wirtschaftsforum 2020 A4.indd   1MIT Wirtschaftsforum 2020 A4.indd   1 14.05.2020   14:22:1014.05.2020   14:22:10
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Wachstum für Onlinemarktplatz stationärer 
Händler

Locamo erfährt ein ungeheuerliches Wachstum durch die 
aktuelle Corona-Situation, da die Konsumenten noch mehr 
online einkaufen, um persönliche Kontaktpunkte soweit als 
möglich zu reduzieren. Auch der Zulauf an Einzelhändlern, 
die auf der Plattform aktiv werden und online verkaufen 
wollen, ist signifikant höher als vor Ausbruch der Pandemie. 
Ebenso tritt eine verstärkte Nachfrage von Wirtschafts-
förderern verschiedener Städte auf, die mit Locamo einen 
Regionalmarktplatz einrichten und so die heimische Wirt-
schaft unterstützen wollen.

Unsere Erfahrungen der vergangenen Wochen
Seit wenigstens zwei Jahrzehnten dominiert das Thema Di-
gitalisierung sämtliche Branchenkongresse und politische 
Diskussionen. Aber eine wirkliche Strategie haben scheinbar 
die wenigsten Kommunen und Gewerbetreibenden während 
dieser Zeit erarbeitet. Im Moment sind wir schockiert, wie 
viel blinden Aktionismus wir erleben und wie viele Projek-
te gestartet werden, denen unserer Ansicht nach die lang-
fristige Perspektive fehlt. Diejenigen Städte und Gewerbe-
treibenden, welche die letzten Jahre hingegen genutzt 
haben, eine Strategie zu erarbeiten und zu verfolgen, um 
das Thema passend zur jeweiligen Situation besonnen umzu-
setzen, profitieren heute zu Lasten derer, die dies versäumt 
haben.
Wir konzentrieren uns darauf, den Ansturm zu kanalisieren und 
unsere Geschäftspartner so gut als möglich zu unterstützen, 
möglichst zügig online verkaufen zu können.

Frühjahrsmode vom lokalen Einzelhändler online bestellen

Schwerpunkt

        Schnell. Genau. Flexibel.Schnell. Genau. Flexibel.
Sammelhefter und Digital-Verarbeitungslösungen mit 
der unverwechselbaren Handschrift des Marktführers 
für Heftköpfe. Egal, ob ein halbautomatischer  
HSB 9.000, vollautomatischer HSB 13.000 oder ein 
DIGI-Finisher, die wahre Hybridlösung – Hohner  
Anlagen wachsen dreidimensional mit den Kunden-
bedürfnissen: technologisch, quantitativ und vielfältig.
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Hohner Maschinenbau GmbH

Gänsäcker 19
78532 Tuttlingen
Germany

T +49 7462 9468-0
F +49 7462 9468-20

info@hohner-postpress.com
www.hohner-postpress.com

VISIT US AT DRUPA, 
HALL 16, 
STAND B23/1-6
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Feedback und Wünsche an die Politik
Obwohl ich kein Freund von Geschenken bin, sehe ich die fi-
nanzielle Soforthilfe als eine der wichtigsten Maßnahmen 
der letzten Wochen. Diese hat den kleinen Einzelhändlern 
sicherlich die größte Not genommen, ihren Verbindlichkeiten 
nachzukommen.
Ich wünsche mir von der Regierung, für die nächsten 2 bis 5 Jahre 
gezielte Unterstützungsprogramme für finanzschwache Unter-
nehmer, um gezielt die Einführung von Kassen-/Warenwirt-
schaftssystemen mit Anbindungsmöglichkeit an Webshops und 
Marktplätze zu fördern. Diese Systeme sind eine Grundvoraus-
setzung für das langfristige Überleben dieser kleinen Betriebe. 

Markus Kapler,

markus.kapler@locamo.de,

www.locamo.de  

Über Locamo:
Die Locamo GmbH & Co. KG, mit Sitz in Weingarten 
(Württ.), wurde 2015 von den Brüdern Kai Uwe und Markus 
Kapler sowie einer weiteren privaten Gesellschafterin 
gegründet. Locamo.de ist ein deutschlandweiter Online-
Marktplatz für stationäre Einzelhändler. Bereits über 3 
Millionen Produkte finden sich auf der Plattform. Neben 
Locamo.de betreibt das Unternehmen weitere Plattformen 
wie beispielsweise welfenmarkt.de in Weingarten, einen 
lokalen Marktplatz, in dessen Mittelpunkt die Vision steht, 
Einwohner mit Händlern und anderen Gewerbetreibenden 
vor Ort zu vernetzen, das bewusst lokale Einkaufen zu 
fördern und so die eigene Region zu stärken.

Kunden online bedienen geht immer Einkaufen beim Einzelhändler ohne Mund-Nasen-Schutz

Schwerpunkt

Hier bin ich daheim.

WOHLFÜHLEN.
SICHER SEIN. LEBEN.

Individuelle Architektur, freie
Planung, hochwertige Materialien, 
angenehmes Raumklima, guter 
Schallschutz – wir erfüllen Ihre 
persönlichen Wünsche.

www.schwoererhaus.de

Schwörer
Haus®
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Die Sente GmbH und Corona

Die Sente GmbH berät mittelständische 
Unternehmen vollumfassend in den 
Zukunftsthemen Digitalisierung, Agile 
und Abläufe im Unternehmen.
Unser großes Plus ist, dass wir die Be-
ratungsergebnisse im Unternehmen 
als verantwortliche Projektleiter um-
setzen oder begleiten können: Wir kön-
nen auf langjährige Erfahrung als Inte-
rim Manager für Weltmarktführer in 
technischen Branchen zurückgreifen.
Vor der Krise waren wir in Verhandlung 
über größere Interim Management 
Mandate u.a. Automotive in China und 
der Chemieindustrie in Deutschland. 
Diese Projekte wurden seitens der In-
teressenten bis auf Weiteres auf Eis 
gelegt. 
Wir hatten bereits 2019 mit „Sente-
Prävention“ ein Beratungsprodukt 
etabliert, bei dem wir unsere Be-
ratungsschwerpunkte für unsere eige-
ne Produktentwicklung eingesetzt 
hatten. (Beratungsinhalt ist, Unter-
nehmen präventiv fit für externe Kri-
sen zu machen bzw. interne Krisen zu 
vermeiden.)
Aus den Mandaten sind damals mehre-
re - in der aktuellen Krise hochaktuelle  
standardisierte Beratungspakete ent-
standen - z. B. Liquiditätsplanung, 
rasche Entwicklung digitaler Ge-
schäftsmodelle, kundenzentrierte 
Produktentwicklung.
Mit dem Beginn von Covid-19 haben 
wir rasch angefangen, diese Beratungs-

pakete auf die Situation der Unter-
nehmen anzupassen und auf komplette 
Online-Schulung und Online-Beratung 
umzustellen, Tools auszuprobieren, 
die Vernetzung zu anderen innovati-
ven Unternehmen zu suchen und die 
Dienstleistungen als sogenannte „Mi-
nimum Viable Products“ zur Verfügung 
zu stellen.
Unsere Angebote sind aktuell noch 
kostenlos, wir haben bereits die ersten 
bezahlten Aufträge annehmen können.
 
Digitalisierungskompetenz und 
„Digitalisierungprekariat“
Die Digitalisierungskompetenz ist in 
vielen mittelständischen Unternehmen 
erschreckend niedrig: Verständnis für 
den Transfer von herkömmlichen Ab-
läufen und Werkzeugen in die digita-
lisierte Welt ist schwach ausgeprägt. 
An notwendiger Ausstattung mit zeit-
gemäßen Geräten mangelt es. Die Nut-
zung von Tools zur Online-Zusammen-
arbeit über Firmengrenzen hinweg ist 
häufig schwach ausgeprägt.
Auf der anderen Seite konnte ich viele 
interessante Geschäftskontakte mit 
herausragenden zukunftsorientierten 
Unternehmen knüpfen. Es gibt sehr 
viele - insbesondere kleine junge 
- Unternehmen, die mit den zeit-
gemäßen Technologien hervorragend 
arbeiten. Daraus ergeben sich wunder-
bare Impulse für neue Produkte und 
Dienstleistungen und eine Vernetzung 

von mittelständischen Unternehmen.
 
Meine Befürchtung ist: Es ent-
steht weltweit ein „Digitalisierungs-
prekariat“. Ohne Rohstoffe und hohe 
Staatsausgaben muss Deutschland 
bei Nutzung und Vermarktung in eine 
Führungsrolle kommen, um nicht noch 
weiter abgehängt zu werden. Deutsch-
land konzentriert sich immer noch dar-
auf, Moral-Weltmeister zu werden und 
jegliche Form der Weltrettung feder-
führend an sich zu reißen - könnte aber 
zuerst im Kleinen dafür sorgen, dass 
unsere Unternehmen und Menschen 
nicht noch weiter von digitalen Stan-
dards abgehängt werden. 
Beispiele aus dem Ausland: In St. 
Gallen gibt es z.B. einen Zusammen-
schluss von Kantonen, Banken, Ver-
lagen, Hochschulen für eine lokale 
Plattform, in der neue Ideen entstehen 

Schwerpunkt

Robert Haase, Geschäftsführer der Sente GmbH

HERTWECK Qualitätsprodukte.
Steigern Sie Ihre Produktivität 
mit noch präziseren Werkzeugen.
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und Know-how-Transfer in etablierte 
Unternehmen hineinfließen kann. In 
Dornbirn gibt es eine ähnliche (weni-
ger breit, aber dennoch sehr wirksame) 
Initiative. 
Konkret: In Deutschland versteht man 
leider unter Start-up-Förderung vieler-
orts lediglich die Bereitstellung von 
Büroräumen mit Drucker, Kaffee-
maschine und Internet-Leitung - das 
reicht definitiv nicht ...

Ratschläge für die Politik  
1. Praktische ECHTE Digitalisierungs-

kompetenz in die Unternehmen 
bringen.

	 Das heißt: Standortvorteile schaf-
fen und (auf zeitgemäße Weise) 
das tun, was Deutschland in den 
Ingenieurwissenschaften, der Me-
dizin etc. stark gemacht hat.

	 Dies kann auch in der Ausbildung, 
Weiterbildung und Hochschule 
erfolgen. Über die Kammern und 
Wirtschaftsförderungen könnte 
rasch ein kostenloses Angebot 
„Digitalisierung-Führerschein“ ins 
Leben gerufen werden. 

2.	 Bereitstellung eines deutschen/
europäischen Sicherheitskonzepts 
und Datenschutzkonzepts mit EIN-
FACHEN KLAREN REGELN.

	 Das heißt: Standortvorteile schaf-
fen, Unternehmen unterstützen 
und nicht durch Bürokratisierung 
lähmen.

	 Es herrscht nach wir vor große Ver-
unsicherung in der Nutzung digi-
taler Angebote, Beispiele, die - im 

Rahmen eines durchdachten Kon-
zepts - angepackt werden sollten:

	 a. Die praktisch nutzbaren An-
gebote (z.B. Zoom, Tictoc, WhatsApp) 
sind von amerikanischen oder chi-
nesischen Anbietern. Wo sind die 
europäischen Angebote?

	 b. Unterstützung bei der Um-
setzung der DSGVO in den Unter-
nehmen. Aus Angst, etwas falsch 
zu machen, macht ein Unternehmer 
lieber gar nichts - oder er greift 
schlimmstenfalls auf Plattformen 
zurück, die er privat kennt und 
nutzt (siehe WhatsApp-Problema-
tik in Unternehmen). 

c.   Daten, die mit dem Unternehmen im 
Nachbarort ausgetauscht werden, 
wandern um den Globus. Hier geht 
es darum, kurze Wege zu schaffen: 
Kommunikation innerhalb Deutsch-
lands und Europas soll hier vor Ort 
bleiben - technisch möglich, recht-
lich möglich, politisch möglich.

 
3.	 OFFENE STANDARDS zwischen 

den unterschiedlichen Chat- und 
Social-Media-Kanälen. 

	 Das heißt: Plattformen verbinden. 
Eine Rückbesinnung auf das, was 
die DIN-Norm für den Erfolg deut-
scher mittelständischer Unter-
nehmen geleistet hat, tut gut.

	 Warum? Soziale Kommunikations-
Plattformen wie WhatsApp, Face-
book schotten sich ab. 

	 Fakt 1: Weltweit kann jeder Tele-
fonteilnehmer telefonisch erreicht 
werden. Seit dem Jahr 1883 (!) gibt 
es einen Zusammenschluss von 

Telefonnetzen. Mit der Liberalisie-
rung des Telefonmarkts wurde das 
marktbeherrschende Unternehmen 
gesetzlich gezwungen, sein Netz 
für kleinere Anbieter zugänglich zu 
machen. 

	 Fakt 2: 2020 sind immer noch 
proprietäre Systeme bei den 
Hauptkommunikationskanälen der 
Standard. Durch die Übermacht 
amerikanischer und chinesischer 
Konzerne kann sich somit kein 
europäisches Netzwerk mehr etab-
lieren - außer man regelt gesetzlich, 
dass marktbeherrschende Unter-
nehmen einen Zugang für kleine-
re Chat-Anbieter schaffen müssen 
(technisch ist die Bereitstellung 
sogenannter APIs keine große 
Herausforderung).

Kurz: Normen (die es bei Telefon, E-
Mail, SMS usw. bereits gibt) müssen 
auch bei den sozialen Netzwerken 
vorhanden sein, damit Monopole 
aufgebrochen werden können und 
ein echter globaler Wettbewerb bei 
Kommunikationsdiensten entstehen 
kann.

Es ist höchste Zeit, wieder etwas zu 
tun: Die Politik muss die Rahmen-
bedingungen schaffen und die Unter-
nehmen brauchen wieder mehr Ge-
staltungswillen: Die Zukunft beginnt 
heute!

Robert Haase,

robert.haase@sente-gmbh.de,

www.sente-gmbh.de  

Schwerpunkt

vital premium – Feinstfiltration und Vitalisierung. 
Für höchsten Trinkwassergenuss.

•  filtert unerwünschte Stoffe aus dem Trinkwasser
•  gibt dem Wasser seine Vitalkräfte zurück
•  einfache, platzsparende Untertisch-Montage in der Küchenzeile
•  preiswerte und praktische Alternative zum Wasserkistenschleppen

Das bietet Ihnen vital premium:

® 

Wasserbehandlung mit Zukunft

perma-trade  Wassertechnik GmbH 
Röntgenstraße 2 · 71229 Leonberg 
Tel. +49 7152 / 9 39 19-0 
www.perma-trade.de · info@perma-trade.de 
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Wirtschaftsberatung 
zu Corona-Zeiten

Wir alle, ob im privaten oder im beruflichen Bereich, wur-
den durch Corona relativ abrupt vor eine Reihe von Heraus-
forderungen im Alltag gestellt, die es nun zu bewältigen gilt. 
Unternehmensintern waren wir zunächst verstärkt mit der 
Umstellung auf einen der Krise entsprechenden Arbeits-
alltag für unsere Mitarbeiter beschäftigt, um unseren Man-
danten trotz der schweren bevorstehenden Zeiten best-
möglich mit Rat und Tat zur Seite stehen zu können. Dies 
konnten wir dank unserer eigenen IT-Gesellschaft gewähr-
leisten, indem wir relativ schnell und reibungslos auf einen 
Homeoffice-Betrieb umgestellt haben. 

Extern unternehmen wir momentan alles, um unseren Man-
danten durch die Krise zu helfen, angefangen mit Steuer-
stundungen bis hin zu KfW-Hilfskrediten. Dabei zählt zu 
unseren negativen Erfahrungen die Komplexität und das 
Wirrwarr der Antragsstellung für Hilfeleistungen, die viele 
Unternehmen ohne Fachwissen und entsprechende Hilfe-
stellung nicht bzw. nur schwer in Anspruch nehmen können. 
Positiv hingegen sind hier die Vorteile der Digitalisierung 
zu nennen, die zwar stets im Alltag präsent waren, jetzt 
aber mehr denn je der Schlüssel für ein schnelles und effi- zientes Arbeiten sind, trotz der aktuellen bestehenden Ein-

schränkungen. Politisch gesehen haben wir im Vergleich 
zu anderen Regierungen relativ flott auf die Krise reagiert, 
sei es mit Schutzmaßnahmen für die Bevölkerung oder mit 
Hilfestellungen für die Wirtschaft. 

Wünschenswert wäre eine noch zielführendere Hilfe für die 
Gastronomie/Hotellerie. Gerade hier in der Bodenseeregion 
leben viele Menschen vom Tourismus. Unsere Mandanten 
im Bereich der Gastronomie/Hotellerie werden durch die 
Lockdown-Maßnahmen massiv und zum heutigen Stand 
auch nachhaltig durch die Corona-Krise geschädigt. Hier 
fehlt es bislang noch an konstruktiven, sinnvoll greifenden 
Maßnahmen, wenn davon auszugehen ist, dass die komplet-
te Saison 2020 ausfallen wird bzw. mit massiven Umsatzein-
bußen zu rechnen ist. 

Über die Autorin:
Patricia Jabs ist Steuerberaterin bei der ETL Bodensee 
Gruppe, einer Wirtschaftsberatungsgesellschaft für 
KMU (Steuerberatung, Unternehmensberatung, Rechts-
beratung, Wirtschaftsprüfung, Mergers & Acquisitions, 
IT-Service).

Patricia Jabs,

patricia.jabs@etl-bodensee.de,

www.etl-bodensee.de  

Patricia Jabs, Steuerberaterin bei der ETL Bodensee Gruppe

Schwerpunkt

Ein Team. 

Mit Leidenschaft. 

Bauen. 

BREINLINGER  INGENIEURE 

Bild: Gerhard Plessing

breinlinger.de. 
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Nach einer 6-wöchigen Durststrecke endlich 
wieder Lichtblicke für Friseure

In aller Munde sind Friseure heutzutage. 
Warteschlangen vor Betrieben. Dauer-
klingeln der Telefone. So wünscht man 
sich das 365 Tage im Jahr. Doch zu ver-
danken haben wir das dem neuartigen 
Virus Covid-19, das heutzutage sein Un-
wesen treibt.

Die Schließung der Friseure am 20. März 
bundesweit hat für Aufruhr gesorgt. Um 
die Kunden der kommenden Wochen 
über die Schließung zu informieren und 
den Salon auf Vordermann zu bringen, 
haben meine Kolleginnen und ich uns an 
diesem Tag in den Salon gewagt. Traurige, 
deprimierte Kundinnen haben wir erlebt, 
jedoch auch verärgerte, verständnislose 
ja fast schon bösartige Kommentare er-
reichten uns.

Überbrückt haben wir die sechs Wo-
chen, indem ich meine Handynummer 
zur Terminvergabe angegeben hab, dann 
hieß es Homeoffice für Friseure. Planen, 
umstrukturieren und neu vergeben. Or-
ganisatorisch gesehen war die Schlie-
ßung mit sehr viel Arbeit verbunden. 
Anmelden von Kurzarbeitergeld (KUG), 
was wir davor noch nie gemacht hatten. 
Den Antrag zur Soforthilfe stellen. Ver-
sicherungen streichen bzw. aussetzen 
lassen sowie mit der Bank bezüglich der 
Kredittilgungen verhandeln. Die Sofort-
hilfe wurde zwar gewährt, jedoch reicht Arbeit mit Mund-Nasen-Schutz bei Friseurteam Völk

Schwerpunkt
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diese lang nicht aus für alle Ausgaben, 
die getätigt werden müssen. Zudem 
muss die Soforthilfe versteuert wer-
den und wird am Ende des Jahres ver-
rechnet. In 6 Wochen hätten wir weitaus 
mehr Umsatz erreicht als die Regierung 
mit ihren Paketen zur Verfügung stellen 
kann. Mitarbeiter auf 450-Euro-Basis er-
hielten überhaupt keinen Lohn, da für sie 
KUG nicht zur Verfügung steht. Zudem 
leben viele Friseurinnen von dem Trink-
geld, welches sie von ihren Kunden be-
kommen, was natürlich wegfiel. 

Wertschätzung des Friseurberufs
Doch so viele schlechte Auswirkungen 
Corona und dieser Shutdown auch hatte, 
alles hat auch seine positiven Seiten, die 
man sich besonders in solchen Zeiten vor 
Augen führen sollte. Die Salonbesitzer 
in unserer Stadt haben sich zusammen-
getan und eine WhatsApp-Gruppe er-
öffnet, um sich dort gegenseitig zu 
unterstützen und sich über Neuigkeiten 
auszutauschen. In den 25 Jahren, in 
denen meine Mutter unseren Salon nun 

führt, gab es so etwas noch nie. Es war 
schön zu sehen, wie man trotz Konkur-
renz füreinander sorgt und einsteht und 
in schwierigen Zeiten niemand alleine 
ist. Dies hält auch jetzt noch, nach der 
Wiedereröffnung, an.

Zudem ist das höchste Gut, dass die Men-
schen uns wieder wertschätzen. Friseure 
wurden jahrelang abgetan als die weniger 
wichtigeren Handwerksberufe. Neuer-
dings scheinen wir aber lebensnotwendig 
zu sein. Was auch stimmt! Die Be-
völkerung merkt, dass es ohne uns nicht 
geht und was es für Auswirkungen auf das 
allgemeine Wohlbefinden hat, wenn man 
nicht mehr zum Friseur gehen darf.

Erschwerend kommt momentan hinzu, 
dass wir oft viele Stunden am Stück mit 
Maske arbeiten, was unzumutbar ist 
und viele Kollegen sowie auch Kunden 
stresst. Zudem dürfen wir nur eine be-
stimmte Anzahl an Kunden annehmen, 
was sich nicht wirklich lukrativ auf den 
Umsatz auswirkt. Daher sind wir noch 

lange nicht über den Berg. Es wird eine 
ganz Weile dauern, bis die Friseure sich 
davon erholt haben.

Dank Corona werden wir wieder geschätzt, 
und diese Wendung in der Geschichte der 
Friseure war dringend notwendig, um 
den Beruf wieder in ein besseres Licht 
zu rücken. Die Unternehmer sollten sich 
nicht scheuen, gerechtfertigte Preise für 
ihre Dienstleistungen zu verlangen. Seit-
her kenne ich Friseure, die sich schlecht 
fühlen, wenn sie Preise verlangen, wel-
che vollkommen angemessen sind, weil 
es von der Bevölkerung nicht akzeptiert 
wurde bzw. aus unerklärlichen Gründen 
der Friseurbesuch nicht teurer sein darf 
als irgendwelche andere vergleichbare 
kosmetische Dienstleistungen. Dem ist 
nun ein Ende bereitet, die Salons und Mit-
arbeiter kämpfen um ihre Betriebe und 
um ihren Beruf. Die Preise gingen nach 
oben seit der Wiedereröffnung aufgrund 
von den Ausfällen, da jedem die Haare ge-
waschen und Desinfektionsmittel, Mas-
ken etc. zur Verfügung gestellt werden 
müssen. Es wird überwiegend von den 
Kunden akzeptiert, und zu 98 % sind die 
Kunden sehr verständnisvoll, was die der-
zeit längeren Wartezeiten angeht sowie 
die erhöhten Preise. Wir bekommen 
Schokolade und selbst gebackene Ge-
schenke als Dankeschön, dass wir jetzt 
rund um die Uhr für sie da sind.

Die Stimmung ist trotz allem toll und wir 
sind froh, wieder gemeinsam Haare ma-
chen zu dürfen. Wir hoffen inständig, dass 
es so bleibt und wir nicht nochmal einen 
Rückschlag erleiden, denn ob die Friseure 
das überstehen würden, bleibt fraglich.

Vanessa Völk,

info@friseurteam-voelk.de,

www.friseurteam-voelk.de  

Über das Unternehmen:
Das Friseurteam Völk wurde 1995 
von Marion Völk in Leutkirch im 
Allgäu gegründet. Mittlerweile ist 
auch ihre Tochter, Vanessa Völk, in 
den Familienbetrieb eingestiegen 
und so sorgen sie gemeinsam mit 
ihrem 6-köpfigen Team für Freude 
am Aussehen.  

Schwerpunkt

Geschäftsführerin und Meisterin Marion Völk mit einem Kunden
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Cyberkriminalität in Zeiten von Corona  
bekämpfen

Homeoffice und Kontaktsperre – das 
macht es für klassische Einbrecher 
schwer. Cyberkriminelle hingegen 
wittern durch die Corona-Krise un-
geahnte Möglichkeiten. Das Thema 
Covid-19 wird oft in böswilligen Kam-
pagnen eingesetzt, darunter Spam, 
Malware, Lösegeldforderungen und 
Phishing. 
Wie aber kann Avira, eine Firma, die 
sich der Cybersicherheit verschrieben 
hat, uns während der Krise vor die-
sen Kriminellen schützen? Ist es über-
haupt möglich, bei den derzeitigen Be-
schränkungen seinen Dienst zu tun? 

Kundenschutz aus dem Homeoffice
Als Vorsichtsmaßnahme gegen Covid-19 
hatte die Firma bereits Mitte März als 
eine der ersten in Deutschland alle Büros 
weltweit geschlossen und komplett auf 
Homeoffice umgestellt.
Avira hatte sich proaktiv auf dieses 
Szenario vorbereitet und bietet seinen 

über 400 Mitarbeitern die nötige tech-
nische Infrastruktur, um problemlos 
von zu Hause zu arbeiten. Vereinfacht 
wurde dies durch die Firmenkultur, in 
der Homeoffice und flexible Arbeits-
zeiten schon lange möglich sind.
Zwar mussten alle einen neuen Rhyth-
mus und neue Routinen finden, um 
Kommunikation und Kooperation auf-
recht zu erhalten, mittlerweile findet 
aber sogar die weltweite Mitarbeiter-
versammlung als Videokonferenz 
statt. Anja Michael, VP Global HR bei 
Avira, sagt dazu: „Es fühlt sich erstaun-
licherweise persönlicher an als bei 
„normalen“ Versammlungen, da die 
Mitarbeiter auch einen Blick in das Zu-
hause der Kollegen werfen können und 
ausgiebig die Chat-Funktion nützen“.

Durch diese Lösung kann das Unter-
nehmen auch weiterhin jederzeit seine 
Kunden vor Online-Angriffen jeder Art 
umfangreich schützen. Viele Menschen 

haben sich jetzt im Homeoffice ein-
gerichtet und sich beim Online-Schutz 
für unsere Produkte entschieden, wo-
durch Avira wirtschaftlich durchaus 
positiv in die Zukunft blickt.

Nicole Lorenz,

presse@avira.com,

www.avira.com  

Über Avira:
Avira ist mit rund 100 Millionen 
Kunden und 500 Mitarbeitern ein 
weltweit führender Anbieter selbst 
entwickelter Sicherheitslösungen 
für den professionellen und pri-
vaten Einsatz. Das Unternehmen 
gehört mit mehr als 25-jähriger Er-
fahrung zu den Pionieren in diesem 
Bereich und ist mit seiner Firmen-
zentrale in Tettnang im Einzugs-
gebiet der MIT Bodensee.

Die Avira-Belegschaft

Schwerpunkt
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Corona-Sofortprogramme als 
Schutz vor der Insolvenz?

Die Coronavirus-Krise ist seit dem Zweiten 
Weltkrieg die größte Herausforderung für 
Staat und Gesellschaft. Sie übertrifft bei 
Weitem die Finanzkrise von 2008, da nicht 
nur der Bankensektor betroffen ist, son-
dern alle Branchen gleichermaßen. 

Neben den großen Herausforderungen an 
unser Gesundheitswesen, welche nach wie 
vor nicht zu unterschätzen sind, hat sich 
eine wirtschaftliche Situation eingestellt, 
die für viele Unternehmen nichts Gutes 
verheißt.  

Die Unternehmen kämpfen mit Liquiditäts-
engpässen, und die Kurzarbeit hat 
zwischenzeitlich in allen Branchen Einzug 
gehalten. Dass es zu einem wirtschaft-
lichen Abschwung und zu einer Rezession 
kommen wird, haben uns das Ifo-Insti-
tut und die Wirtschaftsweisen bereits 
sehr früh zu verstehen gegeben. Folge-
richtig war deshalb nur, dass die Bundes-
regierung die Corona-Sofortprogramme 
aufgelegt hat. Für Baden-Württemberg 
bedeutet dieses konkret, dass ca. 1,58 
Milliarden Euro über die Landesbank Ba-
den-Württemberg an die betroffenen 
Unternehmen ausbezahlt wurden. Somit 
ist es gelungen, mit einem Zuschuss von 
bis zu 30.000 Euro für Soloselbstständige, 
Freiberufler und Kleinunternehmen mit 
weniger als 50 Mitarbeitern einen kurz-
fristigen Liquiditätsengpass abzufangen. 
Aber mit diesem Zuschuss ist es noch lange 
nicht getan. Deshalb ist es wichtig, dass die 
Unternehmen mit zinsgünstigen Krediten, 
Tilgungszuschüssen, Bürgschaften und Be-
teiligungskapital rechnen können. 

Die Haftungsfreistellung durch die KfW-
Förderbank war zu Beginn der Corona-
Sofortprogramme von 80 % auf 90 % bei 
Betriebsmitteln und Investitionen von klei-
nen und mittleren Unternehmen erhöht 
worden. Zwischenzeitlich kann man von 
einer 100-prozentigen Haftungsfreistellung 
ausgehen, was vermuten lässt, dass sich die 
Hausbanken bei einer Kreditvergabe deut-
lich leichter tun. Wenn man jetzt aber ver-

folgt, dass die Hausbanken als Basis für eine 
Kreditvergabe eine wirtschaftliche Progno-
se für das Jahr 2020 einfordern, dann muss 
schon die Frage erlaubt sein, wie ein klei-
nes oder mittelständisch geprägtes Unter-
nehmen diese wirtschaftliche Prognose 
erstellen soll, wenn aktuell keine Umsätze 
erzielt werden können und keiner sagen 
kann, wann wieder Normalität einkehrt und 
wie dann z. B. das Konsumentenverhalten 
sein wird. Werden wir alle in einen Kauf-
rausch verfallen oder werden private In-
vestitionen z. B. im Handwerk in die Zukunft 
geschoben? Wenn man die aktuelle Situa-
tion der Kurzarbeit mit mehr als 10 Millionen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern be-
trachtet, dann sicherlich das Letztere. Des-
halb wäre hier zu begrüßen, dass die Haus-
banken ihre Vergabemodalitäten, auch im 
Sinne unserer mittelständischen Wirtschaft, 
nochmals überdenken und etwas freizügiger 
in eine Kreditvergabe einsteigen. Es würde 
uns allen nur zu Gute kommen.

Eine gezielte Förderung einzelner Wirt-
schaftszweige ist sicherlich ein probates 
Mittel in einer Krise. Das sogenannte Gieß-
kannenprinzip, dass jeder etwas bekommt, 
sollte tunlichst vermieden werden. Wenn 
man davon ausgeht, dass wir uns noch ein 
Jahr lang auf Einschränkungen einstellen 
müssen, dann sollten Unternehmen, die 
nicht öffnen dürfen, weiterhin staatliche 
Überbrückungshilfen bekommen. 

Dass die Corona-Krise wirtschaftliche Spu-
ren hinterlässt, zeigt sich jetzt schon deut-
lich. Die weltgrößten Flugzeugbauer Airbus 
und Boeing machten im ersten Quartal 
hohe Verluste. Bei Airbus fiel in den ersten 
drei Monaten bis Ende März 2020 ein Ver-
lust in Höhe von 481 Millionen Euro an. Im 
Vorjahr hatte es noch nach Unternehmens-
angaben einen Gewinn von 40 Millionen 
Euro gegeben. Noch schlechter sieht es beim 
amerikanischen Konkurrenten Boeing aus. 
Dort betrug der Quartalsverlust laut Unter-
nehmensangaben 641 Millionen Dollar. Im 
Vorjahr hatte Boeing noch 2,1 Milliarden 
Dollar verdient. Die Lufthansa wird ohne 

Staatshilfen nicht zu retten sein. Hier sind 
Staatshilfen von bis zu zehn Milliarden Euro 
im Gespräch. Beim baden-württembergi-
schen Traditionskonzern Bosch stellt man 
sich auf eine tiefgreifende Rezession ein und 
der Bosch-Chef selbst spricht von einem 
Ausnahmezustand, der wirtschaftliche 
Existenzen infrage stellt. Hier sind sicher-
lich auch die kleinen und mittelständisch 
geprägten Unternehmen gemeint. Da der 
überwiegende Teil der Unternehmen in Ba-
den-Württemberg klein und mittelständisch 
geprägt ist, kann man sich leicht ausmalen, 
was diese Krise für unsere Unternehmen in 
Baden-Württemberg bedeutet. Es ist nicht 
leicht zu formulieren, aber wir werden leider 
Insolvenzen zu verzeichnen haben. Und da 
werden auch die Corona-Sofortprogramme 
nichts daran ändern!    

Es wird keine leichte Zeit für alle, aber wir 
können nur hoffen, dass wir diese Krise 
gemeinsam meistern. Wir müssen alles 
dafür tun. 

Dr. Jonas Rossmanith, 

rossmanith@hs-albsig.de  

Über den Autor:
Dr. Jonas Rossmanith ist Steuerberater 
und Professor an der Hochschule 
Albstadt-Sigmaringen sowie Leitungs-
mitglied des Kompetenzzentrums 
internationale Rechnungslegung 
und internationales Controlling, 
verantwortlich für die Fachgebiete 
Unternehmensbesteuerung und 
Rechnungslegung.

Dr. Jonas Rossmanith 

Schwerpunkt
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Aus den Kreisen & Bezirken

MIT Mannheim

Corona kippt Kurpfälzer Frühschoppen

Pandemie erschwert Arbeit der MIT 
vor Ort
SARS-CoV-2 - hinter dieser harmlos wir-
kenden Abkürzung versteckt sich die 
größte globale Herausforderung der neu-
eren Geschichte: das Coronavirus. Seit 
das Virus durch die Weltgesundheits-
organisation WHO am 30. Januar 2020 
als „gesundheitliche Notlage von inter-
nationaler Tragweite“ und am 11. März 
2020 als Pandemie eingestuft wurde, hält 
es die Welt in Atem.

Kontaktverbote, Ausgangssperren, 
Schließungen, Reisewarnungen, Schul- 
und Kita-Schließungen, Hamsterkäufe, 
Klopapiermangel, Homeoffice, Gesichts-
masken, Hygiene- und Abstandsregeln – 
all dies gehört seit mehreren Wochen zu 
den täglichen Herausforderungen für die 
Bevölkerung. 

Das Herunterfahren des öffentlichen Le-
bens stellt die Wirtschaft und insbesondere 
den Mittelstand vor eine harte Bewährungs-
probe, gefährdet gar die wirtschaftliche 
Existenz zahlreicher Unternehmen. Zwar 
zentriert sich hier die mediale Sichtweise 
häufig auf große Unternehmen wie Luft-
hansa oder die Autobranche. Doch diese 
Unternehmen werden sicherlich die Krise 
überleben. Doch was ist mit den zahlreichen 
mittelständischen Unternehmen, die eben-
so hart von der Krise betroffen sind, aber 
keine ausgeprägte Lobby-Arbeit betreiben?

Begrüßenswert und unbedingt erforder-
lich sind die zahlreichen Hilfsmaß-
nahmen, die Bund, Länder und Kommu-
nen beschlossen haben. Doch reicht das? 
In den letzten Jahren ist viel versäumt 
worden, um die Bundesrepublik auf Kri-
sen wie diese vorzubereiten. Gerade in 

Zeiten, in denen sich Homeoffice ge-
zwungenermaßen größter Beliebtheit 
erfreut, rächt es sich, dass zu wenig für 
die Digitalisierung getan wurde. Es bleibt 
zu hoffen und zu fordern, dass nach der 
Krise hier mehr investiert wird. Denn aus 
Sicht des Mannheimer MIT-Vorsitzenden 
Alexander Fleck ist eins klar: „Auch nach 
der Krise wird der Bedarf an Digitalisie-
rung weiter steigen. Die Krise hat hier 
die Entwicklung hin zur volldigitalisierten 
Gesellschaft beschleunigt. Vielen, die 
nun gezwungenermaßen auf z. B. Ho-
meoffice oder andere digitale Errungen-
schaften umsteigen mussten, haben 
diese zu schätzen gelernt und werden 
diese künftig nicht missen wollen.“

Es rächt sich aber auch, dass die Produk-
tion in zahlreichen Branchen aus Kosten-
gründen ins Ausland verlagert wurde. 

Ein volles Festzelt bei dem Kurpfälzer Frühschoppen – so sollte es auch 2020 aussehen…
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Gerade in sensiblen Bereichen wie Me-
dizin & Pharmazie zeigt sich durch eine 
Verknappung und Lieferschwierigkeiten, 
dass hier Fehlentscheidungen getroffen 
wurden. „Künftig müssen (über-)lebens-
wichtige Produkte auch wieder in Deutsch-
land hergestellt werden“, so Fleck.

Aus Sicht von Fleck sei der in Deutsch-
land prägende Föderalismus grundsätz-
lich wichtig und richtig, aber in einer Krise 
wie dieser zu reformieren. „Der Flicken-
teppich an unterschiedlichen Corona-
Verordnungen ist unüberschaubar und 
stellt die Wirtschaft zusätzlich vor Prob-
leme, die nun wirklich menschengemacht 
und unnötig sind. Außerdem scheint ge-

rade ein Wettbewerb einzelner Minister-
präsidenten um Beliebtheitswerte im 
Gange zu sein, um eine Visitenkarte als 
Nachfolger für die Kanzlerin abzugeben. 
Sich in der Krise jedoch durch zu lasche(t)s 
Krisenmanagement profilieren zu wollen, 
ist gefährlich. Hier sollten Kompetenzen 
auf den Bund übergehen.“

Direkte Auswirkungen hat die Krise aber 
auch auf die Arbeit der MIT vor Ort. So 
musste die MIT Mannheim bis auf Wei-
teres alle geplanten Veranstaltungen 
und Kundgebungen absagen. Hierzu 
Fleck: „Wir werden versuchen, die Ver-
anstaltungen größtenteils nachzuholen. 
Es schmerzt allerdings, dass dieses Jahr 

der Kurpfälzer Frühschoppen des Mittel-
standes auf dem Maimarkt abgesagt 
werden musste. Wir hatten mit Friedrich 
Merz einen hervorragenden Redner und 
Wunschkandidaten gewinnen können.“ 
Zum ersten Mal seit über 40 Jahren fällt 
die Traditionsveranstaltung aus. Umso 
mehr freut sich die MIT Mannheim natür-
lich darauf, 2021 den Kurpfälzer Früh-
schoppen wieder ausrichten zu können.

Noch eine abschließende Bitte: Bleiben 
Sie gesund. 

Alexander Fleck, 

alexander-fleck@t-online.de,

www.mit-mannheim.de  

2019 war der MIT-Bundesvorsitzende Dr. Linnemann MdB zu Gast auf dem Maimarkt

Aus den Kreisen & Bezirken



49

Aus den Kreisen & Bezirken

MIT Heidelberg

Tilo Müller als  
Kreisvorsitzender  
im Amt bestätigt

Nach Neuwahlen ist die MIT Heidelberg gut aufgestellt. Alter 
und neuer Kreisvorsitzender ist Tilo Müller. Der studierte Jurist, 
Betriebswirt und Bankenprüfer ist selbständiger Unternehmens-
berater, der vorwiegend für mittelständische Unternehmen und 
Banken deutschlandweit tätig ist. Er wurde von der Mitgliederver-
sammlung Anfang März 2020 einstimmig als Kreisvorsitzender im 
Amt bestätigt.

Tilo Müller führt den Kreisverband Heidelberg seit dem Jahr 2017 
und ist außerdem in der vierten Periode Bezirksvorstandsmitglied 
der MIT Nordbaden. Daneben ist er auf baden-württembergischer 
Landes- und Bundesebene der MIT aktiv. Für die Interessen und 
Belange mittelständischer Unternehmen setzt er sich daneben im 
Kreisvorstand der Heidelberger CDU und in weiteren Gremien ein. 
In der letzten Landtagswahlperiode leitete er die Arbeitsgruppe: 
„Baden-Württemberg - das Mittelstandsland“ im Landesfachaus-
schuss Wirtschafts- und Finanzpolitik der CDU Baden-Württem-
berg. Darüber hinaus ist er stellv. Kreisvorsitzender der Kommunal-
politischen Vereinigung Heidelberg und stellv. Vorsitzender des 
CDU-Stadtbezirksverbandes Heidelberg-Kirchheim.  

Nicht mehr kandidiert aus privaten Gründen hat seine Stellver-
treterin und Stadträtin Kristina Essig, bei der er sich für die lang-
jährige Mitarbeit in der MIT Heidelberg bedankte. Um die heraus-
fordernden Aufgaben der Zukunft besser meistern und die Arbeit 
auf mehrere Schultern verteilen zu können, wählte der Kreismittel-
standstag nun drei Stellvertreter. Dies sind der Unternehmer und 
Vorsitzende der Freien Wähler Vereinigung e.V. Heidelberg Frank 
Beisel, der Rechtsanwalt und Geschäftsführer beim Bildungswerk 
der Baden-Württembergischen Wirtschaft e.V. Christoph Glaser 
sowie der Geschäftsführer der Jan Segenwitz GmbH und Vize-
präsident der Perkeo-Gesellschaft Heidelberg 1907 e.V. Andreas 
Ziegler.   
Neu im Amt des Schatzmeisters ist der Kaufmann Hans-Werner 
Lindgens, der unter anderem Ehrensenator der EBS Universität für 
Wirtschaft und Recht und Träger des Bundesverdienstkreuzes ist. 
Er tritt die Nachfolge von Steuerberater Bernhard Müller an, der 
aus zeitlichen Gründen nicht mehr kandidierte. 
Das Amt der Pressereferentin übernimmt die Vorsitzende des be-
deutenden CDU-Stadtbezirksverbandes Rohrbach-Boxberg-Em-
mertsgrund aus dem Heidelberger Süden, Karin Weidenheimer, 
die als Verwaltungsbeamtin im Wirtschaftsministerium Baden-
Württemberg die Sorgen und Nöte des Mittelstandes ebenfalls 
spüren kann.   
Als Schriftführerin und Internetbeauftragte fungiert die Rechts-
anwältin einer Heidelberger Großkanzlei Anna Köhler, die zugleich 

Kreisvorsitzende der Jungen Union Rhein-Neckar ist. 
Komplettiert wird der MIT-Kreisvorstand durch Hannes Gutjahr, 
der weiterhin als aktiver Beisitzer dabei ist.  
Als Kassenprüfer wurden der Steuerberater Dr. Wolfgang Heindl 
und die Landesvorsitzende des Verbands der Unternehmerinnen 
in Baden, Erika Schroth, wiedergewählt. Außerdem wurden 
Delegiertenwahlen für den MIT-Bezirks- und Landesmittelstands-
tag durchgeführt.

Die Mitgliederversammlung, die im Heidelberger Traditions-
restaurant „Zum Güldenen Schaf“ tagte, konnte im Jahr 2020 be-
reits einige neue Mitglieder in ihren Reihen begrüßen, davon 50 % 
Frauen und 25 % unter 30 Jahren. Dennoch bleibt ein wichtiges 
Ziel für das laufende Jahr, die Neumitgliedergewinnung aus dem 
Mittelstand zu forcieren, um weitere Kräfte zu bündeln.
Als Gast konnte der Kreisvorsitzende der MIT Rhein-Neckar, der 
Steuerberater Christian Wanner (Wiesloch), begrüßt werden, der 
ein Grußwort hielt und die Sitzungs- und Wahlleitung übernahm. 
Aus Termingründen leider nicht dabei sein konnte unser ge-
schätztes Mitglied Prof. h. c. Dr. Karl A. Lamers MdB, der jedoch 
Grüße aus Berlin sendete und der Versammlung bereits im Vorfeld 
einen guten Verlauf wünschte.  Verhindert war auch der Landes-
vorsitzende der MIT Baden-Württemberg und stellvertretende 
Bundesvorsitzende Oliver Zander, der in anderer Funktion unter-
wegs war und der MIT-Bezirksvorsitzende Nordbadens und Archi-
tekt Rolf Buttkus (Baden-Baden), der dieses Mal leider kurzfristig 
erkrankt war. 
Erfreut äußerte sich Tilo Müller über die Teilnahme der eigens aus 
Stuttgart angereisten Landesgeschäftsführerin der MIT Baden-
Württemberg, Ulla Müller-Eisenhardt, die einen Gruß des Landes-
vorsitzenden überbrachte und für einen reibungslosen Ablauf der 
Versammlung sorgte. Mit einem Blumenstrauß bedankte sich der 
MIT-Kreisvorsitzende Tilo Müller bei der Landesgeschäftsführerin 
für die stets gute und konstruktive Zusammenarbeit mit dem Team 
der Landesgeschäftsstelle.    
In seiner Rede bedankte sich der Kreisvorsitzende Tilo Müller bei 
den anwesenden Mitgliedern der MIT Heidelberg für ihr Kommen 

Der neu gewählte Kreisvorstand der MIT Heidelberg
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und ihren ehrenamtlichen Einsatz. Besonderer Dank galt den aus-
geschiedenen Vorstandsmitgliedern Dr. Jan Gradel (Fraktions-
vorsitzender der CDU im Heidelberger Gemeinderat), Stadtrat 
Matthias Kutsch, Alexander Mitsch (Vorsitzender der Werte 
Union) und den Unternehmern Christian Kücherer und Thomas 
Treiber für ihre bisherige Mitarbeit. Er betonte, dass es sich trotz 
Anstrengung für eine Gesellschaft lohne, wenn man sich für gute 
Rahmenbedingungen des Mittelstandes, seiner Unternehmen und 
der vielen hochwertigen Arbeits- und Ausbildungsplätze einsetze. 
Auch eine gute Nahversorgung mit Lebensmitteln erfordere täg-
lichen Einsatz im Groß- und Einzelhandel.   

Es gäbe hier immer wieder alte und neue Herausforderungen 
wie Bürokratieabbau, Steuervereinfachung sowie Digitalisierung, 

Breitbandausbau, Robotik und Standortsicherung. Diesen müsse 
man sich in einem permanenten Begleitprozess auf allen Ebenen 
annehmen. Gerade Familienunternehmen stehen mit ihrem guten 
Namen und ihren hervorragenden Produkten und Dienstleistungen 
„im Feuer des Wettbewerbs“. Auch Handwerksbetriebe brauchen 
Zukunftsfestigkeit und Erweiterungsflächen. Wenn Fachpersonal 
und Nachwuchskräfte fehlten, ist das ein ernsthaftes, teilweise 
existenzielles Thema für den Mittelständler.   

Auch gelte es verstärkt von staatlicher Seite Schutzmaßnahmen 
zu ergreifen, um die deutsche Wirtschaft und Ingenieurskunst im 
Mittelstand vor dem Ausverkauf und Aufkauf durch andere totali-
täre Staatswirtschaften zu schützen. Auch die Soziale Marktwirt-
schaft, ein Kulturgut deutscher Prägung, wie wir sie kennen, lieben 
und leben, darf nicht dem globalen Spiel der Kräfte preisgegeben 
werden. So wie die Demokratie unseres Grundgesetzes müsse 
auch die Soziale Marktwirtschaft eine wehrhafte sein.

Hinsichtlich einer Kandidatur für die Nachfolge von Bundes-
kanzlerin Dr. Angela Merkel sprach sich der neu gewählte Vor-
stand klar für Bewerber Friedrich Merz aus. Tilo Müller erklärte 
dazu: „Wir brauchen ein starkes Team rund um den gemeinsamen 
Kanzlerkandidaten der CDU/CSU!“ Denn dieser könne den „Tan-
ker Deutschland“ nicht allein steuern. Die MIT Heidelberg fordert 
daher, zeitnah ein starkes „CDU/CSU – Competence Team“ auf-
zustellen, in dem auch bekannte und zukunftsorientierte Persön-
lichkeiten wie Carsten Linnemann, Julia Klöckner, Jens Spahn und 
Bayerns Ministerpräsident Markus Söder vorkommen müssen.  

Bezogen auf Heidelberg und die Metropolregion Rhein-Ne-
ckar führte Tilo Müller aus, dass der digitale Wandel in der 
Arbeitswelt inzwischen nahezu alle Branchen erfasst habe, 
aber längst nicht alle Probleme gelöst seien. So hinken die 
Ausbildung und Umsetzung teilweise noch deutlich hinter 
den Möglichkeiten her. Neue Technologien werden auch im 
Bereich Verkehr, Kommunikation, Gesundheitswesen, Um-
welt- und Klimatechnologie noch nicht hinreichend genutzt. 
Einer robusten Altersversorgung, auch des Mittelstandes, 
müssen sich die Regierungen in Land und im Bund vor diesem 
Hintergrund des Wandels zeitnah stellen. Er forderte außer-
dem eine bessere Vernetzung und verstärkte Zusammen-
arbeit für einen krisenfesten Mittelstand zwischen Berufs-
verbänden, Einzelhandelsverband, Handwerkskammer, IHK 
und anderen Institutionen und Verbänden sowie der kommu-
nalen Verantwortungsträger. Der Mittelstand brauche auch 
wieder einen Hafen bei den Parteien, vor allem bei der CDU. 

Die MIT Heidelberg wird sich weiterhin für die kleinen und mitt-
leren Unternehmer, Freiberufler und die im Mittelstand Be-
schäftigten stark machen. Andere zentralistische Gesellschaften 
wie in Frankreich beneiden uns teilweise um unseren deutschen 
Mittelstand. Denn, so Müller abschließend: „Wenn es dem Mittel-
stand gut geht, geht es allen gut“.

Tilo Müller,

info@mit-heidelberg.de,

www.mit-heidelberg.de  

Aus den Kreisen & Bezirken
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MIT Karlsruhe-Land

Jahreshauptversammlung und 
Vorbereitung Landtagswahl-
kampf

Die Unternehmer der MIT Karlsruhe-
Land wollen im Vorfeld der nächsten 
Landtagswahl Themen auf die Agenda 
setzen, die vor allem den Mittelstand, 
Handwerk und Gewerbetreibende um-
treiben. Die MIT will dazu in jedem der 
drei Landtagswahlkreise eigene Ver-
anstaltungen organisieren, die mit 
hochkarätigen Referenten einen Dialog 
zwischen Wirtschaft und Politik ermög-
lichen. Das haben die Mitglieder bei der 
Jahreshauptversammlung in Linkenheim-
Hochstetten beschlossen.

Im Mittelpunkt der vom stellver-
tretenden Kreisvorsitzenden Jürgen 
Scheurer geleiteten Mitgliederver-
sammlung stand jedoch die Neuwahl 
des Kreisvorstandes der Mittelstands-
union. In Abwesenheit wurde die er-
krankte Architektin Nicole LaCroix aus 
Stutensee gewählt. Ihre bisherigen Stell-
vertreter, der Landtagsabgeordnete Joa-
chim Kößler aus Gondelsheim und der 
Waghäuseler Kommunikationsberater 
Jürgen Scheurer, wurden in ihren Äm-

tern bestätigt. Neu in die Riege der stell-
vertretenden Vorsitzenden wurde die 
Bürgermeisterin der Großen Kreisstadt 
Stutensee, Sylvia Tröger, gewählt. Schatz-
meister bleibt Schreinermeister Emil 
Seith aus Stutensee. Komplettiert wird 
der Vorstand durch zwei Beisitzer, den 
Bauingenieur Ernst Schuhmacher und 
den Friseurmeister Jörg Knebel. Beide 
sind Kommunalpolitiker aus Waghäusel. 

In seinem Bericht über die zurück-
liegende Amtszeit des Vorstands hatte 
Jürgen Scheurer auf die Veranstaltungen 
der MIT zurückgeblickt. Dazu gehörten 
Veranstaltungen mit Unternehmern im 
Bundestagswahlkampf sowie Unter-
nehmerdialoge mit den Bundestagsabge-
ordneten Axel Fischer und Olav Gutting 
sowie dem Landtagsabgeordneten Ulli 
Hockenberger.

Über aktuelle Themen der Landespolitik 
und vor allem über aktuelle Beschlüsse 
des Landtags und der Landesregierung 
zur aktuellen Corona-Krise berichtete 

der Landtagsabgeordnete und stellver-
tretende Kreisvorsitzende Joachim Köß-
ler. Im Nachgang informierte er über 
das Soforthilfeprogramm des Landes. 
Ziel dieses Programms sei es, den mittel-
ständischen Unternehmen, dem Hand-
werk und den Selbständigen unbüro-
kratisch und rasch zu helfen. 

In der Aussprache zu den Berichten reg-
ten die Mitglieder an, die Themen des 
Mittelstandes im Vorfeld der Landtags-
wahl offensiv mit hochkarätigen Ver-
anstaltungen auf die Agenda zu setzen. 
Dies wurde einstimmig beschlossen.

Jürgen Scheurer,

info@mit-karlsruhe-land.de,

www.mit-karlsruhe-land.de  

Nicole LaCroix, die neue Kreisvorsitzende der MIT 
Karlsruhe-Land

Aus den Kreisen & Bezirken
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MIT Südbaden - Pressemitteilung 03/2020

„Wer nicht hören will, muss fühlen!“ 

Mit Corona trifft es – leider – wieder die Falschen
Einen Impfstoff gegen Corona gibt es noch nicht, aber zumindest 
die – nichtmedizinische – Erkenntnis, die keiner mehr leugnen kann: 

Die Fehler, Versäumnisse, Unterlassungen, die falschen Ent-
scheidungen der Vergangenheit etc. treten in einer Deut-
lichkeit, Schärfe, Härte und Geschwindigkeit ans Tageslicht, 
wie es der größte Pessimist kaum für möglich gehalten hat!

Aus der uferlosen Ausweitung der Europäischen Union, den 
Fehlern des Neuen Marktes (New Economy 2009), der Ban-
ken- und Finanzkrise, der Flüchtlingskrise (um nur einige 
wenige aus der neueren Zeit zu nennen) etc. wurde nichts 
gelernt. Ganz im Gegenteil.

Größer, schneller, grenzenloser, sinnloser, billiger, war – 
immer wieder - angesagt. Koste es, was es wolle - und sei es 
noch so irreal. Es ist erst 20 Jahre her, da waren die ‚neuen‘ 
Unternehmen die absoluten Stars, deren Umsatz nur 70 – 80 
% des Jahresverlustes (!) erzielten. Wer die spinnigste Idee 
hatte, wurde gefeiert, war ‚weitsichtig‘. Bei der Banken- und 
Finanzkrise war es im Grunde nicht anders. 

Insbesondere diejenigen, denen wir die Ausübung unserer 
Staatsgewalt übertragen hatten und haben (Art. 20 Abs. 2 
GG), lechzten – scheinbar ohne zu denken - im Gros, wollten 
da immer mit dabei sein. 

Der ehrbare Kaufmann, der bodenständige Mittelständler - 
sie waren die ‚Deppen der Nation‘. Erst wenn die Scherben 
wieder am Boden lagen, hat man sich ihrer – wie immer - 
besonnen und Besserung gelobt. Nur – geschehen ist (wie-
der) nichts. Der nächste Hype zog auf. Wieder ging man den 
Akteuren auf den sprichwörtlichen Leim. Die notwendigen 
Lehren und Konsequenzen wurden nie gezogen. 

Nicht die menschliche Vernunft, sondern ein kleiner, un-
bekannter Virus namens ‚Corona‘ reißt uns die Maske vom 
Gesicht und entblößt die unverantwortlichen Verantwort-
lichen. In unserer demokratischen Grundordnung sind dies 
nun mal unsere gewählten Volksvertreter. Die versuchen 
sich, – noch – hinter Aktionismus zu verstecken. Doch dort 
werden sie von der Realität entdeckt und entlarvt werden. 

Aber wird es Corona gelingen, uns zum Innehalten, zur Ver-
nunft, zum (Um-)Denken, zur Umkehr zu zwingen? Die Er-
fahrung der Vergangenheit lehrt uns leider, dass dies nicht 
der Fall sein wird. 

Deshalb müssen wir Mittelständler aus den Erfahrungen 
der Vergangenheit endlich die Konsequenzen und Lehren 
ziehen, dürfen uns nicht wieder blenden lassen, müssen 
jetzt zusammenstehen und müssen jetzt das Notwendige 
einfordern, damit die nächste Krise – und sie wird kommen 
– ohne neue riesige, neue ungedeckte Wechsel auf die Zu-
kunft überstanden werden kann, die Arbeitsplätze erhalten 
werden können und der soziale Frieden be- und gewahrt 
werden kann. 

In einem ersten Schritt 
•	 müssen alle Verantwortlichen – in der Politik, Verwaltung 

und in der Wirtschaft - zur persönlichen Haftung gezogen 
werden, so wie wir Mittelständler es nicht anders kennen, 
und 

•	 Mittelständlern muss es sofort ermöglicht werden, schnell 
das Eigenkapital in ihren Betrieben steuermindernd auf- 
und auszubauen, damit insbesondere die Arbeitsplätze er-
halten bleiben.

(Fortsetzungen folgen)

Ruth Baumann, Rainer Eschbach, Daniel Hackenjos, 

r.baumann@baumann-co.de,

www.mit-suedbaden.de  

Aus den Kreisen & Bezirken

Seit 70 Jahren verlassen Falzmaschinen in 
Spitzenqualität unser Hause GUK in Wellendin-
gen. Wir sind spezialisiert auf Anlagen für 
Kleinfalzungen, die jeder als Packungsbeilage 
kennt. Über Jahrzehnte wurde die Leistung und 
Einfachheit dieser Anlagen optimiert. Und nach 
wie vor konzentrieren wir uns mit Leidenschaft 
auf den Kunden und seine Bedürfnisse. Erleben 
Sie die Kunst des Falzens bei GUK.

www.guk-falzmaschinen.com

Papierkünstler.
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MIT Nordbaden und MIT Südbaden: Dialog mit Normenkontrollrat Baden-Württemberg

Der Wirtschaftsmotor verdient Zugeständnisse  

In vielen Behörden und Verwaltungen 
eilt dem Handwerk, besonders dem 
Bauhauptgewerbe, der Ruf voraus, 
aufgrund zahlreicher Aufträge über-
haupt kein Interesse an öffentlichen 
Ausschreibungen zu haben. Es ist un-
bestritten, dass in der Vergangenheit 
die Auftragsbücher mitunter gefüllt 
waren. Aber: Zur Wahrheit gehört 
auch, dass viele Betriebe es leid sind, 
sich mit dem Wust von Anforderungen 
der Bürokratie, dem fixierten Miss-
trauen Betrieben gegenüber und der 
oft unzureichenden Qualität der Aus-
schreibungsunterlagen auseinander-
zusetzen. Nach Corona soll aber der 
Bau, als Motor der Wirtschaft, wieder 
für Schwung sorgen. Grund für den 
Normenkontrollrat, sich (endlich) mit 
den oft kritisierten Punkten von Aus-
schreibungen und Bauabwicklungen 
zu beschäftigen.

Vorbemerkungen:
•	 Schaffung von Vertrauen und Ver-

lässlichkeit in die Wirtschaft (vgl. 
Dieseldiskussion)

 •	 Bürokratie muss abgebaut werden 
(Beispiele folgen)

 •	 Bauverwaltungen müssen digitali-
siert werden

 •	 VOB muss beachtet werden: 
Nicht der billigste, sondern der 
preisgünstigste Anbieter erhält 
den Zuschlag (Angst vor juristi-
schen Auseinandersetzungen und 
Gemeindeprüfanstalt)

 •	 Bearbeitungs- und Einspruchsfristen 
müssen verkürzt werden

 •	 Vermeintlich fehlende Bauantrags-
unterlagen müssen sofort nach-
gefordert werden und nicht kurz 
vor Ablauf der Frist, die dann die 
Umsetzung verzögert

 •	 Laufzeiten der Bebauungspläne 
müssen verkürzt werden, um den 
rasanten Veränderungen Rechnung 
tragen zu können

 •	 Bauvorschriften müssen vereinfacht 
und nach Klein- bzw. Großbauvor-
haben getrennt werden   

 •	 Verdichtete Wohnformen müssen 
akzeptiert werden

 •	 Aufarbeitung des Themas „Abfallent-
sorgung“ und KWG als schlummern-
de Zeitbombe

 •	 Dauerstau als Kostentreiber, 
Umweltverschmutzer und 
Gefahrquelle

 •	 Transportwege und Verkehr müs-
sen fließen können, daher müssen 
Ampelschaltungen optimiert und 
Rettungswege (Feuerwehr, Kranken-
wagen, Polizei) nicht rückgebaut, 
sondern ausgebaut werden

Vor einer Ausschreibung:
 •	 Einführung einer Mittelstandsquote 

mit Ausschreibung nach Gewerken 
statt Kostenüberschreitungen durch 
„Komplettlösungen“   

 •	 Schaffung einer einheitlichen Ver-
gabeplattform, die auch funktioniert

 •	 Abschaffung der Präqualifikation (zu 
teuer, bürokratisch)

 •	 Geforderte Bescheinigungen (die 
oft bereits mehrfach vorliegen) sind 
im bestehenden Bedarfsfall erst bei 
Auftragserteilung vorzulegen

 •	 Die Vorbemerkungen sind zu kürzen 
und auf Sinnhaftigkeit zu prüfen

 •	 Lieferketten sind nicht seitens des 
Auftragnehmers zu dokumentieren, 
sondern seitens des Auftraggebers 
möglichst abzukürzen

 •	 Lärmschutz und Umweltschutz 

müssen im Rahmen der technischen 
Regeln erst mal umsetzbar sein

 •	 Der Auftraggeber kann sich nicht 
durch Vorgaben aus der Ver-
antwortung ziehen - Arbeits-
sicherheit und Arbeitsschutz als 
gemeinsames Interesse und die 
anfallenden Kosten werden auch be-
zahlt (Grabenbreite, Absperrungen, 
Toiletten usw.)  

 •	 Evaluierung von Vertragserfüllungs- 
und Gewährleistungsbürgschaften

 •	 Kostentransparenz von Gebühren 
und verkehrspolizeilichen An-
ordnungen; diese gehen oft zu 
Lasten der ausführenden Firmen

 •	 Zentrale und verbindliche Erfassung 
des Gas-, Wasser-, Strom- und 
Telekommunikationsnetzes

 •	 Die zu bepreisende Leistung muss 
klar und deutlich formuliert sein

 •	 Verkürzung von Lieferketten und 
Anfahrtswegen

 •	 Bagatellgrenze: Keine Verpflichtung 
der Aufgliederung von Einheitpreisen 
seitens des Auftragnehmers

	 -	 Korrekte Leistungsbeschreibung 
beugt Nachträgen vor

	 - 	 Ausschreibende Stelle oder bau-
leitendes Büro hat Erfahrungswerte 
über aktuelle Preisbildung auf dem 
Markt

	 - Ansonsten Rückgriff auf die vorzu-
legende Urkalkulation 

 •	 Beschränkte Vergaben müssen wieder 

Aus den Kreisen & Bezirken

Gottlieb NESTLE GmbH 

Freudenstädter Str. 37-43 
72280 Dornstetten 

Wir bilden aus!

Informationen unter:
www.g-nest le .de
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(vgl. Konjunkturpaket) möglich sein
 •	 Die Rolle der GPA ist zu evaluie-

ren, auch vor dem wirtschaftlichen 
Hintergrund verschiedener städti-
scher Eigenbetriebe 

 •	 Erbringt die ausführende Firma mit 
ihrem Fachpersonal Beratungs-
leistungen, so ist diese künftig zu 
vergüten

Während der Ausführung:
 •	 Ausführende Firmen sind Geschäfts-

partner und haben auch Anspruch 
darauf, so behandelt zu werden 

 •	 Klare Abgrenzung von Kom-
petenzen und Kontinuität der 
Ansprechpartner

 •	 Einsatz von Materialien mit kurzen 
und verfügbaren Lieferketten 

 •	 Nicht jedes Einzelanliegen „be-
sorgter Bürger“ gilt es zu verfolgen 

Nach der Ausführung:
 •	 Kostenüberprüfung: beauftragte 

Summe versus abgerechnete Summe
 •	 Subunternehmerketten prü-

fen (vgl. Ausführungen von 
Glasfaserleitungen)

Allgemein:
 •	 1 in - 3 out, denn sonst gibt es keine 

Entbürokratisierung, sondern nur 
Halten des Status quo

 •	 Veröffentlichungspflicht E-Bundes-
anzeiger abschaffen 

 •	 Verbandsklagerecht eindämmen
 •	 Abmahnwesen durch Aberkennung 

der Zulassung eindämmen

 •	 Statistische Abfragen reduzieren, 
da Angaben mehrfach bereits vor-
liegen (USt-Meldungen, Sozialver-
sicherungsmeldung usw.)

Wir wissen, dass unsere Vorschläge um-
fangreich sind. Die aktuelle wirtschaft-
liche Lage zwingt aber alle Beteiligten 
zum Handeln. Themen wie Entbüro-
kratisierung, Digitalisierung usw. wur-
den jahrzehntelang besprochen und 
Änderungen versprochen, kamen aber 
in der Realität nicht an. 

Wenn es gelingen sollte, dass die 
zahlreichen Anmerkungen und Kritik-
punkte nicht nur gehört, sondern auch 
erhört werden, wäre dies endlich ein 
Zeichen, dass den Worten auch Taten 
folgen können. Entbürokratisierung, 
Digitalisierung, faire und vertrauens-
volle Zusammenarbeit erscheinen dann 
nicht mehr in Sonntagsreden als Wort-
hülsen, sondern wären in der Realität, 
im betrieblichen Alltag, angekommen. 
Dieser umweltfreundliche „Treibstoff“ 
würde garantiert den Motor der Wirt-
schaft anwerfen.

Ruth Baumann

r.baumann@baumann-co.de,

www.mit-suedbaden.de

Rolf Buttkus,

info@mit-nordbaden.de,

www.mit-nordbaden.de  

Aus den Kreisen & Bezirken
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Beschluss des MIT-Bundesvorstands, 8. Mai 2020

Corona-Krise überwinden 
Mittelständische Strukturen erhalten 
Stark betroffenen Betrieben helfen

Eine Rettungsbrücke mit fünf Kompo-
nenten, um Unternehmen einen Weg 
aus der Krise zu bereiten

Die Mittelstands- und Wirtschafts-
union (MIT) setzt sich für ein weiteres 
Rettungspaket für die Unternehmen 
in Deutschland ein, das aus mehreren 
Komponenten besteht. Wir wollen dabei 
branchenübergreifende Lösungen und 
trotzdem die individuellen Bedürfnisse 
und Bedingungen der von der Krise be-
troffenen Unternehmen berücksichtigen. 
Branchenspezifische Hilfen wie weitere 
Mehrwertsteuersenkungen und Kauf-
prämien lehnen wir ab.

Die MIT fordert eine Ausweitung 
des Rettungsschirms mit folgenden 
Komponenten:

• Steuerliche Verrechnung bisheriger 
Gewinne mit aktuellen und künftigen 
Verlusten. 
Für Unternehmen, die im Jahr 2019 noch 
Gewinne erwirtschaftet haben, sollte 
im Sinne einer steuerfreien Rücklage die 
Möglichkeit einer „Corona-Rücklage“ ge-
schaffen werden, welche den Gewinn 2019 
mindert und anschließend in 2020 und ggf. 
2021 aufzulösen ist. Eine Ausweitung der 
Rücktragsmöglichkeiten von Verlusten ist 
eine weitere Möglichkeit, die Liquidität von 
Unternehmen schnell zu verbessern. Dafür 
soll-ten der Rücktragszeitraum und das 
Rücktragsvolumen erhöht werden. Außer-
dem sollte die Rücktragsmöglichkeit unter-
jährig erfolgen können. Dies sollte über 
einen Zeitraum von mindestens zwei Jah-
ren erfolgen. Weiterhin sollte die Mindest-
besteuerung für den Verlustvortrag aus-
gesetzt oder vermindert werden.

• Beendigung der Vorfälligkeit der 
Sozialversicherungsbeiträge
Ab Mai muss die seit 2005 von den 

Unternehmen abverlangte Vorfälligkeit 
der Sozialversicherungsbeiträge ent-
fallen. Meldetermin und Fälligkeit sollen 
wieder auf die Mitte des Folgemonats 
gelegt werden, analog der damaligen Re-
gelung von 2005. Damit wird notwendige 
Liquidität in den Unternehmen belassen 
und für viele Unternehmen zugleich 
Bürokratie abgebaut.

• Rettungsfonds für besonders krisen-
gebeutelte Unternehmen
Für Unternehmen, die in Folge politi-
scher Entscheidungen aufgrund der 
Corona-Pandemie auf unabsehbare 
Zeit keine oder nur geringe Einkünfte 
erzielen können bzw. keine Einkünfte 
erzielen konnten, aber weiterhin hohe 
Fixkosten hatten bzw. haben (z. B. Gast-
gewerbe, Einzelhandel, Veranstalter, 
Messebauer, Reisebüros, Schausteller), 
soll ein weiterer Rettungsfonds schnelle 
Hilfe bieten. Anspruch auf Hilfe gibt es 
für jeden Monat, der z. B. um mehr als 
40 % unter dem durchschnittlichen Vor-
monatsumsatz liegt. Voraussetzung ist, 
dass Kurzarbeit beantragt wurde und 
der Umsatzeinbruch auf die Corona- 
Krise zurückzuführen ist. Die Hilfe er-
folgt in Form eines Zuschusses zum 
nachgewiesenen Umsatzausfall für die 
coronabedingte Schließzeit bzw. Be-
einträchtigung. Berechnungsgrundlage 
wäre hier die durchschnittliche monat-
liche Umsatzsteuervorauszahlung des 
Vorjahres (ohne Berücksichtigung der 
Vorsteuer). Die Abwicklung kann direkt 
über die Finanzämter erfolgen, wodurch 
Mitnahmeeffekte vermieden werden. 
Der Rettungsfonds soll auf Betriebe von 0 
bis 249 Mitarbeitern beschränkt bleiben. 
Sofern bereits aus dem Sofortprogramm 
für kleine Unternehmen und Soloselb-
ständige oder aus Hilfsprogrammen der 
Länder Hilfen geleistet wurden, werden 
diese Beträge angerechnet. Die Hilfe soll 

mit Besserungsschein ausgestellt wer-
den. Das heißt: Nach Wiederanlaufen 
des Geschäftes würde dann das Unter-
nehmen verpflichtet, über einen Zeit-
raum von 10 Jahren einen festgelegten 
Prozentsatz des Gewinns dem Staat 
zurück zu zahlen.

• EU-Restrukturierungsrichtlinie 
schnell umsetzen
Die EU-Restrukturierungsrichtlinie sollte 
so schnell wie möglich in Bundesrecht 
umgesetzt werden. Den betroffenen 
Unternehmen könnten diese neuen 
Möglichkeiten einer außergerichtlichen 
Restrukturierung effektiv helfen, handelt 
es sich doch überwiegend um finanz-
wirtschaftliche Sanierungen. Zu den 
neuen Möglichkeiten gehört ein Mora-
torium, in dem Maßnahmen zur Zwangs-
vollstreckung ausgesetzt und bestimmte 
Rechte zur Leistungsverweigerung 
und Kündigung nicht geltend zu ma-
chen sind. Hierdurch können Unter-
nehmen mit ihren Gläubigern einen Re-
strukturierungsplan ausarbeiten, der 
die Interessen des notleidenden Unter-
nehmens und seiner Gläubiger befriedigt. 
Die Umsetzung ist zwar erst zum Juli 
2021 verpflichtend, sie könnte aber ge-
rade in der Krise schon hilfreich sein. Bei 
der Ausgestaltung sollte man sich an den 
Beispielen Österreich und Niederlanden 
orientieren, die die Richtlinie schon jetzt 
in nationales Recht umsetzen.

• „Winterschlaf-Verfahren“ als Sonder-
insolvenzrecht für krisengeschädigte 
KMU
Vor allem für kleine und mittlere Unter-
nehmen soll es ein Sonderinsolvenzver-
fahren („Winterschlaf-Verfahren“) geben, 
mit dem die Hürden für den Schritt in 
eine solche Insolvenz vorübergehend 
erleichtert werden. Dafür soll es be-
fristet bis 31.12.2021 zwei Wege geben: 

MIT Bund
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Zum einen soll eine einstufige Eigenver-
waltung (ohne Vorverfahren) bzw. ein 
Direktzugang zu einem Schutzschirm-
verfahren eingeführt werden, wenn der 
Schuldner wegen drohender und coro-
nakrisenbedingter Insolvenz selbst einen 
Eröffnungsantrag gestellt hat. Damit 
könnten die Unternehmer unterstützt 
werden, die am Markt erfolgreich 
waren und dies nach überwiegender 
Einschätzung auch wieder werden kön-
nen. Zum anderen soll der Schuldner in 
dem Sonderinsolvenzverfahren bis zu 
zwei Jahre nach der Insolvenz ein be-
sonderes Wiederkaufsrecht bekommen, 
auch in Bezug auf die „Firma“, unter Er-
halt rechtsträgerbezogener Erlaubnisse 
und Genehmigungen, Patente und an-
derer Schutzrechte. Abgewickelt werden 
muss dies durch einen unabhängigen 
Insolvenzverwalter. In beiden Fällen soll 
nach erfolgreichem Wiederanfahren 
durch einen Besserungsschein den Gläu-
bigern die Möglichkeit gegeben werden, 
mindestens einen Teil ihrer Forderungen 
bedient zu bekommen.
Zusätzlich soll dieses Sonderinsolvenz-
verfahren und auch das Regelinsolvenz-
verfahren schneller, unbürokratischer 
und kostengünstiger werden, unter ande-
rem durch Digitalisierung der Prozesse: 
sei es über die Möglichkeiten virtueller 
Gläubigerversammlungen, sei es durch 
die Digitalisierung der Insolvenzakten, 
damit Gläubiger sich jederzeit selbst über 
den Stand der Verfahren informieren und 
die Gerichte von Sachstandsanfragen 
massiv entlasten könnten.

Begründung:
Der Bund und die Länder haben schnell 
und umfassend auf die wirtschaftlichen 
Folgen der Corona-Krise reagiert: Mit 
verschiedenen Rettungspaketen sollten 
Unternehmen aller Größenklassen und 

Branchen Brücken gebaut werden, um 
die Krise zu überstehen Da das Wieder-
anfahren der Wirtschaft in manchen 
Branchen länger dauert als ursprünglich 
gedacht, ist absehbar, dass die bisherigen 
Hilfen für viele Unternehmen nicht 
ausreichen und ihre Existenz damit ge-
fährdet ist. Es drohen in manchen Bran-
chen die gesamten mittelständischen 
Strukturen wegzubrechen mit ent-
sprechenden negativen Folgen für den 
Arbeitsmarkt, Steuerzahlungen und 
Sozialabgaben, Verankerung in den Re-
gionen und Angeboten am Markt. Des-
halb brauchen wir fünf Komponenten für 
weitere Unterstützungen:

1.	 Liquiditätshilfen durch eine bessere 
steuerliche Berücksichtigung der aktu-
ellen krisenbedingten Verluste. Durch 
die Verrechnung früherer Gewinne mit 
aktuellen Verlusten können sich die 
Unternehmen mit Hilfe rückerstatteter 
Steuerzahlungen Liquidität verschaffen.

2.	 Die schnelle Rücknahme der Vor-
fälligkeit der Sozialabgaben, so 
dass die Unternehmen noch im 
Mai sowohl den Liquiditätsvor-
teil haben als auch langfristig 
von der Bürokratieerleichterung 
profitieren.

3.	 Einen weiteren Rettungsfonds für 
besonders von der Krise betroffene 
Unternehmen, deren Geschäftstätig-
keit massiv eingebrochen ist.

4.	 Eine erleichterte vorinsolvenzliche 
Restrukturierungsmöglichkeit durch 
schnelle Umsetzung einer ent-
sprechenden EU-Richtlinie.

5.	 Ein spezielles „Winterschlaf-Ver-
fahren“, mit dem Unternehmer ein er-
leichtertes Insolvenzverfahren für die 
Krise bekommen und nach der Krise 
wieder weiterarbeiten können.

Hubertus Struck,

info@mit-bund.de,

www.mit-bund.de  

MIT Bund

Dr. Carsten Linnemann MdB, MIT-Bundesvorsitzender
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MIT Land

Stunde Null der Wirtschaft!

Denkfreiheit für neue Wege in 
ein Wirtschaftswunder 2.0

Die Corona-Krise stellt unsere Gesell-
schaft derzeit vor immense Heraus-
forderungen. Um die Risiken sowohl 
für die Gesundheit als auch bezüglich 
der wirtschaftlichen Auswirkungen so 
gering wie möglich zu halten, geht es 
nun darum, außergewöhnliche und ein-
malige Rahmenbedingungen zu schaffen, 
um mit versammelten Kräften auf ein 
Wirtschaftswunder 2.0 hin arbeiten zu 
können.
Die MIT Baden-Württemberg fordert 
vor diesem Hintergrund höchstmögliche 
„Denkfreiheit“ in Bezug auf neue arbeits-
rechtliche und steuerrechtliche Rahmen-
bedingungen sowie sonstige Förderun-
gen bzw. Unterstützungsmaßnahmen 
seitens des Staates. 
Sowohl der Bund als auch die Länder 
haben diverse Rettungspakete in Form 
von Direktzahlungen oder Gewährung 
von Krediten in Aussicht gestellt. Das be-
grüßen wir – doch damit ist die Arbeit der 
Politik noch keinesfalls erledigt! Ganz im 
Gegenteil. Die Zeit der Schön-Wetter-
Reden und des Sich-damit-Brüstens, wie 
hoch die Rettungspakete sind, ist vorbei. 
Jetzt heißt es allem voran, dafür Sorge zu 

tragen, dass diese Rettungspakete – wo 
nötig – nachjustiert werden und auf Euro 
und Cent auch unkompliziert und direkt 
bei den betroffenen Unternehmen und 
Bürgern ankommen.  
Rückblickend auf die Zeiten des Wirt-
schaftswunders haben wir seit den 
1950er und 1960er Jahren auf der Basis 
einer boomenden und funktionierenden 
Wirtschaft sowohl in Land/Bund als auch 
weltweit viele soziale und arbeitsrecht-
liche Rahmenbedingungen eingeführt. 
Sie sind in diesen Krisentagen außer 
Kraft gesetzt, und daher sollte es auch 
erlaubt sein, sie grundsätzlich einmal auf 
den Prüfstand zu stellen. Dies gilt z. B. für 
Arbeitszeitgesetz, Kündigungsschutz-
gesetz, Vergütungsmodelle (als Stich-
wort 450-Euro-Basis), diverse unnötige 
und teilweise doppelt und dreifach zu 
führende Statistiken, Prüfungen durch 
Finanzämter, Sozialversicherungsträger 
und vieles, vieles mehr…
Die MIT fordert Denkfreiheit für neue 
Ideen und Modelle. Denn es gilt der 
Grundsatz: „Die Wirtschaft ist nicht 
alles, aber alles ohne die Wirtschaft, 
ist nichts.“ Die Politik gibt derzeit die 

Marschrichtung vor, wie ein wirtschaft-
liches Leben Stück für Stück wieder an 
Normalität gewinnen soll und verlässt 
sich dabei auf den Rat der Gesund-
heitsexperten. Diese Vorgehensweise 
ist auch wichtig und richtig. Allerdings 
hat der Staat dann aber auch dafür zu 
sorgen, dass die Wirtschaft mit den ihr 
auferlegten Rahmenbedingungen eine 
Chance hat zu überleben. 
Ganz nach dem Motto: „Wer bestellt, 
muss auch bezahlen!“ – denn sonst hat 
am Ende der, der bestellt hat, gar kein 
Geld mehr, um zu bezahlen.

Oliver Zander,

zander@mit-lvbw.de,

www.mit-bw.de  

Oliver Zander, Landesvorsitzender MIT Baden-
Württemberg
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Aus Schaden wird man klug!?

“Wir werden viel verzeihen müssen”, wird 
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn 
Ende April zitiert und fordert im Hinblick 
auf die Bewertung der politischen Ent-
scheidungen in der Corona-Krise einen 
fairen Umgang.  
„Irren ist menschlich, aber vergeben ist 
göttlich“, erinnert uns Alexander Poppe, 
der englische Dichter, Satiriker und Über-
setzer Homers aus der Frühzeit der Auf-
klärung. Schlägt man den Duden auf, so 
erscheint als Synonym für Verzeihung u. a. 
Abbitte, Begnadigung, Entschuldigung, 
Gnade, Lossprechung, Nachsicht, Rück-
sicht, Verständnis (gehoben), Vergebung. 
Ein Täter kann Abbitte leisten, ein Mörder 
begnadigt werden, der Sünder nach reli-
giösem Verständnis von der Sünde nach 
dem Schuldbekenntnis losgesprochen 
werden. Alle Genannten hoffen am Ende 
auf Nachsicht, Rücksicht, Verständnis, 
Vergebung, weil sie etwas Falsches getan 
haben. Verzeihung impliziert also immer, 
dass zuvor etwas falsch gelaufen ist oder 
ein Irrtum vorlag, wodurch Unrecht ge-
schehen ist, das es zu verzeihen bzw. zu 
vergeben gilt. Der Kreis schließt sich, und 
wir sind wieder bei Alexander Poppe an-
gekommen, der von Vergebung spricht, 
die göttlich ist und welche zuvor einen 
Irrtum braucht, der menschlich ist.

Wer von Verzeihung in der Corona-Kri-
se spricht, weiß folglich von einem oder 
mehreren Irrtümern, die es zu verzeihen 
gilt. Nun dann. Wagen wir einen Blick in 
die Vergangenheit, stellen Fragen und su-
chen Antworten.

War diese Pandemie angekündigt? 
Eine Auswahl: Das Robert-Koch-Institut 
(RKI) hatte dem Deutschen Bundestag 
2012 einen „Bericht zur Risikoanalyse im 
Bevölkerungsschutz 2012“ vorgelegt. De-
tailliert wird das Szenario eines „außer-
gewöhnlichen Seuchengeschehens“ 
beschrieben, ausgelöst durch eine 
„von Asien ausgehende weltweite Ver-
breitung“ eines „Coronavirus (‚novel 
Coronavirus‘)“. Außerdem wurde auf Ver-
sorgungsengpässe im medizinischen Be-
reich hingewiesen (Personalmangel, Man-
gel an Arzneimittel, Desinfektionsmittel, 
persönliche Schutzausrüstung, Medizin-
produkte). 2014 setzte die US-Regierung 
Forschungen an SARS (2003) und MERS 
(2012) wegen der Gefährlichkeit für Men-
schen für ein ganzes Jahr aus. Bereits 
2015 wurde eine experimentelle Gemein-
schaftsarbeit von Forschern aus den USA, 
Italien und Wuhan publiziert. Ziel war es, 
einen monoklonalen Antikörper (Impf-
stoff) gegen die vorhergesagte Corona-

Pandemie zu finden. Im März 2019 wurde 
in einer epidemiologischen Studie aus 
Wuhan von Peng Zhou auf eine nahende 
Corona-Pandemie hingewiesen. China 
werde der Hotspot sein. Wann und genau 
wo dies sein wird, kann noch nicht genau 
gesagt werden. Neun Monate später in-
formierten die Chinesen die WHO über 
27 Patienten mit atypischer Pneumonie. 
Am 31. Dezember beginnt Taiwan mit 124 
Maßnahmen, der kommenden Pandemie 
entgegenzutreten. Alle wurden bis zum 3. 
März 2020 publiziert unter der Mitarbeit 
der University of California im „Journal of 
American Medical Assocation“. Nachdem 
zwei taiwanische Epidemiologen nach 
Wuhan geflogen waren, um sich ein Bild 
über die Lage zu verschaffen, meldete die 
taiwanische Regierung noch im Dezem-
ber der WHO, dass eine Übertragung des 
Virus von Mensch zu Mensch wahrschein-
lich sei.  Man konnte also wissen, was 
kommen wird und was zu tun ist, ohne 
das Orakel von Delphi zu befragen.

Hätte man einen Lockdown vermeiden 
können? 
Taiwan ist etwa 950 km Luftlinie von 
Wuhan entfernt und pflegt einen regen 
Pendleraustausch mit China und: Tai-
wan ist ein Leuchtturm des Krisen-
managements! 440 Menschen sind in-
fiziert, 6 gestorben (Stand: Anfang Mai 
2020). In Taiwan gab es keinen Lockdown, 
dafür aber sehr frühzeitig entscheidende 
Maßnahmen: Fiebermessungen für Ein-
reisende, Grenzschließungen, Verdachts-
fälle wurden sofort in Quarantäne ge-

Dr. Madline Gund, MIT-Landesvorstandsmitglied, 
Zahnärztin und Fachzahnärztin für Oralchirurgie

MIT Land



59

steckt, eine frühzeitige Maskenpflicht, 
Hygiene- und Abstandsmaßnahmen ein-
geführt, Handydaten genutzt, um den 
Verlauf des Virus zurückzuverfolgen. 
Natürlich ist Taiwan durch seine Nähe 
zu China in mehrfacher Hinsicht sensi-
bilisiert, dennoch taugte das Land nicht 
zum internationalen Vorbild im Krisen-
management, da Spannungen zwischen 
China und Taiwan dies verhinderten.

Und bei uns? Der Lockdown in Deutsch-
land und die Systemdefizite: 
Deutschland reagierte später und anders. 
Der nationale Pandemieplan (erstellt 
vom RKI) sieht u. a. eine ausreichende 
Bevorratung von Schutzausrüstung und 
Desinfektionsmittel für Beschäftigte im 
Gesundheitswesen vor sowie u. a. die 
Lagerung von Medikamenten und Mate-
rialien. Dies war aber nicht geschehen. 
Beatmungsgeräte und Schutzausrüstung 
fehlten. Es kam zu Medikamenten-
engpässen. Personal fehlte (Ärzte und 
Pflege) - dieses wurde darüber hinaus 
ungeschützt in den Kampf gegen die 
Pandemie geschickt. Plötzlich wurde 
deutlich, was das ewige Spardiktat im 
Gesundheitssystem angerichtet hatte: 
Die Verlagerung von Produktionsstätten 
ins Ausland und daraus entstehende Ab-
hängigkeiten, Personaleinsparungen, 
eine nicht leistungsgerechte Vergütung, 
die entscheidend dazu beiträgt, dass viele 
Krankenhäuser jeden Tag sinnlos gegen 
rote Zahlen ankämpfen und geschlossen 
werden sollen. Viele Fälle in kürzester 
Zeit ist die Maxime. 

Die Investitionen der Länder in die 
Krankenhäuser fehlen schon länger, und 
so müssen diese auch noch über die Ein-
nahmen der Krankenhäuser selbst ge-
schultert werden. Medizin wurde durch 
Betriebswirtschaft dominiert. Wer in 
einem Krankenhaus gearbeitet hat, weiß, 
dass es so ist. Wer es nicht getan hat, 
redet es schön. 

Ja, Gesundheit ist das höchste Gut - 
höchste Qualität wird erwartet, höchst 
geschätzt ist sie, kosten soll sie aber am 
besten nichts. Die Bundeswehr zeigt 
ein ähnliches Bild: Der Mangel an stra-
tegischen Reserven bei Personal, Infra-
struktur und Material wurden deutlich. 
Seit Aussetzen der Wehrpflicht fehlt der 

Bundeswehr eine strategische Personal-
tiefe. Dies gilt auch für zivile Hilfs-
organisationen, die nicht mehr auf Zivil-
dienstleistende zurückgreifen können. 
Die Reserve wurde in den letzten Jahren 
sträflich vernachlässigt, erst langsam ver-
sucht man sie wiederaufzubauen. Ich bin 
selbst Reservistin und weiß, wovon ich 
spreche. Wer dem Land dienen will und 
eine Wehrübung anstrebt, braucht eine 
Freistellung des Arbeitsgebers. Die gibt 
es oft nicht. Der Urlaub ist notwendig. 
Viele können diesen aber nicht opfern 
aufgrund anderer Verpflichtungen (fa-
miliär z. B.). Die Übung leidet. Um einen 
Grund dafür zu nennen. Die Einsatzfähig-
keit im Krisenfall ist reduziert. Dabei 
müsste der Staat ein hohes Interesse an 
einer strategischen personellen und ma-
teriellen Reserve haben. Die Kosten zur 
Aufrechterhaltung einer effektiven Re-
serve könnten am Ende geringer sein als 
die Kosten und Folgekosten einer Krise. 
Darüber hinaus wurden zahlreiche militä-
rische Liegenschaften aufgelöst, die man 
nun gut hätte gebrauchen können. Dazu 
zählen die Bundeswehrkrankenhäuser 
(einst 15, heute 5) und die 2007 auf-
gelöste Reservelazarettorganisation. Eine 
Reservelazarettgruppe stellte 200 Betten 
und konnte 8.000 Patienten behandeln. 
Sie setzen sich primär aus Reservisten 
zusammen, die im Verteidigungsfall ein-
berufen wurden. Vielleicht hätte man die 

Kliniken nicht bundesweit auf eine reine 
Notfallversorgung reduzieren müssen, 
um genug Betten in der Krise bereit zu 
halten, hätte man auf die einstige Reserve-
kapazität der Bundeswehr zurückgreifen 
können. Viele - ebenfalls sehr kranke Pa-
tienten - hätten weiterhin behandelt wer-
den können.

Systemkritik fehl am Platz - in Deutsch-
land lief doch bis jetzt alles glimpflich ab!? 
Mit Sicherheit hat Deutschland die Co-
rona-Krise bisher besser überstanden als 
Italien, Spanien oder Frankreich. Es hat 
sich auch gezeigt, dass weder die totale 
Verstaatlichung des Gesundheitssystems 
(Großbritannien) noch die Privatisierung 
(USA) unserem System überlegen waren. 
Grundsätzlich liegen wir mit dem wilhel-
minischen Ansatz unseres Gesundheits-
systems (finanziert durch einkommens-
abhängige Sozialversicherungsbeiträge) 
also goldrichtig. Der deutsche Erfolg in 
der Bewältigung der Krise liegt eben vor 
allem am viel gerügten, zu teuren deut-
schen System mit zu vielen Betten und 
einem zentralen Register, in welches die 
Krankenhäuser freie Intensivbetten ein-
tragen. Die Forderung einer Studie der 
Bertelsmann-Stiftung aus dem Jahr 2019, 
die Zahl der Krankenhäuser von 1.400 auf 
600 zu reduzieren, war bisher noch nicht 
umgesetzt. Es war sozusagen noch genug 
Rumpf übrig, um effektiv agieren zu kön-
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nen. Hilfreich waren auch die vielen Tests 
(wenn auch nicht flächendeckend wie 
in Südkorea), die es erlaubten, Infizierte 
schnell zu identifizieren und zu isolieren. 
Deutschland konnte auf viele private La-
bore in der Krise zurückgreifen. Darüber 
hinaus hatten wir einfach Glück. Zu Be-
ginn der Krise waren vor allem jüngere 
Menschen erkrankt (bedingt durch das 
Superspreading-Ereignis Fastnacht und 
die Ski-Urlaube) und nicht wie in z. B. 
Italien viele alte. Darüber hinaus konnte 
die Regierung mit der Disziplin und dem 
Pflichtbewusstsein seiner Bevölkerung 
rechnen. Gerade diese Mentalität, sich 
an Abstands-, Hygienemaßnahmen 
sowie Kontaktbeschränkungen zu halten, 
hat alle anderen Maßnahmen erst effek-
tiv gemacht.

Und jetzt? Deutschland löst sich vom 
Lockdown. 
Die Zahlen geben Entwarnung. Wobei 
man hier nicht von repräsentativen 
Kollektiven und Erhebungen sprechen 
kann. Flächendeckende Tests gibt es 
bis heute nicht. Stichproben unter 
Gesunden auch nicht. Eine milliarden-
schwere Verschuldung steht fest, eine 
steigende Arbeitslosigkeit und eine 
schwere Rezession sind wahrschein-
lich. Der deutsche Mittelstand, das 
Rückgrat unserer Wirtschaft, ist mehr 
als geschwächt. Deutschland tritt mit 
plötzlicher Maskenpflicht in die Post- 
Lockdown-Phase ein. Viele sehen al-
lerdings keine Notwendigkeit mehr, 
diese sowie Abstands- und Hygiene-
maßnahmen ernst zu nehmen. Tau-

sende demonstrieren heute, am Tag 
des Redaktionsschlusses, bundesweit 
gegen Corona-Regeln. Das RKI mel-
det, dass die R-Zahl wieder bei 1,1 
liegt. Die Wahrscheinlichkeit, dass 
sich das Virus gerade jetzt bei schwin-
dender Mitarbeit der Bevölkerung 
ausbreitet, war abzusehen, der Lock-
down aber nicht mehr durchzuhalten. 
Dieses Mal besteht die Gefahr, dass 
sich das Virus mehr denn je ausbreitet 
und vor allem die Risikogruppen (Alte, 
Vorerkrankte) erreicht. Die schlim-
men Bilder blieben den Deutschen 
bisher erspart, weil eben genau diese 
Gruppen mehrheitlich nicht erfasst 
waren. Welche Erkrankung kombiniert 
mit Covid-19 zum Tod oder zu einem 
schweren Verlauf führt, ist bisher 
nicht ausreichend bekannt. Schutz-
konzepte konnten deshalb nicht 
zufriedenstellend entwickelt werden. 
Während des Lockdown wurden viele 
europäische Daten gesammelt, aber 
zu wenig ausgewertet. Ein unruhiges 
Volk trifft nun möglicherweise auf 
eine erneute Welle. Ein weiterer Lock-
down wäre ein volkswirtschaftlicher 
Selbstmord. Eine kluge Vorbereitung 
fehlt jetzt wie damals im Januar: mög-
lichst flächendeckende Tests oder 
Stichproben, um belastbare Zah-
len zu erhalten, Schutzkonzepte für 
Risikogruppen (um deren Schutz es 
ja eigentlich die ganze Zeit ging), 
Isolierung Betroffener und Rückver-
folgung von Ansteckungsereignissen, 
eine überzeugte Bevölkerung, die 
ausreichend Masken zur Verfügung 

hat, diese richtig trägt und sich an Ab-
stands- und Hygienemaßnahmen hält. 
Wir sind bisher gut durch die Krise ge-
kommen, weil wir auf eine (noch) aus-
reichende Betteninfrastruktur, private 
Labore, eine disziplinierte Bevölkerung 
und auch ein bisschen Glück zurück-
greifen konnten. Hätte man früher 
konsequent und zielgerichtet reagiert, 
hätte ein Lockdown wahrscheinlich ver-
hindert werden können. Die Zeit des 
Lockdown wurde nicht ausreichend ge-
nutzt, um sich auf die Post-Lockdown-
Phase vorzubereiten. Wir wissen nicht, 
wie es weitergehen wird, eine stärkere 
Verbreitung des Virus ist wahrschein-
lich. Jedoch sollten wir uns nicht von 
einer statistisch zweifelhaften R-Zahl 
verrückt machen lassen und statt-
dessen besser die Belegungszahl der 
Intensivbetten im Auge behalten sowie 
die Kapazitäten der Gesundheitsämter, 
die Infektionswege nachzuverfolgen. 

Vielleicht haben wir auch wieder ein 
bisschen Glück. Wer weiß. Vielleicht 
werden die Bürger auch wieder dis-
ziplinierter, wenn sie von steigenden 
Zahlen in den Medien hören. Dieser 
Artikel soll keine ausufernde Kritik 
sein, sondern eine nüchterne Ana-
lyse, die die Chance in sich trägt, aus 
der Krise zu lernen und Defizite zu 
erkennen, die ohne sie nicht so deut-
lich zu Tage getreten wären. Ja, es gibt 
wohl einiges zu verzeihen. „Es irrt der 
Mensch, solang‘ er strebt“, erinnert 
uns Goethe. Überlassen wir Poppe, 
wer am Ende verzeihen wird. Die Co-
rona-Krise ist eine Chance, Versäum-
nisse aufzuarbeiten, Systemfehler zu 
beheben. Der Irrende, der nicht dazu-
lernen will, er alleine muss wohl um 
die Verzeihung bangen.  „Das sind die 
Weisen, die durch Irrtum zur Wahrheit 
reisen, das sind die Narren, die in ihm 
verharren“ (Friedrich Rückert).

Dr. Madline Gund,

madline.gund@gmail.com  
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MIT als Initiator konkreter Ideen

Politik-Checkliste 2021

Die Corona-Pandemie hat erbarmungs-
los gezeigt, auf welcher Welle der Glück-
seligkeit sich Deutschland in den letzten 
zehn Jahren befand und dass Wohlstand 
und Wachstum keine Selbstverständ-
lichkeit sind. Eine florierende Wirtschaft 
benötigt als Basis die Existenz von in-
dividueller Freiheit, gelebter Eigenver-
antwortung und ordnungspolitischer 
Verlässlichkeit. Nicht zuletzt durch die 
Einschränkungen, die zur Bekämpfung 
von Corona erlassen wurden, gerieten 
diese Elemente jedoch in Gefahr. 

Daher bedarf es nun konkreter Maß-
nahmen, damit die Wirtschaft – ins-
besondere der Mittelstand – nach dem 
von ihr unverschuldeten Lockdown schnell 
wieder auf die Beine kommt. Zusätzlich 
muss auch die Bereitschaft zu einem ge-
nerellen Umdenken in der Politik und der 
Gesellschaft existieren, sich zukünftig nur 
noch an Leistungsträgern und Machern zu 
orientieren und nicht mehr an Leistungs-
empfängern und Panik-Predigern. 

Auf der Basis vieler Gremiensitzungen 
unserer Kreis- und Bezirksvorstände 
schlagen wir der Politik folgende Maß-
nahmen zur sofortigen Umsetzung vor. 
Diese Auflistung ist weder abschließend 
noch allumfassend und wird daher in Zu-
kunft sicher noch weiter ergänzt. Sie soll 
jedoch der Politik als erste Checkliste 
dienen, um Deutschland schnellstmög-
lich aus der Krise zu führen.

1. Maßnahmen für 
eine funktionierende 
Wirtschaft

	☐ Da die Rezession nicht mit dem 
Ende der Antragsfrist für Corona-
hilfen am 31.05.2020 endet, sind 
Konzepte zu erarbeiten, um dem 
Mittelstand über den Stichtag hinaus 
genügend Mittel zur Verfügung zu 
stellen, um Betriebsunterhalt, In-
vestitionen und Weiterentwicklungen 
sicherzustellen. Wer versuchte, 
zunächst aus eigener Kraft die Krise 
zu überwinden, darf am Schluss nicht 
der Dumme sein. Dies ist u. a. mög-
lich durch:

	☐ Rückzahlung des Darlehens 
der Betriebe bei den Sozialver-
sicherungsbeiträgen (13. Monat 
bei Einführung der Schätzung)

	☐ Gezielte F&E-Offensive für KMU 
und Start-ups, auch bessere Ver-
netzung mit Hochschulen

	☐ Digitalisierung als Bestandteil der 
Daseinsvorsorge begreifen und 
KMU verstärkt hierin fördern

	☐ Abschaffung von 
Substanzbesteuerungen

	☐ gesetzliche Verankerung flexibler 
Arbeitszeitregelungen 

	☐ Umgehende Senkung der Kosten 
des Wirtschaftsstandorts Deutsch-
land, insbesondere durch:

	☐ Senkung der Lohnnebenkosten
	☐ Verschlankung des Steuerrechts
	☐ Senkung von Betriebssteuern
	☐ Senkung von Energiekosten	

	☐ Sofortiger und maximaler Fokus 
auf die Wiedererstarkung des 
Verbrauchervertrauens:

	☐ Die Politik wird jegliche Maß-
nahmen unterlassen, die zu 
künstlich erhöhten und unnötigen 
Ausgaben in der Öffentlichkeit 
führen könnten (z .B. CO2-Steuer, 
indirekte Aufrufe zu Panikkäufen). 

	☐ Negativzinsen und Rettungs-
schirme sind zu verhindern, da sie 
kein Vertrauen generieren, das zu 
Investitionen und Konsum führt, 
sondern Inflationsängste schüren 

Bastian Atzger, MIT-Landesvorstandsmitglied und 
Bezirksvorsitzender MIT Württemberg-Hohenzollern

Ruth Baumann, MIT-Landesvorstandsmitglied und 
Bezirksvorsitzende MIT Südbaden
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und Betriebsabwanderungen oder 
-schließungen zur Folge haben. 	

	☐ Zentrale und transparent kommu-
nizierte Wirtschaftsstrategie zur Op-
timierung der Rahmenbedingungen 
für Betriebe, um den Wirtschafts-
standort Deutschland in Europa 
attraktiv und sicher zu machen:

	☐ Schutz heimischer Unternehmen 
vor internationalem Ausverkauf

	☐ Lange Lieferketten zeigen die 
Folgen der Abwanderungen von 
Fachpersonal, Produktionskosten, 
Standortkosten, Energiekosten 
usw., daher gilt es, Lieferketten zu 
verkürzen bzw. die Attraktivität 
alter Standorte wieder zu beleben.

	☐ Bekämpfung von Cyberkriminali-
tät als zentrale staatliche Aufgabe

	☐ Datensicherheit der Netze fehlt, 
daher Abschaffung der DSGVO 

	☐ Existenz und Art von Mitarbeiter-
beteiligungen sind allein in der 
Hoheit der Betriebe zu belassen 
und nicht die ideologische Spiel-
wiese des Staates.

	☐ Vereinfachung des Zugangs zu Ri-
siko- und Wagniskapital (Venture 
Capital)		

	☐ Mehr Fairness und weniger 
Bürokratie und Gängelungen der 
Wirtschaft:

	☐ Der Staat beschränkt sich auf 
Daseinsvorsorge und spielt 
nicht Unternehmer ohne eigene 
Haftung (z. B. durch Konkurrenz 
für Mittelstand durch kommunale 
Betriebe).

	☐ Unternehmen, die die Möglich-
keiten der Steuergestaltung durch 
Firmensitze im Ausland nutzen, 
müssen von Förderungen aus-
geschlossen werden.

	☐ Vereinfachung von Standards (z. B. 
bei Dokumentationspflichten)

	☐ Abschaffung der Ver-
öffentlichungspflicht im 
E-Bundesanzeiger

	☐ Priorisierung der Eigenkapitalaus-
stattung in Betrieben bei sämt-
lichen staatlichen Maßnahmen

	☐ Keine Aufgabenauslagerung des 
Staates auf die Betriebe (bAV,  
Bescheinigungswesen, uvm.)

	☐ Betriebsinhabern muss die 
Ausrichtung des eigenen Unter-
nehmens überlassen werden, ohne 
Vorgaben durch den Staat.	

	☐ Sämtliche staatliche Maßnahmen 
müssen darauf abzielen, die Freiheit 
für unternehmerisches Handeln zu 
fördern und Menschen zu motivieren, 
unternehmerisch zu denken bzw. 
tätig zu werden.	

	☐ Es darf keinen ideologischen 
Umbau der Wirtschaft geben. Das 
Auslöschen ganzer Branchen (siehe 
Automobil) ist Planwirtschaft Einzel-
ner, deren Folgen alle zu tragen 
haben.	

	☐ Die Politik muss eine tiefgehende 
und neutrale Analyse veranlassen, wo 
die Chancen und Gefahren der welt-
weiten Werkbank liegen.

2. Maßnahmen für Politik 
und Verwaltung

	☐ Der Staat ist als Treuhänder zu 
einem seriösen Umgang mit Steuern, 
Geld, Bürgschaften und Schulden 
verpflichtet:

	☐ Es gibt keine Geschenke der 
Politik. Jede Ausgabe des Staates 
wurde zuvor im Form von Steu-
ern oder Abgaben einem Indivi-
duum oder einer Organisation 
entnommen.

	☐ Zusammenlegung der Fälligkeit 
von Sozialversicherung, Lohn-

steuer und Umsatzsteuer nach 
effektiver Lohnabrechnung

	☐ Pensionen sollen analog zu Renten 
nach dem „Lebensarbeitsbrutto“ 
berechnet werden.

	☐ Dem Bundesrechnungshof sind 
weitergehende Befugnisse (Veto-
Recht) und ggf. Sanktionierungs-
maßnahmen einzuräumen.

	☐ Politik folgt dem Primat der 
Ökonomie:

	☐ Die Anzahl der Abgeordneten ist 
in Land, Bund und Europa um 50 
% zu kürzen.

	☐ Diäten werden auf Gehälter 
umgestellt.

	☐ Dienstfahrten werden gemäß 
der 1 %-Regelung in Rechnung 
gestellt.

	☐ Das Europaparlament legt sich 
gemäß dem Green Deal auf einen 
„Betriebsstandort“ fest.	

	☐ Optimierung der Verwaltung:

	☐ Für ein neues Gesetz müssen zwei 
alte weichen, da sonst kein Büro-
kratieabbau erreicht werden kann.

	☐ Digitalisierungsstrategie für die 
Verwaltung

	☐ Personalbestand in der Ver-
waltung um 33 % reduzieren, um 
weiterem Ausufern von Vor-
schriften und Erfinden zusätz-
licher Aufgaben vorzubeugen.

	☐ Staatsaufgaben eingrenzen und 
ggf. abgeben

	☐ Keine Abfrage von Statistiken, da 
alle Stellen entsprechende An-
gaben bereits vielfältig vorliegen 
haben	

	☐ Finanzierung des Staatsfern-
sehens durch Steueraufkommen und 
Ausgabenreduzierung durch weniger 
Personal und Straffung des An-
gebotes 	

	☐ Versorgungstechnische Lehren 
aus Corona ziehen:

	☐ Medizintechnik aus Deutschland 
darf nicht dem europäischen 
Zertifizierungswahn geopfert 
werden.

MIT Land
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	☐ Eigenversorgung mit Medika-
menten uvm. anstreben und 
ausbauen

3. Grundlegende gesell-
schafts- und wirtschafts-
politische Haltung:

	☐ Rückkehr zur Vertragsfreiheit: Kei-
nem mündigen Bürger darf das Recht 
vorenthalten werden, Verträge zu 
schließen und zu gestalten (Mietrecht, 
Arbeitsrecht, Kaufrecht usw.). Ver-
stoßen sie nicht gegen gute Sitten, ob-
liegt der Eingriff und die Umgestaltung 
den Vertragspartnern und nicht dem 
Staat. Auswüchse wie Aussetzung von 
Mietzahlungen, Schuldendiensten 
usw. sind daher in einer Demokratie 
nicht tragbar.	

	☐  „Champions focus on winning“-
Mentalität in der Gesellschaft:

	☐ Politik an Leistungsträgern anstatt 
Leistungsempfängern und -ver-
hinderern orientieren

	☐ Abkehr von der Vollkaskomentalität 
in der Sozialversicherung

	☐ Unterstützung durch den Staat be-
inhaltet Einsatz für die Gesellschaft 
(z. B. verpflichtende soziale Auf-
gaben durch Leistungsempfänger).

	☐ Mindestanforderungen (z. B. fach-
liche Kompetenzen) von MdB und 
MdL definieren

	☐ Individuelle Mobilität der Bürger 
stärken:

	☐ Bekenntnis zur frei wählbaren 
Mobilität ohne Indoktrination (z. B. 
E-Mobilität)

	☐ Sofortige Rückgängigmachung der 
Novelle der StVO, da diese einzel-
ne Verkehrsteilnehmer entweder 
stigmatisiert oder idealisiert, aber 
der Realität nicht gerecht wird 

	☐ Abschaffung staatlicher Preis-
treiber bei Kraftstoffen	

	☐ Wohlstandsdekadenz abbauen:

	☐ Einführung einer Sozialbremse, 
um nicht die gesamte soziale Ab-
sicherung zu gefährden 

	☐ Keine ideologische Klima-Gesetz-
gebung. Die Umwelt wird nicht 
gerettet, indem man die Wirtschaft 
schädigt oder bekämpft.

	☐ Elitäre Einzelprobleme mit frag-
würdiger Relevanz dürfen nicht auf 
Kosten der Gesellschaft geklärt 
werden (u. a. gendergerecht for-
mulierte Straßenverkehrsordnung, 
Toiletten für drittes Geschlecht) 

	☐ Der Staat muss die Verantwortung 
für das eigene Tun und Handeln über-
nehmen und vorleben: 

	☐ Die Rentenrücklagen sind zweck-
gebunden und unantastbar.

	☐ Verträge sind einzuhalten und 
können nicht beliebig rückwirkend 
geändert werden: Die Berechnung 
von Steuern und Sozialabgaben auf 
Lebensversicherungen und Alters-
vorsorgen ist abzuschaffen und 
bereits abgeführte Beträge zurück-
zuerstatten.	

	☐ Bekenntnis zu einem einigen, 
freien und gerechten Europa:

	☐ Weder Europa noch Deutschland 
können alle aufnehmen, die auf der 
Suche nach einem besseren Leben 
sind. Zuwanderung über fachliche 
Kompetenzen („Green Card“) oder 
Maximal-Kontingente (Länder-
kontingente oder „Green Card“-
Lotterie) steuern

	☐ Weitere Harmonisierungen auf 
europäischer Ebene anstreben (z. B. 
bei Steuerniveaus oder technischen 
Standards)	

	☐ Landwirtschaft als Wirtschafts-
faktor erkennen:

	☐ Eigenversorgung durch Landwirt-
schaft mit Kleinbetrieben be-
fördern statt ausbremsen

	☐ Landwirtschaft vor Regulierungs-
wut aus Brüssel schützen	

	☐ Bildung als Chance begreifen:

	☐ Vergleichbare und nicht ins Be-
deutungslose nivellierte Bildungs-
abschlüsse müssen sichergestellt 
werden.

	☐ Bildung und (Lebens-)Erfahrung 
müssen als Qualifikationsmerkmal 
gewertet werden und die Quoten-
regelungen ersetzen.

	☐ Arbeitsschutz besteht nicht aus 
Kleinstregelungen für den betrieb-
lichen Alltag, sondern spiegelt sich 
auch in Hygienestandards in Schu-
len (Warmwasser, Toilettenpapier, 
Zustand der Bausubstanz) 

Ruth Baumann,

r.baumann@baumann-co.de

Bastian Atzger,

info@atzger.eu  
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Seid wachsam! 

Keinen Sozialismus durch die 
Hintertür.

Bis jetzt haben wir die gesundheitlichen 
Herausforderungen der Corona-Pandemie 
gut gemeistert. Das liegt wesentlich an 
unserem überwiegend privatwirtschaft-
lich arbeitenden Gesundheitssystem. 
Wegen der „Ansteckungsängste“ be-
steht in breiten Kreisen der Bevölkerung 
jedoch eine große Bereitschaft, massivs-
te Eingriffe der Staatsverwaltung in die 
Grundrechte zu akzeptieren. Der Staat 
hat das Kommando über unseren Alltag 
übernommen. 

Das darf so nicht bleiben! Der Wirt-
schaftsstabilisierungsfond mit 600 Mrd. 
Euro ist eine gute Überbrückung der 
staatlich verordneten Liquiditätseng-
pässe bei den Unternehmen. Das darf 
jedoch nicht der Einstieg in eine schlei-
chende Staatswirtschaft sein. Mit einer 
Staatswirtschaft werden wir die verita-
ble Wirtschaftskrise nämlich nicht über-
winden. Weniger Staat, weniger Vor-
schriften, weniger öffentlich rechtliche 
Bremsklötze für kreatives, innovatives 
und flexibles Handeln, das ist das Ge-
bot der Stunde. Eigenverantwortung 
vor Staatsbevormundung. Der Staat 
muss seinen Bürgern wieder etwas zu-
trauen; die Partnerschaft zwischen Mit-
arbeitern und Unternehmern in den 
mittelständischen Betrieben funktio-
niert; der Arbeitnehmermarkt reguliert 
den Interessenausgleich besser als jede 
Vorschrift.

Was wir jetzt gar nicht brauchen, sind 
detailversessene Behördenbefehle an 
den Untertan (z. B. Hygienevorschriften 
für Friseure, Vorschriften zur Sportaus-
übung etc.), die mittels der Staatsgewalt 
sanktioniert werden. Das gilt auch im 
Umgang mit der Ansteckungsgefahr. 
Viele Bürger sind so verunsichert, dass 
sie tendenziell übervorsichtig reagieren. 

Was wir jetzt endlich dauerhaft brau-
chen, ist deshalb weniger Staat! Was des-

halb jetzt umgesetzt werden muss, ist 
die nachhaltige Beseitigung von all den-
jenigen Vorschriften auf den  Gebieten 
des Wirtschaftens, die den Produktions-
prozess nicht fördern, sondern ver-
langsamen und verteuern, ohne dass da-
durch höhere Ziele des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes und des Klimaschutzes 
leiden.

Dazu gehört u. a. eine dauerhafte Locke-
rung des Arbeitszeitgesetzes, die dauer-
hafte Verkleinerung der Abgabenlast 
für alle Unternehmen genauso wie die 
Herstellung des Verlustrücktrags, damit 
Gewinne u. a. aus 2019 mit Verlusten 
aus 2020 verrechnet werden können. 
Dazu gehören Steuerentlastungen für 
Arbeitgeber wie für Arbeitnehmer. Für 
Arbeitnehmer ist ein 13. Monatsgehalt 
steuer-und sozialabgabenfrei zu stellen. 
Dies entspricht dem „Weihnachtsgeld“ 
wie es, man möchte es kaum glauben, 
ursprünglich war! Der „befristete“ Soli 
ist gleichermaßen wie die Vorfälligkeit 
der Sozialversicherungsbeiträge sofort 
abzuschaffen.

Jetzt soll die Produktion von Atem-
masken und Schutzkleidung, von Wirk-
stoffen für Medikamente und vielem 
mehr wieder in Deutschland stattfinden. 
Es wird schon am Außenwirtschafts-
gesetz herumgebastelt, anstatt sich vor-
rangig um wettbewerbsfähige Standort-
bedingungen zu kümmern. Es sind doch 
die jetzigen „Krisen-Manager“, die für 
die Rahmenbedingungen verantwort-
lich sind, die die Produktion vertrieben 
haben. 

Was wir auf gar keinen Fall brauchen, sind 
Staatsbeteiligungen an Unternehmen. 
Verschiedene Politiker reiben sich schon 
die Hände in der Hoffnung, die Lufthansa 
unter ihre Fittiche nehmen zu können. 
Finger weg vom operativen Geschäft! 
Politiker sind keine Unternehmer.

Wenn nach der Krise nichts mehr so ist 
wie vorher, dann ist doch sonnenklar, 
dass der Koalitionsvertrag längst seine 
Geschäftsgrundlage verloren hat. Eine 
Grundrente passt nicht nur nicht in die 
Zeit, sie ist von der politischen Tages-
ordnung zu streichen. Alles andere ist 
unverantwortlich.
Die Milliarden-Hilfen führen zunächst 
zu einem beachtlichen Anstieg der 
Staatsverschuldung. Der Abbau die-
ser „Schicksalsverschuldung“ ist eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Alle 
Bevölkerungsgruppen müssen diese 
Lasten tragen. Dazu gehören auch Rent-
ner und Beamte und der öffentliche 
Dienst.  

Dr. Albrecht Geier,

info@geijus.de  

MIT Land

Dr. Albrecht Geier, MIT-Landesvorstandsmitglied
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Corona-Pandemie

Wer soll das bezahlen?

Als am 31. Dezember 2019 das WHO-
Büro in China erste Kenntnis über 
eine Häufung von Erkrankungsfällen 
erhielt, hätte niemand für möglich 
gehalten, wie die Welt nur wenige 
Monate später aussehen würde. Dass 
Regierungen lediglich auf der Basis der 
Aussagen einiger Virologen die eigene 
Wirtschaft lahmlegen und fundamen-
talste Grundrechte ihrer Bürger op-
fern würden, schien undenkbar. Heute, 
knapp fünf Monate später, kann man 
darüber streiten, ob nicht schnellere 
oder andere Maßnahmen besser ge-
wesen wären, an der Situation ändert 
dies jedoch nichts mehr.

Befand sich die Automobilindustrie 
auch schon 2019 in der Krise, so hat 
es nun auch alle anderen Branchen 
erwischt – allem voran Hotel- und 
Gastgewerbe sowie Schausteller und 
Betreiber von Freizeit- und Sport-
einrichtungen. Um die Wirtschaft 
zu stützen und die Gesundheits-
versorgung sicherzustellen, war die 
Bundesregierung bereit, tief in die 
Tasche zu greifen. Alle Hilfen werden 
mit insgesamt 353,3 Milliarden Euro 
(haushaltswirksame Maßnahmen) an-
gegeben, der Umfang der Garantien 
liegt insgesamt bei 819,7 Milliarden 
Euro. Die hierzu notwendige Neuver-
schuldung beträgt über 155 Milliarden 
Euro (Quelle: BMF, 28.04.2020).

Was raus ging, muss wieder 
reinkommen
Die Einmalzuschüsse durch den Bund 
waren für viele eine Hilfe. Jedoch fehl-
te bei der Vergabe die notwendige 
Kontrollfunktion, was dazu führte, 
dass anstelle zielgerichteter Unter-
stützung das finanzielle Gießkannen-
prinzip zum Einsatz kam. Daher dürfte 
einleuchtend sein, dass am Ende – und 
hier ist der Zeitraum 2021 bis ca. 2025 
gemeint – die dicke Rechnung auf uns 
warten wird. Wirtschafts- und Finanz-
fachleute sind sich derzeit einiger als 
Virologen. Sie alle erwarten massive 

Steuererhöhungen nach dem Ende der 
Pandemie. 

Vorbei sind die Zeiten dekadenter 
Steuerträume auf Benzin und Flug-
reisen unter dem falschen Lied der 
Klimarettung. Die nächsten Jahre 
dürften davon geprägt sein, die Neu-
verschuldung gegenzufinanzieren, für 
ausgefallene Bürgschaften geradezu-
stehen, die Verbindlichkeiten anderer 
EU-Staaten mitzutragen und weltweit 
Wachstum und Nachfrage anzuregen. 
Dabei übersehen wir in Deutschland 
jedoch gerne eines bzw. stellen allein 
den Gedanken in die Nähe von Populis-
mus und Verschwörungstheorien: näm-
lich, dass die Verantwortung für diese 
Pandemie und die aus ihr resultieren-
de Wirtschaftskrise hauptsächlich in 
Fernost zu suchen ist.

Am Ende kommt die Rechnung
Dabei ist es völlig gleichgültig, ob 
man den Darstellungen der chinesi-
schen Regierung glaubt, Corona käme 
aus einem Tiermarkt, oder den Aus-
führungen Donald Trumps, China habe 
das Virus gezüchtet. Die Keimzelle 
liegt in China und die dortigen Be-
hörden haben die massive Ausbreitung 
durch Vertuschungsversuche zusätz-
lich begünstigt. Aus diesem Grund ist 
die Entsendung einer internationalen 

Untersuchungskommission nicht nur 
notwendig, es erschiene geradezu fahr-
lässig, dies nicht zu tun. Denn es geht 
hier nicht um ein kleines Versehen, es 
geht um die Verantwortung für eine 
weltweite Krise und damit auch die 
Frage, wer für diese am Ende finanziell 
geradezustehen hat.

Wenn umgekehrt das Virus z. B. von 
Wildschweinen aus Deutschland über-
tragen worden wäre, hätte die inter-
nationale Gemeinschaft sicher deut-
licher reagiert als derzeit. Von daher 
ist es unserer Politik anzuraten, sich 
dafür einzusetzen, dass die Ursachen 
und Abläufe dieser Pandemie en de-
tail untersucht und aufgeklärt werden. 
Denn geschieht das nicht, dann wird 
nicht das kommunistische Regime für 
seine Fehler bezahlen, sondern der 
Landwirt in Oberschwaben, der Fri-
seur im Filstal und der Kfz-Mechaniker 
in der Rheinebene. Deutschland wird 
seine Politiker daran messen, wem sie 
am Ende in die Tasche greifen, denn 
neben der finanziellen (Ab-)Rech-
nung kommt 2021 mit Landtags- und 
Bundestagswahl auch die politische. 

Bastian Atzger,

info@atzger.eu,

www.bastian-atzger.de  

MIT Land
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Pressemitteilung 06/2020

Enteignung oder Teilenteignung geplant? 
Wenn es nach dem linken Flügel geht,  
dann schon!

Nach Beauftragung eines Gutachtens zur 
Verfassungsmäßigkeit einer Vermögens-
abgabe zur  Bekämpfung  der  wirtschaft-
lichen  Folgen  der  Corona-Pandemie  durch  
den  linken Flügel des Parlaments, und 
bereits mit Unterstützung von Teilen der 
Regierungskoalition (SPD),  stehen  große  
Teile  des  Mittelstands  und  auch  der  Be-
völkerung  Kopf.  Auch wenn es aktuell nur 
die Beauftragung der wissenschaftlichen 
Dienste des Deutschen Bundestages durch 
einen Abgeordneten sind. Dennoch kann es 
der Einstieg in ein solches Prozedere sein. 
Denn erst einmal angestoßen heißt auch, 
dass unter gewissen Umständen darauf 
zurückgegriffen wird.

Denn  die  (einmalige)  Vermögensabgabe  
ist  im  Grundgesetz  in  Artikel  106  Abs.  
1  Nr. 5 ausdrücklich normiert und damit 
könnte, sofern die Voraussetzung für 
einen besonderen, außerordentlichen 

Finanzbedarf des Staates besteht, eine 
Umsetzung im Bundestag beantragt 
werden.

Nach  Auffassung  der  MIT  Baden-
Württemberg  ist  das  in  der  aktu-
ellen  Situation  ein komplett falsches 
Signal an die Gesamtbevölkerung. Der 
Mittelstand ist bereits durch die Pan-
demie und durch die klimafreundliche 
Politik der Vormonate doppelt unter 
Druck geraten und belastet. So ist ein 
weiteres Melken einer Kuh, die nicht 
mehr genug Milch für das eigene Kalb 
hat, absolut untragbar und wird vom 
Wirtschaftsflügel der CDU keinesfalls 
unterstützt werden. Hervorzuheben 
ist, dass „die CDU einen solchen Vor-
stoß  nicht  unterstützt“,  so  Dr.  Stefan   
Kaufmann  (MdB)  in  einer  Videokon
ferenz  am 27.04.2020  mit  der  MIT  
Baden-Württemberg.

Die  MIT  Baden-Württemberg  fordert  
den  Bundestag  und  die  Regierung  auf,  
solche Vorstöße der einzelnen Parteien 
zurückzuweisen und diese Idee bereits 
im Keim zu ersticken.  Die  Corona-Pan-
demie  darf  unter  keinen  Umständen  
dazu  benutzt  werden,  um einen  Weg  
in  die  kommunistisch-sozialistische  
Regierungsform  zu  finden.

Die Mittelstands- und Wirtschafts-
union (MIT) ist mit mehr als 25.000 
Mitgliedern der stärkste und einfluss-
reichste parteipolitische Wirtschafts-
verband in Deutschland. Die MIT setzt 
sich für die Soziale Marktwirtschaft 
und für mehr Unternehmergeist in der 
Politik ein. 

ViSdP Angelika Harm

Pressesprecherin  

MIT Land
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„Ich bin neu in der MIT, weil …

Moritz Stingel (30) ist Geschäftsführer 
und Gesellschafter der Stingel Consul-
ting GmbH sowie der gs-Soft s.r.o., Slo-
wakia. Das Unternehmen ist kompeten-
ter Lösungspartner im IT/SAP-Umfeld 
und spezialisiert auf die Vermittlung von 
IT-Ressourcen über Dienstleistungsver-
träge oder Arbeitnehmerüberlassung. Das 
zweite Standbein des Unternehmens ist 
die Bereitstellung von deutschsprachigen 
Nearshore-Services im IT/SAP-Umfeld 
über die slowakische Tochtergesellschaft 
gs-Soft. In dieser Funktion fungiert Stingel 
Consulting als Brückenkopf und Ansprech-
partner für die Kunden in Deutschland.
Moritz Stingel startete seine berufliche 
Laufbahn bei Stingel Consulting im Jahre 
2018 und verantwortet heute als Ge-
schäftsführer die Bereiche Vertrieb, Re-
cruiting und Marketing. Zuvor studierte er 
Wirtschaftsinformatik an der Hochschule 
Konstanz und absolvierte einen Doppel-
master im Fach Finance an der International 
School of Management in München und an 
der Napier University Edinburgh.

Moritz Stingel,

ms@stingel-consulting.de,  

www.stingel-consulting.de  

Moritz Stingel
Geschäftsführer
MIT Stuttgart

„… der Mittelstand das Rückgrat unserer 
Wirtschaft ist.“

Ernst-Martin Schaible ist Gründer und 
geschäftsführender Gesellschafter von 
DER KREIS in Leonberg, dem Einkaufs- 
und Dienstleistungsunternehmen für 
mittelständische und inhabergeführte 
Fachhandelsgeschäfte aus den Bereichen 
Küche, Bad, Heizung & Sanitär, Schrei-
nerei, Innenausbau und Fensterbau. Ihm 
gehören rund 3.400 Mitglieder in 17 
Ländern an. DER KREIS berät und unter-
stützt seine Mitglieder in allen unter-
nehmerischen Fragen, gerade auch in 
Zeiten der Corona-Epidemie. Schaible 
stammt aus Altensteig im Schwarzwald. 
In der Möbelfabrik seines Großvaters 
lernte er Schreiner und bildete sich zum 
Meister, Techniker und Kaufmann fort. 
Dem Unternehmer ist vor allem die Nach-
wuchsförderung eine Herzenssache. 
Dank seiner Initiative ist der Küchen-
spezialist ein anerkannter Ausbildungs-
beruf. Mit der Anja-Schaible-Stiftung för-
dert er Studienprojekte an Hochschulen 
zu Küchendesign und -gestaltung.

Ernst-Martin Schaible,

ernst-martin.schaible@derkreis.de,

www.derkreis.de  

Susanne Spanier (33) beendete 2012 ihr 
Medizinstudium an der Rheinischen Fried-
rich-Wilhelms-Universität in Bonn und be-
gann anschließend die Facharztausbildung 
für Psychiatrie und Psychotherapie. Aktuell 
ist sie als Assistenzärztin in fortgeschrittener 
Weiterbildung am Universitätsklinikum 
in Freiburg tätig. Bei ihrer Tätigkeit ist sie 
regelmäßig mit verschiedenen persönlichen 
Schicksalen von Menschen im Rahmen psy-
chischer Erkrankungen konfrontiert. Die 
Auswirkungen psychischer Erkrankungen 
auf die berufliche Integrität sind nicht sel-
ten schwerwiegend für die einzelnen Men-
schen und insbesondere für Unternehmer 
regelmäßig mit weitreichenden privaten 
und finanziellen Konsequenzen verbunden. 
Nicht nur die aktuellen wirtschaftlichen 
Folgen der Coronavirus-Pandemie sind 
eine enorme Belastung für unsere Unter-
nehmer in Deutschland, sondern auch die 
ganz gewöhnlichen Sorgen und Mühen im 
Alltag. Daher möchte sich Susanne Spanier 
als neues Mitglied für diese Menschen in 
Deutschland einsetzen.

Susanne Spanier,

susanne_spanier@yahoo.de  

Ernst-Martin Schaible
Geschäftsführer
MIT Böblingen

Susanne Spanier
Ärztin
MIT Freiburg

„… ich die Wettbewerbsfähigkeit und Zu-
kunft unserer Küchenspezialisten und 
Handwerksbetriebe verbessern will. Die 
Küchenbranche wird nach Corona Motor 
des Aufschwungs werden.“ 

„… ich die deutschen Mittelständler*innen 
aktiv unterstützen möchte und ihre Leis-
tung für die deutsche Wirtschaft sehr 
wertschätze.“
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Thomas Strobl  

Wie die Corona-Krise den digitalen Wandel 
beflügelt

Die digitale Transformation hat durch die 
Pandemie einen enormen Schub erhalten. 
Zu unser aller Schutz müssen wir auf Ab-
stand gehen. Die Kommunikation ver-
lagert sich dadurch noch stärker ins Inter-
net – ein Trend, der sich in Unternehmen, 
Institutionen wie Behörden manifestiert. 
Millionen von Beschäftigte arbeiten im 
Homeoffice und kommunizieren mittels 
Telefon- und Videokonferenzen.

Das gilt auch für große Teile der Landes-
verwaltung. Die BITBW als zentraler 
IT-Dienstleiter des Landes konnte die 
Zahl der gleichzeitig aktiven Telearbeits-
plätze in der Landesverwaltung binnen 
eines Monats von 3.000 auf mehr als 
11.000 erweitern. Dank der fast flächen-
deckenden Ausstattung mit Notebooks 
und schnellen VPN-Zugängen ins dienst-
liche Netz ist die Arbeit im Home-Office 
nahezu ohne Einschränkungen möglich. 

Nicht nur innerhalb der Verwaltungen, 
sondern auch im Austausch mit den Bürge-
rinnen und Bürgern tun sich neue digitale 
Wege auf und das innerhalb kurzer Zeit. 
Viele Behörden mussten ihre Ämter für Be-
sucherinnen und Besucher schließen und 
häufig genutzte Kanäle wie Telefon und E-
Mail stoßen zunehmend an ihre Grenzen. 
Digitale Hilfe in der Krise bietet der neue 
universelle Antragsprozess, den wir unse-
ren Kommunen schnell über die zentrale 
Serviceplattform des Landes „service-bw“ 
zur Verfügung stellen konnten. Denn auch 
in der Krise steht das Leben nicht voll-
kommen still und Behördengänge fallen an. 
Mit unserem Universalprozess können Bür-
gerinnen und Bürgern sowie Unternehmen 
verschiedenste Anträge bei ihrem Rathaus 
oder Landratsamt über einen sicheren 
Übertragungsweg elektronisch einreichen. 
Mehr als 60 Kommunen bieten den Antrag 
auf „service-bw“ mittlerweile für zum Teil 
über 100 Verwaltungsleistungen an.

Viele Städte und Gemeinden nutzen 

die Corona-Krise, um neue Kommu
nikationsformen mit ihren Bürge-
rinnen und Bürgern zielgerecht und 
schneller als geplant einzusetzen. 
Aktuelle Corona-Informationen sind 
etwa über Kommunal-Apps abzurufen, 
die oft mit Unterstützung des Landes 
im Zuge der Förderwettbewerbe „Ge-
meinden, Städte und Landkreise 4.0 
– Future Communities“ und „Digitale 
Zukunftskommune@bw“ entstanden 
sind. Die Kommunal-Apps sind häufig 
auch Schaufenster für die lokale Wirt-
schaft, die in der Corona-Krise spe-
zielle Angebote machen muss. 
Ursprünglich unter dem Namen OR-
TENA für den Ortenaukreis entwickelt 
und gefördert, steht COREY, der Co-
rona-Chatbot der Landesregierung, 
mittlerweile allen Bürgerinnen und 
Bürgern im Land rund um die Uhr Rede 
und Antwort. Innerhalb eines Monats 
hat COREY bereits 130.000 Fragen 
zu Corona und den Regelungen der 
Rechtsverordnung beantwortet. Ent-

Landespolitik

Thomas Strobl, Stv. Ministerpräsident und Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration

Als mittelständischer Betrieb der 
Zerspanungstechnik, sorgen wir für 
wohnungsnahe Ausbildungs- und 
Arbeitsplätze und für Lebensqualität im 
ländlichen Raum.

Wir stehen für Innovation und 
Zuverlässigkeit.
Große Kunden verlassen sich auf die 
vielfältigen Fähigkeiten auf dem Lande.

Wir wünschen der MIT Gehör aufgrund 
ihrer Kompetenz in der Gesellschafts-
und Wirtschaftspolitik in Bund und Land 
und Kommune.

Beck Präzisionstechnik GmbH & Co. KG
Pferlenstraße 7 / 78727 Oberndorf a.N. 

www.beck-praezisionstechnik.de
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wickelt wurde der Chatbot durch den 
kommunalen IT-Dienstleiser ITEOS, 
die Inhalte werden durch das Digi-
talisierungs- und Innenministerium 
gepflegt.

Diese Entwicklungen bestätigten unse-
ren Ansatz, die Digitalisierung mit 

niederschwelligen Angeboten im Land 
voranzutreiben. Die Corona-Krise zeigt 
auch eindrücklich, wie wichtig flächen-
deckend gigabitfähige Netze sind. Die 
Landesregierung hat die herausragende 
Bedeutung der digitalen Infrastruktur für 
Wirtschaft und Gesellschaft früh erkannt 
und wird bis 2021 die Rekordsumme 
von mehr als einer Milliarde Euro für 
den Ausbau der Breitbandnetze bereit-
stellen. Seit 2016 wurden bereits 2.184 
Breitbandausbauprojekte mit rund 615 
Millionen Euro unterstützt – und dieser 
Investitionsschub geht auch jetzt weiter. 

Mit der Breitbandförderung wird eine 
Wertschöpfung auf mehreren Ebenen 
angestoßen – in der Bauwirtschaft, aber 
auch bei Netzbetreibern und Anbietern 

digitaler Dienste. Die Förderung des 
kommunalen Breitbandausbaus sorgt 
landesweit für Investitionen bis weit in 
dieses Jahrzehnt. Heute können mehr als 
92 % der Haushalte im Land einen Inter-
netanschluss mit mindestens 50 Mbit/s 
buchen. Mindestens 70 % der Haushalte 
werden noch 2020 einen gigabitfähigen 

Internetzugang erhalten.

Der Turbo für die digitale Kommunika-
tion und neue Hotspots in der Coro-
na-Krise laden freilich auch zum Miss-
brauch durch Hacker ein. Aktuell sind 
verstärkt Angriffsszenarien auf das 
Gesundheitswesen und insbesondere 
die für Corona-Behandlungen zu-
ständigen Stellen zu befürchten. Daher 
bieten wir das Angebot der Cyberwehr 
Baden-Württemberg seit dem 23. April 
2020 landesweit den Einrichtungen der 
Gesundheitsbranche wie Arztpraxen, 
Apotheken, Laboren und mobilen Pflege
diensten an. 
Mit der Cyberwehr am FZI Forschungs-
zentrum Informatik in Karlsruhe haben 
wir eine Beratungsstelle für kleine und 

mittlere Unternehmen zunächst in den 
Stadt- und Landkreisen Karlsruhe, Ra-
statt und Baden-Baden geschaffen. 
Die Hotline der Cyberwehr ist bei 
einem Cyberangriff rund um die Uhr 
unter 0800-CYBERWEHR (entspricht 
0800 292379347) erreichbar. Wird 
ein kritischer IT-Sicherheitsvorfall ge-
meldet, führt die Cyberwehr mit dem 
Unternehmen oder dem medizinischen 
Versorgungsanbieter telefonisch eine 
kostenlose Vorfallsdiagnose durch. 
Auf Wunsch stellt sie auch Experten für 
Soforthilfemaßnahmen bereit. 

In den vergangenen Wochen konn-
ten die Potenziale der Digitalisierung 
dank kreativer Köpfe breit entfaltet, 
Hemmnisse abgebaut und der digita-
le Wandel insgesamt beflügelt wer-
den. Digital hilft – das wird in Zeiten 
von Corona überdeutlich. Mit unserer 
Digitalisierungsstrategie „digital@bw“ 
werden wir die Digitalisierung im Land 
weiter tatkräftig vorantreiben, Heraus-
forderungen mutig angehen und die 
Pandemie nicht zuletzt als zusätzlichen 
Ansporn betrachten.

Thomas Strobl,

poststelle@im.bwl.de,

www.im.baden-wuerttemberg.de,

www.digital-bw.de   

Landespolitik

Der Stv. Ministerpräsident Thomas Strobl hat sich unlängst vor Ort ein Bild von der wieder angefah-
renen Produktion bei Daimler gemacht. Dies sei in den Corona-Zeiten „ein Moment, der Mut macht, 
wenn beim Daimler die Bänder wieder rollen“. Angesichts der Einschränkungen, die es für die Wirt-
schaft gibt, brauche es milliardenschwere Hilfspakete: „Freilich muss das Geld auch verdient werden - 
vom Himmel fällt es ja nicht. Und deshalb müssen wir einen Weg finden, nicht für die Zeit nach Corona, 
sondern zunächst für die Zeit mit Corona. Die Automobilbranche ist einer der entscheidenden Bereiche, 
die unser Land stark machen. Es geht hier nicht ausschließlich um die Autobauer, es geht auch um die 
vielen tausend Arbeitsplätze in der Zuliefererindustrie, um die Logistiker, die Handwerker, den Mittel-
stand, unsere Familienbetriebe.“

Steinheimer Straße 3
71691 Freiberg
Fon 07141 7097-0 
Fax 07141 7097-140
verkauf.freiberg@valetott.de

Ihr Rohstofflieferant mit 
Leistung, Qualität und Service!

Kies Sand Splitt
Beton Logistik
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Dr. Susanne Eisenmann

Zwischen Vorsicht und 
Perspektive

Covid-19 hat unser aller Leben durch-
einandergewirbelt. Inzwischen liegen 
Wochen hinter uns, die wir uns zu Be-
ginn dieses Jahres so hätten nicht vor-
stellen können. Baden-Württemberg 
war von der ersten Infektionswelle im 
bundesweiten Vergleich besonders 
betroffen. Um die Corona-Pandemie 
einzudämmen und unser Gesundheits-
system nicht zu überlasten, wurde das 
öffentliche Leben stark eingeschränkt. 
Schulen und Kindertagesstätten wur-
den ebenso geschlossen wie zum 
Beispiel Restaurants, Hotels, Einzel-
händler und viele Dienstleister. Vieler-
orts brach der Umsatz senkrecht ein.
Für mich ist sehr frühzeitig klar gewesen: 
Wir müssen alles daran setzen, unse-
ren kleinen und mittleren Betrieben zu 
helfen und unsere mittelständisch ge-
prägten Wirtschaftsstrukturen zu er-
halten, um sie in die Zukunft überführen 
und Arbeitsplätze sichern zu können. 
Es ist sinnvoller und nachhaltiger, eine 
Welle der Insolvenzen zu verhindern, 
als nach der Krise neue Strukturen auf-
zubauen. Deshalb bin ich froh, dass wir 
als CDU - auf meine Initiative hin - schon 
Mitte März einen Rettungsschirm in 
Höhe von 5 Milliarden Euro gegen den 

zögerlichen grünen Koalitionspartner 
durchgesetzt und aufgespannt haben. 
Ein Paket des Landes Baden-Württem-
berg für Baden-Württemberg. Denn 
klar ist: Je mehr Unternehmen die Krise 
überleben und je mehr Arbeitsplätze er-
halten bleiben, desto schneller kann es 
wirtschaftlich wieder aufwärts gehen.

Doch nicht nur die wirtschaftliche Si-
tuation hat uns beschäftigt. Als Kultus-
ministerin habe ich die Verantwortung 
für 1,5 Millionen Schülerinnen und 
Schüler und fast 400.000 Kinder im 
Kindergartenalter. Die Schulen und 
Betreuungseinrichtungen über Wo-
chen geschlossen zu halten, ist mir 
nicht leicht gefallen. Für die Familien 
bedeutet dies eine enorme Heraus-
forderung. Umso froher bin ich, die 
Schulen schrittweise öffnen und einen 
eingeschränkten Regelbetrieb in den 
Kitas ermöglichen zu können.

Leider wissen wir bislang weder viel 
über dieses Virus noch gibt es einen 
Impfstoff. Das zwingt uns dazu, vor-
sichtig zu bleiben. Wir können nicht 
weitermachen, als gäbe es das Virus 
nicht - das rächte sich bitter. Deshalb 

müssen wir Strategien entwickeln, 
wie wir einerseits neue weitreichende 
Infektionswellen verhindern, unsere 
älteren Menschen und Risikogruppen 
schützen und andererseits unsere ge-
sellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Grundlagen nicht zerstören. Der Lock-
down kann keine Dauerlösung sein.

Als CDU waren wir bei den Lockerun-
gen die treibende Kraft innerhalb der 
Landesregierung. Uns war klar, dass 
wir umsichtig bleiben und gleichzeitig 
Perspektiven für Schule und Kitas, 
Handel und Dienstleistungen, Gastro-
nomie und Tourismus, Kirche und Ver-
eine, Breitensport und Musik bieten 
müssen. Schritt für Schritt - immer 
unter Einhaltung der Abstands- und der 
Infektionsschutz-Regeln und unter Vor-
behalt, dass das Infektionsgeschehen 
nicht zu stark aufflammt. Dabei setzen 
wir auf die Eigenverantwortung der 
Menschen. Eigenverantwortung be-
deutet aber nicht Ego-Verantwortung 
und das zu tun, was einem gefällt, son-
dern so zu handeln, dass man seine 
Nächsten möglichst nicht infiziert. 
Ein Leben mit mehr Einschränkungen 
und Abstand - daran werden wir uns 
bis auf absehbare Zeit gewöhnen müs-
sen. Aber wir werden weiter hart dafür 
arbeiten, dass wir bestmöglich durch 
diese Krise kommen!

Dr. Susanne Eisenmann,

susanne.eisenmann@cdu-bw.de,

www.cdu-bw.de/personen/spitzenkandidatin  

Landespolitik

Dr. Susanne Eisenmann, Ministerin für Kultus, 
Jugend und Sport und CDU-Spitzenkandidatin
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Dr. Patrick Rapp MdL

Gastronomie, Hotellerie 
und Tourismuswirtschaft im 
Griff der Corona-Pandemie

Kaum eine andere Branche leidet so sehr 
unter der Corona-Pandemie wie Hotelle-
rie und Gastronomie, ja die Tourismus-
wirtschaft allgemein. Dies ist nur logisch, 
da durch die Verordnungen während der 
Pandemie die Umsätze annähernd bei 
null waren und die entgangenen Um-
sätze auch nicht wie in anderen Wirt-
schaftsbereichen ausgeglichen werden 
können. Die Tische im Restaurant oder 
Hotelzimmer können nur einmal ver-
geben werden. Durch einige „To-go-
Geschäfte“ konnten einige Betriebe 
zwar Umsätze generieren. Dies aber in 
überschaubarem Umfang und nur bei 
einigen Betrieben. Hier konnten durch 
staatliche Maßnahmen wie Kurzarbeiter-
regelung und Soforthilfen zwar Abhilfen 
geschaffen werden. Dies allerdings auch 
nur in einem begrenzten Rahmen.

Die Infektionszahlen lassen es glück-
licherweise zu, dass gastronomische 
Betriebe, Hotellerie und Ferien-
wohnungen wie auch touristische Ein-
richtungen nun schrittweise wieder 
öffnen dürfen. Das ist ein Hoffnungs-
schimmer. Allerdings wird es dauern, 
bis die Umsätze annähernd das Niveau 
vor der Corona-Pandemie erreichen. 
Die Belegung wird reglementiert, das 
bedeutet, dass nur zu einem gewissen 
Prozentsatz Umsätze erzielt werden 
können. Hinzu kommt ein höherer 
Aufwand, der durch Hygienemaß-
nahmen auf die Betriebe zukommt. 
Auch dies stärkt nicht zwangsläufig die 
Ertragskraft.
 
Derzeit wird, teilweise heftig, darüber 
diskutiert und auch kommentiert, ob 
eine Mehrwertsteuerabsenkung auf 
Speisen in der Gastronomie von 19 % 
auf 7 % richtig oder nicht ein Nach-
geben auf eine lange Forderung der 
Gastronomen ist. Hierzu sei gesagt, 

dass die Absenkung, wie sie nun vor-
genommen wurde, eine Gültigkeit von 
einem Jahr hat – also zeitlich begrenzt 
ist und als Konjunkturprogramm zu ver-
stehen ist. Im Vergleich zur Industrie 
oder anderen Bereichen der Wirtschaft 
bestehen im Bereich der Gastronomie 
keine Möglichkeiten, Unternehmen mit 
staatlichen Aufträgen zu stützen. Dies 
kann bei Forschungseinrichtungen ge-
schehen oder bei der Bauwirtschaft, 
im Bereich der Automobilwirtschaft 
gab es während der Finanzkrise die 
Abwrackprämie, nur um einige Bei-
spiele zu nennen. Dies ist im gesamten 
Tourismusbereich nicht realisierbar.

Das bedeutet, dass mit Blick auf Kon-
junkturprogramme die Möglichkeiten 
sehr beschränkt sind. Die Steuerpolitik 
ist eine der sehr wenigen Möglich-
keiten, um hier Unterstützungsleistung 
zu bieten. Es ist für uns als politisch 
Verantwortliche entscheidend – und 
nicht nur hier – so viele Betriebe wie 
nur irgend möglich heil durch diese 
Krise zu bekommen und dadurch 
Arbeitsplätze zu erhalten.

Der vereinheitlichte Mehrwertsteuer-
satz soll die Betriebe in die Lage 
versetzen, für diese Zeitspanne die 
Liquidität zu sichern, die sie benötigen. 
Liquidität zum einen, um den Betrieb 
aufrecht und am Laufen zu halten. Zum 
anderen aber auch, um die KfW-Liqui-
ditätshilfen, die vom Bund gewährt 
wurden, auch zurückzahlen zu können 
bzw. zukünftig in ihre Betriebe zu in-
vestieren und zu modernisieren. Die 
Zeitspanne, in der dieser reduzierte 
Mehrwertsteuersatz gilt, muss eva-
luiert werden. Wie kann aber nun die 
Perspektive für den Tourismus in Ba-
den-Württemberg aussehen? 
Trotz der derzeit betrüblichen Lage 

und auch Stimmung können wir posi-
tiv in die Zukunft blicken. Baden-
Württemberg mit seinen touristischen 
Hotspots zählt neben Bayern zu den 
tourismusstärksten Bundesländern in 
Deutschland. Unsere Gastronomie, 
unsere Landschaften, unsere Museen 
und weitere besondere Destinationen, 
aber auch unsere Gastfreundschaft 
wird weit über unsere Landesgrenzen 
hinaus geschätzt. Durch die Pandemie 
und dadurch auch durch die Situation 
in anderen Ländern, die größtenteils 
deutlich stärker unter der Pandemie 
leiden, kann Urlaub im eigenen Land – 
und damit auch in Baden-Württemberg 
– nochmals einen Schub bekommen. 
Für viele Menschen stellt gerade dies 
eine Alternative zu einer Fernreise dar. 
Dies kann für den Tourismus im Ländle 
und alle dazugehörigen Bereiche auch 
eine Chance sein. Und in einem wei-
teren Schritt kann eine Urlaubsreise 
für Bürger anderer Nationen in unser 
schönes Land, mit seinem funktionie-
renden Gesundheitssystem, seinen 
herrlichen Landschaften und seinen 
touristischen Angeboten nochmals 
an Wert gewinnen. Hier gilt es, schon 
jetzt daran zu arbeiten und Konzepte 
hierfür zu erstellen.

Dr. Patrick Rapp MdL,

kontakt@patrick-rapp.eu,

www.patrick-rapp.eu  

Landespolitik

Dr. Patrick Rapp MdL
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Fabian Gramling MdL

Mit Sicherheit in die  
moderne Arbeitwelt

In Krisenzeiten zeigt sich, wie stabil 
ein System ist, wie stark unsere Demo-
kratie ist und in der Corona-Krise hat 
sich gezeigt, wie viel unser Gesund-
heitssystem leisten kann, auch weil 
viele über sich hinauswachsen. Es 
zeigt aber auch, wie sicher unsere di-
gitale Infrastruktur ist. Zwar stellt 
das Bundesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik (BSI) aktuell keine 
Zunahme von Cyberangriffen fest, 
aber es ist absehbar, dass der baden-
württembergische Mittelstand und die 
kleinen Unternehmen vor einer großen 
Herausforderung in diesem Bereich 
stehen. Die Corona-Krise hat viele in 
unserer Gesellschaft in das digitale 
Zeitalter katapultiert, nicht nur im Pri-
vaten, um sich per FaceTime mit seinen 
Enkeln zum virtuellen Kaffeeplausch zu 
treffen, sondern auch im Beruflichen.

Viele Unternehmen haben ihre Mit-
arbeiter zum Infektionsschutz ins Ho-
meoffice geschickt, um eine unnötige 
Ausbreitung des Coronavirus zu ver-
hindern. Damit uns diese Vorsichts-
maßnahme nicht auf die Füße fällt, 
muss aber auch die IT-Infrastruktur 
einen entsprechenden Sicherheits-
standard haben. Große Unternehmen 

mit viel Erfahrung mit Homeoffice 
und Telearbeit haben das notwendige 
Know-how und die entsprechende IT-
Infrastruktur, um auf die neue Heraus-
forderung zu reagieren. Bei kleinen 
Unternehmen sieht das jedoch oft an-
ders aus. Jedem ist bewusst, dass es 
sicherer ist, mit dem firmeneigenen 
Laptop auf das Unternehmensnetz-
werk zuzugreifen, als mit einem priva-
ten Endgerät. Allerdings haben kleine 
Unternehmen häufig nicht die IT, um 
das umzusetzen. Das öffnet oftmals 
Sicherheitslücken. 

Um seine führende Wettbewerbs-
position als Hochtechnologie- und 
Exportland zu erhalten, muss Baden-
Württemberg das wertvolle Know-how 
seiner zahlreichen Weltmarktführer 
und seine kritischen Infrastrukturen 
besonders schützen. Vor diesem Hinter-
grund ist es wichtig, dass das baden-
württembergische Innenministerium 
derzeit eine Cybersicherheitsagentur 
Baden-Württemberg vorbereitet. Diese 
soll die verschiedenen Akteure in die-
sem Bereich miteinander verzahnen 
und einen einheitlichen Informations-
fluss, eine einheitliche Strategie sowie 
ein abgestimmtes Handeln sicher-

stellen. Dafür hat der Landtag von 
Baden-Württemberg im Haushalt 
2020/2021 insgesamt 13 Millionen 
Euro zur Verfügung gestellt. Außerdem 
wird derzeit geprüft, ob die Aktivi-
täten der Cyberwehr BW, die derzeit 
im Gebiet der IHK Karlsruhe getestet 
wird, auf das ganze Land ausgeweitet 
werden kann. Sie dient als profes-
sionelle Kontakt- und Beratungs-
stelle für kleine und mittlere Unter-
nehmen. Hinzu kommen verschiedene 
Sensibilisierungsmaßnahmen des Lan-
des zu IT-Sicherheitsfragen und die 
Unterstützung für die Erforschung und 
Entwicklung von IT-Sicherheitstechno-
logien in Baden-Württemberg. 

Wir sind auf einem guten Weg und 
haben verschiedene wichtige Maß-
nahmen eingeleitet, welche die IT-
Sicherheit in unserem Land weiter 
stärken werden. Ich wünsche mir, 
dass unsere Unternehmen das flexible 
Arbeiten auch nach der Corona-Kri-
se ohne Sorgen fortführen können. 
Natürlich gibt es hier und da noch 
Kinderkrankheiten, aber die letzte Zeit 
hat uns gezeigt, dass flexibles Arbei-
ten in vielen Bereichen möglich ist. 
Wir sollten die gewonnene Erfahrung 
für die moderne Arbeitswelt der Zu-
kunft nutzen und nach der Krise nicht 
automatisch zurück zur Stempelkarte 
gehen.

Fabian Gramling MdL,

fabian.gramling@cdu.landtag-bw.de,

www.fabian-gramling.de  

 Fabian Gramling MdL

Weinmann Aach AG 
I  Am Eichwald 6  I  72280 Dornstetten
I  info@weinmann-aach.de
I  www.weinmann-aach.de
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Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL 

Corona-Krise: die Menschen schützen und  
der Wirtschaft helfen!

Die Corona-Krise hat unser Land in die 
schwierigste Situation seit Kriegsende 
gebracht. Im Moment geht es vor allem 
darum, der Gesundheitskrise standzu-
halten. Wir müssen sicherstellen, dass 
wir die Erkrankten versorgen können. 
Dazu dienen die tiefen Einschnitte in 
unser öffentliches und wirtschaftliches 
Leben, die viele hart treffen. Mein 
Credo war von Beginn an: Erst die Men-
schen retten und schützen, dann aber 
als Nächstes auch der Wirtschaft helfen. 
Denn diese Krise ist beispiellos – auch 
in ihren Auswirkungen auf hundert-
tausende Unternehmen im Land.

Die Szenarien der Wirtschaftsforscher 
gehen ja auseinander. Klar ist aber: 
Wir werden in diesem Jahr eine tiefe 
Rezession bekommen. Ifo rechnet im 
Worst Case mit einem Minus von bis zu 
20 %. Die aktuellen Daten aus den USA 
lassen gerade auch für Baden-Würt-
temberg als Exportland Schlimmstes 
befürchten.

Wir haben schnell gehandelt: Der Land-
tag hat am 19. März auf Drängen und 
Antrag unserer Fraktion hin einen 
5-Milliarden-Soforthilfe-Schutzschirm 
für kleine Unternehmen bis 50 Mit-
arbeiter aufgespannt. Denn uns war 
klar: Wir müssen als Erstes einen Damm 
errichten gegen die erste Schockwelle. 
Gerade kleine Betriebe, viele Selb-
ständige, ganze Branchen stehen mit 
dem Corona-Shutdown vor dem Nichts.

Baden-Württemberg hat 420.000 
Unternehmen mit weniger als 10 Be-
schäftigten. Die meisten von ihnen 
können diesen beispiellosen öko-
nomischen Fadenabriss aus eigener 
Kraft nicht aushalten. Deshalb kön-
nen Unternehmen bereits seit dem 
25. März Direkthilfen vom Land be-
antragen. Wir waren schneller am Start 
als der Bund und die meisten anderen 

Länder. Und wir gehen auch inhaltlich 
über den Bund hinaus. Denn der Bund 
zahlt Direkthilfen nur an Betriebe bis 
10 Beschäftigte. Das Land hat sein 
branchenoffenes Soforthilfeprogramm 
inzwischen verlängert und für Unter-
nehmen bis 100 Mitarbeiter geöffnet. 

Doch die Soforthilfe kann nur ein Bau-
stein sein im Kampf gegen die Krise. 
Wir haben einen großen Instrumenten-
kasten zur Krisenabwehr. Darin ent-
halten sind Bürgschaften, Liquiditäts-
kredite, Steuerstundungen. Diesen 
Instrumentenkasten machen wir jetzt 

Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL
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für viele weit auf. Deshalb haben wir 
ebenfalls sofort den Bürgschaftsrahmen 
des Landes verfünffacht und die Bürg-
schaftsquote auf 80 % erhöht.
Wir flankieren und verstärken damit den 
Schutz- und Hilfeschild des Bundes, zu 
dem ja auch die großzügigen Lockerun-
gen beim Kurzarbeitergeld gehören. 
Ganz wichtig war aus meiner Sicht auch 
die schnelle Aussetzung der Insolvenz-
fristen, um hier den Druck von den 
Unternehmern zu nehmen. Wir wissen: 
Wir stehen erst am Anfang der Krisen-
bekämpfung und müssen sicher noch oft 
nachsteuern.

Ein weiterer wichtiger Baustein sind 
die KfW-Schnellkredite der Bundes-
regierung für den Mittelstand. Damit 
stellt der Bund Unternehmen mit mehr 
als 50 Beschäftigten schnell und un-
bürokratisch bis zu 800.000 Euro als 
Kredite zur Verfügung stellt. Die Lösung 
greift die baden-württembergische Idee 
auf, eine schnelle Liquiditätsbrücke für 
Unternehmen zu bauen. Die 100-Pro-
zent-Rückversicherung des Bundes 
ermöglicht es den Hausbanken, die 
Kredite schnell zu vergeben. Wesent-
liches Merkmal des Programms ist die 
Vertragslaufzeit von zehn Jahren, die 
den Unternehmen die Möglichkeit gibt, 
den Kredit zurück zu zahlen ohne dabei 
nochmals zusätzlich überfordert zu 
werden.

Natürlich müssen wir noch weiterdenken. 
Wir begrüßen, dass das Wirtschafts-
ministerium einen Beteiligungsfonds auf 
den Weg bringt, der Unternehmen mit 

Sitz in Baden-Württemberg unterstützt, 
die aufgrund der Corona-Krise mit einer 
massiven Bestandsgefährdung konfron-
tiert sind. Es muss allerdings klar sein, 
dass eine staatliche Beteiligung immer 
das letzte Mittel sein muss, das aus dem 
Gesamtpaket der vielfältigen Unter-
stützungen und Programm des Lan-
des zur Überwindung der Krise heran-
gezogen werden sollte.

Sobald die akute Gesundheitskrise vor-
bei ist, brauchen wir eine Strategie, wie 

wir die Wirtschaft wieder in Schwung 
bringen. Ich bin sicher, auch hier wird 
der Staat auf breiter Front nochmals 
kräftige Stimuli setzen müssen. Diese 
werden von Nachfrageimpulsen bis hin 
zu Strukturreformen reichen.

Das Management dieser Krise und ihrer 
Folgen wird uns noch lange beschäftigen 
und vieles abverlangen. Die Politik tut 
hier auf allen Ebenen buchstäblich rund 
um die Uhr alles, um die ökonomische 
Substanz des Landes zu schützen und vor 
allem zu erhalten für Selbstständige, für 
den Mittelstand und die Arbeitnehmer in 
unserem Land.

Aber das Ziel in der Sozialen Markt-
wirtschaft sind ja nicht möglichst 
große staatliche Ausfall- und Ersatz-
programme. Das Beste ist, wenn die 
Menschen zurück an die Arbeit kön-
nen, wenn die Betriebe wieder öffnen, 
das heißt wenn der Laden wieder läuft 
und wieder gutes Geld verdient wird. 
Darum muss es jetzt gehen.

Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL,

post@cdu.landtag-bw.de,

www.cdufraktion-bw.de  
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Mit einem nationalen Klein-
Klein kommen wir nicht aus 
der Krise

Die Covid-19-Krise hat die Wirt-
schaft in eine schwere Krise gestützt. 
Viele Mittelständler sind durch den 
wochenlangen Shutdown unver-
schuldet wirtschaftlich und finanziell 
in Schieflage geraten sind: Wir wol-
len, dass der Mittelstand in unserem 
Land auch diese Krise übersteht! Des-
wegen haben Bund und Land das größ-
te Unterstützungsprogramm gestartet, 
das es je gab. Aber über diese Sofort-

hilfen hinaus, die nur eine kurzfristige 
Antwort geben können, brauchen wir 
eine gemeinsame europäische Ant-
wort, vor allem um diejenigen Unter-
nehmen zu retten, die in der globalen 
Wirtschaft auch künftig eine Rolle 
spielen können - und damit unseren 
Mittelständlern weiter als Abnehmer 
zur Verfügung stehen, aber durch den 
mit dem Wiederanspringen der Wirt-
schaft verbundenen Neustart auch 
in unserer Region weiter erfolgreich 
arbeiten können. Ein nationales „Klein-
Klein“, wo jedes Land seine Fluglinie 
„rettet“, darf es in Europa jetzt nicht 
geben, sondern wir Europäer müssen 
unsere Champions, die ja selbst häu-

fig kleine und mittlere Unternehmen 
sind, gemeinsam unterstützen, wenn 
wir im globalen Markt eine nennens-
werte Rolle spielen wollen. Mit den 
bereits auf den Weg gebrachten Maß-
nahmen haben wir hierfür bereits auf 
europäischer Ebene Voraussetzungen 
geschaffen. Jetzt geht es darum, die 
betroffenen Unternehmen unbüro-
kratisch und schnell mit Staatshilfen zu 
unterstützen. 

Die Covid-19-Krise hat uns einmal 
mehr gezeigt, wie sehr unsere europäi-
schen Unternehmen auf das gute Funk-
tionieren des europäischen Binnen-
marktes angewiesen sind. Die Krise hat 
die Wertschöpfungs- und Lieferketten 
unterbrochen und ergriffene Notfall-
maßnahmen und Grenzschließungen 
beeinträchtigten die Fähigkeit vieler 
Unternehmen, Waren zu produzie-
ren, Dienstleistungen zu erbringen 
und ihre Mitarbeiter zu halten. Grenz-
schließungen bringen uns keinen 
Schritt weiter, denn sie halten weder 
das Virus auf noch dienen sie der Wirt-
schaft in der Krise. Gerade dort, wo 
über Jahre über die Ländergrenzen hin-

weg ein gemeinsamer Wirtschaftsraum 
entstanden ist, ist der Binnenmarkt 
jetzt essenziell für die Unternehmen 
und den Mittelstand im Besonderen. 
 
Die Corona-Krise hat uns auch gezeigt, 
dass wir weiter in strategische Wert-
schöpfungsketten investieren und unse-
re übermäßige Abhängigkeit von Dritt-
staaten in bestimmten Bereichen 
verringern müssen. Dazu sind eine 
dynamische Industriepolitik, mehr 
Unterstützung für KMU und Existenz-
gründungen sowie ein wirksames Scree-
ning ausländischer Direktinvestitionen 
erforderlich. Zudem haben wir gesehen, 
dass der e-Commerce-Sektor sich in 
der Krise als besonders widerstands-
fähig erwiesen hat. Digitalisierung, die 
bereits vor der Covid-19-Krise ein wich-
tiges Thema für den Mittelstand war, 
wird auch künftig weiter eine wichtige 
Rolle spielen.
 
Vor allem die Erkenntnis, dass wir mehr 
Europa brauchen und nicht weniger, ist 
wichtig, um die Krise zu bewältigen. 
Um die Wirtschaft zu stärken, müssen 
alle an der Wertschöpfungskette be-
teiligten Unternehmen die Freiheiten, 
die der europäische Binnenmarkt ga-
rantiert, nutzen können. Wir können 
nur mit einem gemeinsamen europäi-
schen Ansatz einen Weg aus der Krise 
finden.

Andreas Schwab MdEP, 

post@andreas-schwab.de, 

www.andreas-schwab.de  
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Mittelstand endgültig im Corona-Tal  
angekommen

• Kollaps des Geschäftsklimas setzt sich ungebrochen fort
• Historischer Einbruch bei den Lageurteilen, historisches Tief bei den Erwartungen
• Keine Branche kann sich dem rapiden Stimmungsverfall entziehen
• 2020 droht schwerste Rezession seit Gründung der Bundesrepublik

Stimmung der Mittelständler weiter im freien Fall
Das Geschäftsklima der Mittelständler ist weiterhin im freien 
Fall: Es sinkt im April um 26,0 Zähler und damit nochmals stär-
ker als im März, als es um 20,0 Zähler eingebrochen war. Der 
Mittelstand ist nun endgültig im Corona-Tal angekommen; mit 
jetzt -45,4 Saldenpunkten ist die Stimmung noch schlechter als 
vor elf Jahren im Tiefpunkt der Finanzkrise (März 2009: -37,6 
Saldenpunkte). Beide Teilkomponenten des Indikators fallen 
mit neuen Negativrekorden auf:

• Die Geschäftslageurteile sinken um 30,6 Zähler, so viel wie 
noch nie binnen Monatsfrist. Der bisher stärkste Rückgang be-
trug 10,9 Zähler und datiert auf den März. Trotz des beispiel-
losen Absturzes seit Februar halten sich die Lageurteile mit -31,5 
Saldenpunkten aber über ihrem Tiefstand während der Finanz-
krise. Dies spricht für eine solide Verfassung der Mittelständler 
noch vor zwei Monaten, mit der sie in die Krise gegangen sind.

• Die Geschäftserwartungen verschlechtern sich erneut ra- 
sant, wenngleich das Abwärtstempo geringfügig nachgelassen 
hat (April: -22,0 Zähler auf -57,6 Saldenpunkte, März: -28,0 Zäh-
ler). Noch nie zuvor blickte der Mittelstand so pessimistisch in 
die Zukunft wie jetzt.

Der April ist der erste vollständige Monat, der von den in der 
zweiten Märzhälfte eingeführten Maßnahmen zur Eindäm- 
mung der Corona-Pandemie wie Kontaktverboten und um- 
fangreichen angeordneten Geschäftsschließungen betroffen 
ist. Insofern ist der fortgesetzte Kollaps des mittelständischen 
Geschäftsklimas genauso leicht nachvollziehbar wie die Tat- 
sache, dass der Stimmungstrend auch bei den Großunter-
nehmen alles in allem recht ähnlich verläuft.

Großunternehmen geht es noch schlechter
Allerdings leidet insbesondere die Großindustrie schon län-
ger unter schwacher internationaler Nachfrage und, nachdem 
China als erstes Land wegen des dort begonnenen Virus-Aus-
bruchs ab der zweiten Januarhälfte harte Beschränkungen ver-
fügt hatte, auch an Störungen in den Lieferketten. Alles in allem 
geht es den Großunternehmen infolgedessen sogar noch etwas 
schlechter als den Mittelständlern, wie sich an deren Geschäfts-
klima ablesen lässt: Nach einem weiteren extrem heftigen Ein-
bruch um 23,2 Zähler fällt es im April auf das neue Allzeittief 
von -54,5 Saldenpunkten. Sowohl die Urteile zur aktuellen Ge-
schäftslage (-30,4 Zähler auf -49,1 Saldenpunkte) als auch die 
Geschäftserwartungen (-17,1 Zähler auf -59,4 Saldenpunkte) 
der großen Unternehmen geben in Riesenschritten weiter nach.
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Krisenbetroffenheit quer durch alle Branchen

Die Corona-Krise ereilt alle Branchen, wenn auch in unter- 
schiedlichem Ausmaß. Die Einbrüche des Geschäftsklimas 
gegenüber dem Vormonat reichen von -30,8 Zählern beim 
mittelständischen Einzelhandel bis zu -17,7 Zählern bei den gro-
ßen Dienstleistungsunternehmen. Dort war die Stimmung aber 
schon im März regelrecht kollabiert. Am allerschlechtesten ist 
das Geschäftsklima mit -60,5 Saldenpunkten zurzeit in den 
großen Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes mit sei-
nem Schwerpunkt bei Autos und hochwertigen Investitions-
gütern. Auch deren Exporterwartungen sind so düster wie 
nie zuvor (-28,0 Zähler auf -60,7 Saldenpunkte), genauso wie 
bei den mittelständischen Unternehmen dieses Wirtschafts-
bereichs (-32,2 Zähler auf -57,9 Saldenpunkte). Noch am we-
nigsten schlecht ist die wirtschaftliche Stimmung dagegen im 
mittelständischen Bau (-8,8 Saldenpunkte). Bei noch deutlich 
positiven Urteilen zur aktuellen Geschäftslage ist es vor allem 
der sprunghaft gestiegene Pessimismus in den Geschäftser-
wartungen, der das mittelständische Bauklima kräftig nach 
unten zieht. Neben Arbeitskräfteengpässen infolge inner-
europäischer Grenzschließungen dürfte darin die Befürchtung 
krisenbedingt sinkender Haushaltseinkommen zum Ausdruck 
kommen, die in Zukunft die Bautätigkeit dämpfen könnten. 
Diese Sorgen sind nicht von der Hand zu weisen, wie die bin-
nen allerkürzester Zeit massiv ins Negative drehenden Be-
schäftigungserwartungen der Unternehmen beider Größen-
klassen unterstreichen (Mittelständler: -16,5 Zähler auf -24,6 
Saldenpunkte; Großunternehmen: -12,5 Zähler auf
-27,5 Saldenpunkte).

Historische Rezession zeichnet sich ab

Das April-Ergebnis des KfW-ifo-Mittelstandsbarometers ist 
zweifelsohne deprimierend. Die Rückgänge bei sämtlichen 
darin berücksichtigten Einzelindikatoren betragen im Schnitt 
rund das Zehnfache einer üblichen Monatsveränderung, teils 
sogar mehr. Konstruktionsbedingt bilden solche umfrageba- 
sierten Indikatoren konjunkturelle Veränderungen in der Brei- 
te der Unternehmenslandschaft ab und führen eindrücklich vor 
Augen, welch umfassende wirtschaftliche Auswirkungen der 
zum Gesundheitsschutz notwendige, erzwungene Stillstand 
in weiten Teilen des Lebens hat. Der historische Einbruch des 
Geschäftsklimas ist so gesehen primär den ganz besonderen 
Umständen der Corona-Pandemie geschuldet und nicht etwa 
endogen von genuin ökonomischen Faktoren getrieben. Das 
heißt aber auch, dass eine relativ rasche Erholung der Stim-
mung möglich sein sollte, sobald die exogenen Bremsen nicht 
mehr so fest angezogen werden müssen. Mit dem umfassenden 
öffentlichen Corona-Schutzschirm, den seit März erzielten Er-
folgen bei der Zurückdrängung der Virus-Infektionen und den 
nun angekündigten oder bereits umgesetzten konditionierten 
Lockerungen der Eindämmungsmaßnahmen sind wir deshalb 
zuversichtlich, dass wir im April den Stimmungstiefpunkt ge-
sehen haben. Wir erwarten eine beginnende Erholung des Wirt-
schaftswachstums in der zweiten Jahreshälfte nach einem noch 
nie dagewesenen zweistelligen Prozenteinbruch des BIP im lau-
fenden zweiten Quartal (-10 bis -15% gegenüber Vorquartal). Im 
Gesamtjahr 2020 droht die schwerste Rezession seit Gründung 
der Bundesrepublik.

Dr. Klaus Borger,

klaus.borger@kfw.de,

www.kfw.de  
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Zur Konstruktion und Interpretation des KfW-ifo-Mittelstandsbarometers

Die Indikatorfamilie KfW-ifo-Mittel-
standsbarometer basiert auf einer 
größenklassenbezogenen Auswertung 
der ifo Konjunkturumfragen, aus 
denen unter anderem der bekannte 
ifo Geschäftsklimaindex berechnet 
wird. Hierzu werden monatlich rund 
9.000 Unternehmen aus den Wirt-
schaftsbereichen Verarbeitendes 
Gewerbe, Bauhauptgewerbe, Groß-
handel, Einzelhandel sowie Dienst-
leistungen (ohne Kreditgewerbe, 
Versicherungen und Staat) zu ihrer 
wirtschaftlichen Situation befragt, 
darunter rund 7.500 Mittelständler. 
Dabei zählen grundsätzlich die-
jenigen Unternehmen zu den Mittel-
ständlern, die nicht mehr als 500 
Beschäftigte haben und maximal 50 

Mio. Euro Jahresumsatz erzielen. Zur 
Erhöhung der analytischen Trenn-
schärfe müssen diese quantitati-
ven Abgrenzungen allerdings beim 
Einzelhandel (maximal 12,5 Mio. 
EUR Jahresumsatz), beim Bauhaupt-
gewerbe (bis zu 200 Beschäftigte) und 
bei den Dienstleistungen (maximal 25 
Mio. EUR Jahresumsatz) enger ge-
zogen werden. Alle Unternehmen, die 
mindestens einen dieser Grenzwerte 
überschreiten, werden als Großunter-
nehmen klassifiziert. Berichtet wer-
den der Saldo der Beurteilung der 
aktuellen Geschäftslage (Prozent-
anteil der Gutmeldungen abzüglich 
des Prozentanteils der Schlecht-
meldungen), der analog ermittelte 
Saldo der Geschäftserwartungen für 

die kommenden sechs Monate sowie 
das hieraus als Mittelwert errechnete 
Geschäftsklima. Zudem werden, 
ebenfalls als Saldengrößen, die Be-
schäftigungserwartungen, die in-
ländischen Absatzpreiserwartungen, 
sowie – ausschließlich für das Ver-
arbeitende Gewerbe – die Export-
erwartungen jeweils für die kom-
menden drei Monate nachgewiesen. 
Sämtliche Zeitreihen sind saison- und 
mittelwertbereinigt. Die Nulllinie 
markiert somit den „konjunktur-
neutralen“ langfristigen Durchschnitt 
seit Januar 2005. Indikatorwerte grö-
ßer (kleiner) Null weisen auf eine 
überdurchschnittliche bzw. positive 
(unterdurchschnittliche bzw. negati-
ve) Konjunktursituation hin.
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Beschleunigt die Corona-Krise das Tempo der 
Nachfolgeprozesse?

Der Mittelstand hat insgesamt viele 
erfolgreiche Jahre hinter sich. Der Auf-
schwung der letzten 10 Jahre hat häufig 
gute Umsatz- und Ertragszahlen ge-
bracht. Hohe Eigenkapitalquoten und die 
Finanzierung über zinsgünstige Kredite 
trugen zur Stabilität bei.
Ein anderer Aspekt blieb dagegen oft un-
gelöst und für die Zukunft des Mittel-
stands bedrohlich. Viele Unternehmen 
werden von Geschäftsführern geleitet 
(häufig alleine), die bereits im Rentenalter 
sind und es immer wieder verschoben 
haben, die Nachfolge zu regeln. Gemäß 
dem KfW-Mittelstandspanel hat sich der 
Anteil von Inhabern im Mittelstand im 
Alter von über 55 Jahren von 2002 bis 2016 
fast verdoppelt (von 20 % auf 39 %), wäh-
rend der Anteil der Inhaber unter 40 Jahren 
fast auf die Hälfte fiel (von 28 % auf 15 %). 
Die aktuelle Corona-Krise wird in vielen Fäl-
len die Nachfolgeprozesse beschleunigen:

1)	 Viele Unternehmen werden ihre Stra-
tegie – von der Digitalisierung bis zur 
Kundenansprache – analysieren und 
anpassen müssen. Hierfür werden die 
Kenntnisse und Impulse jüngerer Unter-
nehmer von großer Bedeutung sein.

2)	 Es werden deutliche Aufstockungen 
der Finanzierungsmittel notwendig 
sein. Die benötigten Kapitalgeber 
werden aber bei älteren Geschäfts-
führern nicht zulassen, dass die Nach-
folge nur als langfristige Perspektive 
dargestellt wird, sondern die konkre-
te Umsetzung fordern.

3)	 Familienangehörige und Führungs-
kräfte werden es nicht akzeptieren, 
einen wesentlichen Teil des Krisen-
managements zu leisten, aber von 
der Übertragung von Anteilen bzw. 
Geschäftsführerpositionen weiter aus-
geschlossen zu sein.

4)	 Die „Nach-Krisen-Zeit“ wird dazu 
führen, dass Rollen-, Einkommens- 
und Vermögensverhältnisse in Unter-

nehmerfamilien in Frage gestellt wer-
den. Mögliche Generationenkonflikte 
können dazu führen, dass entweder 
Unternehmen innerhalb der Familie 
übergeben oder – falls dies nicht ge-
lingt - an Dritte verkauft werden.

5)	 Aufgrund geringerer Unternehmens-
werte werden mehr potenzielle Käu-
fer in der Lage und interessiert daran 
sein, Unternehmen zu kaufen – sofern 
deren Perspektiven aussichtsreich 
sind. Auch wird der Stellenabbau in 
großen Konzernen dazu führen, dass 
mehr Menschen eine Selbstständig-
keit und eine Unternehmensüber-
nahme anstreben.

6)	 Gleichzeitig werden manche Ge-
schäftsführer im höheren Alter in der 
Krise erkennen, dass ein Ausstieg – 
auch zu niedrigeren Verkaufspreisen 
– für sie und ihre Lebensqualität 
bessere Perspektiven mit sich bringt 
als ein starres Festhalten am Status 
Quo. Ein langanhaltendes „Sich aus 
der Krise arbeiten“ droht gerade für 
ältere Geschäftsführer zu einer Über-
forderung zu werden.

Fazit:
Unternehmensverkäufer sollten er-
kennen, dass hohe Verkaufspreise 
– wie sie zuletzt möglich waren – ver-
mutlich auf längere Sicht nicht mehr 
erzielbar sein dürften. Andererseits 
wird ihr Unternehmen für potenzielle 
Nachfolger wieder interessanter.
In jeder Krise liegt auch eine Chan-
ce – für manche mittelständische 
Unternehmen wird die Übergabe an 
die nächste Generation die Chan-
ce bringen, eine neue Wachstums-
geschichte in der „Nach-Corona-Zeit“ 
zu schreiben.

Prof. Dr. Hendrik Wolff, Dr. Mirko Häcker,

hendrik.wolff@whf-ag.de,

www.whf-ag.de   
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Coronavirus –  
11 arbeitsrechtliche 
Fragen und Lösungen

1. Lohnanspruch des an Coronavirus  
(Covid-19) erkrankten Arbeitnehmers
Im Falle der Erkrankung besteht für den 
Arbeitnehmer – selbstverständlich – ein 
Anspruch auf Entgeltfortzahlung im 
Krankheitsfall gem. § 3 Abs. 1 S. 1 Ent-
geltfortzahlungsG bzw. subsidiär ein 
Entschädigungsanspruch nach § 56 Abs. 
1 S. 1 InfektionsschutzG. Etwas ande-
res könnte allenfalls dann gelten, wenn 
den Arbeitnehmer an der Erkrankung 
ein Verschulden trifft. Dies wird in der 
Regel nicht der Fall sein. Eine andere Be-
trachtung wäre allenfalls dann geboten, 
wenn ein Arbeitnehmer wissentlich in 
ein Hochrisikogebiet reist und sich dort 
einer erheblich erhöhten Ansteckungs-
gefahr aussetzt. 

2. Lohnanspruch bei Quarantäne auf-
grund behördlicher Anordnung
Ist der Arbeitnehmer nur für eine „ver-
hältnismäßig nicht erhebliche Zeit“ 
im Sinne von § 616 S. 1 BGB an der Er-
bringung der Arbeitsleistung verhindert, 
wird er seinen Anspruch auf Vergütung 
nicht verlieren. Nach einer groben Faust-
formel ist hierunter ein Zeitraum von 
bis zu 5 Arbeitstagen zu verstehen. Bei 
einer Quarantäneanordnung von (aktu-
ell anscheinend üblichen) 14 Tagen ist 
allerdings anzunehmen, dass eine sol-
che „verhältnismäßig nicht erhebliche 
Zeit“ bereits überschritten sein wird. 
Auch aufgrund der Regelungen in § 56 
Abs. 1, 5 IfSG ist davon auszugehen, 
dass bei einer mehrwöchigen Quarantä-
ne kein Fall der nur vorrübergehenden 
Verhinderung im Sinne von § 616 BGB 
vorliegen dürfte. Denn § 56 Abs. 1 IfSG 
gewährt auch „Krankheitsverdächtigen“ 
einen Anspruch auf Entschädigung 
wegen Verdienstausfalls.
Gemäß § 56 IfSG hat der Arbeitgeber 
daher im Fall einer behördlichen 
Quarantäneanordnung für die Dauer 
des Arbeitsverhältnisses, längstens 
für sechs Wochen, eine Entschädigung 

in Höhe des Verdienstausfalls an den 
Arbeitnehmer auszuzahlen. Die aus-
gezahlten Beträge werden dem Arbeit-
geber auf Antrag von der zuständigen 
Behörde erstattet. 

3. Lohnanspruch bei Quarantäne ohne 
behördliche Anordnung
Begibt sich ein Arbeitnehmer freiwillig 
oder auf Wunsch des Arbeitgebers ohne 
behördliche Anordnung in Quarantäne, 
so ist wie folgt zu differenzieren:

• Quarantäne auf Wunsch des 
Arbeitgebers 
Schickt ein Arbeitgeber einen Arbeit-
nehmer „nach Hause“, weil er befürchtet, 
dass sich der Arbeitnehmer mit dem 
Coronavirus angesteckt haben könnte, 
ohne dass ein positives Testergebnis oder 
gar Symptome einer Erkrankung vor-
liegen, so dürfte der Arbeitnehmer An-
spruch auf Zahlung des Arbeitsentgeltes 
haben. Der Anspruch ergibt sich aus 
dem Gesichtspunkt des Annahmever-
zuges gem. § 615 S. 1 BGB. Der Arbeit-
nehmer hat sich jedoch beim Auftreten 
von Krankheitssymptomen um die ent-
sprechende Krankschreibung zu küm-
mern, welche seit dem 12.03.2020 auch 
per Telefon erfolgen kann. Die dann per 
Post zugeschickte Arbeitsunfähigkeits-
bescheinigung ist jedoch weiterhin dem 
Arbeitgeber vorzulegen.
	
• Freiwillige Quarantäne auf Eigen-
initiative des Arbeitnehmers
Begibt sich der Arbeitnehmer auf eige-
nen Wunsch und eigene Initiative ohne 
positives Testergebnis in Quarantäne, 
so ist allenfalls ein Anspruch gegen den 
Arbeitgeber aus § 616 S. 1 BGB wegen 
kurzzeitiger Verhinderung denkbar. 
Hier gilt das oben Gesagte. Letztlich 
wird es hier auf Absprachen zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer an-
kommen. Wird der Arbeitnehmer in 
Absprache mit dem Arbeitgeber nicht 

zur Arbeit erscheinen, so dürfte letzt-
lich ein Fall der bezahlten Freistellung 
anzunehmen sein. Möglicherweise 
werden zusätzliche Absprachen zum 
Abbau eines Arbeitszeitkontos oder 
zum Abbau von Resturlaub getroffen 
werden. Eigenmächtiges Fernbleiben 
von der Arbeit aufgrund eines persön-
lichen und nicht bestätigten Corona-
Verdachtes kann daher allenfalls eine 
kurzzeitige Verhinderung im Sinne von 
§ 616 S. 1 BGB rechtfertigen. 

4. Arbeiten im Homeoffice
Die Verlagerung der beruflichen Tätig-
keit ins sogenannte Homeoffice muss 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
oder ggf. mit dem Betriebsrat ausdrück-
lich vereinbart werden. Findet sich im 
Arbeitsvertrag keine entsprechende For-
mulierung, so muss eine entsprechende 
Absprache zwischen Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber getroffen werden. Der 
Arbeitgeber hat nicht das Recht, ohne 
entsprechende Absprache einseitig anzu-
ordnen, dass der Mitarbeiter im Homeof-
fice tätig sein muss. 

5. Arbeitspflicht bei fehlender Be-
treuungsmöglichkeit für sein Kind, 
z. B. wegen Schließung der Kita oder 
der Schule
Wenn Kitas und Schulen aufgrund be-
hördlicher Schutzmaßnahmen ge-
schlossen werden und der Arbeitnehmer 
keine Betreuungsmöglichkeit für sein 
Kind findet, handelt es sich grundsätz-
lich um ein vom Arbeitnehmer zu tra-
gendes Risiko. Der Arbeitnehmer bleibt 

Alexander Mainka, Fachanwalt für Arbeitsrecht
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grundsätzlich dazu verpflichtet, seine 
Arbeitsleistung zu erbringen. Im Falle 
einer kurzfristigen Verhinderung könnte 
der oben beschriebene Tatbestand ge-
mäß § 616 S. 1 BGB greifen, soweit die 
Betreuung zeitnah organisiert wird und 
die Verhinderung tatsächlich nur einen 
vorübergehenden Charakter hat. Der 
Arbeitgeber ist darüber zu informieren. 
Ansonsten handelt es sich grundsätz-
lich um ein unentschuldigtes Fehlen am 
Arbeitsplatz, das nach Abmahnung eine 
fristlose Kündigung begründen könnte. 

6. Betriebsschließung durch Behörden
Im Falle einer Betriebsschließung gilt, 
dass Arbeitnehmern, für die keine persön-
liche Quarantäneanordnung erlassen 
wird und die nicht erkranken, gem. § 615 
BGB ein Anspruch auf Zahlung der Ver-
gütung zusteht. Das allgemeine Betriebs-
risiko liegt auf Seiten des Arbeitgebers. 

7. Erteilung von unbezahltem Urlaub 
durch den Arbeitgeber
Immer wieder taucht die Frage auf, ob 
der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer un-
bezahlten Urlaub erteilen kann. Dies ist 
jedoch keinesfalls einseitig, sondern nur 
durch eine entsprechende Vereinbarung 
mit dem Arbeitnehmer möglich. In der 
Folge muss der Arbeitgeber weder Lohn, 
noch Sozialversicherungsbeiträge be-
zahlen; das Arbeitsverhältnis ruht.
Es ist aber Vorsicht geboten, denn der 
unbezahlte Urlaub sollte maximal einen 
Monat andauern, da der Arbeitnehmer 
sonst seinen Sozialversicherungsschutz 
verliert; er muss sich danach selbst um 
eine Weiterversicherung bemühen. Zu 
beachten ist auch, dass der Arbeitnehmer 
während der unbezahlten Freistellung 
keine Lohnersatzleistungen erhält und 
dass unter Umständen der Anspruch auf 
Erholungsurlaub voll erhalten bleibt. 

8. Welche Pflichten treffen den Arbeit-
geber bezüglich der Arbeitnehmer?
Den Arbeitgeber trifft eine generel-
le Fürsorgepflicht gegenüber seinen 
Mitarbeitern. Dazu gehört auch, dass 
bestimmte Hygienevorschriften ein-
gehalten werden und Maßnahmen er-
folgen, die eine Verbreitung von Krank-
heiten verhindern. In vielen sanitären 
Einrichtungen finden sich deshalb z. B. 
Desinfektionsmittel und Hygiene-

empfehlungen. In besonderen Fällen 
(Arbeitsplätze im Gesundheitswesen, 
Transport, Logistik, Verkauf) kann sogar 
die Verpflichtung entstehen, besondere 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen und bei-
spielsweise Atemmasken zur Verfügung 
zu stellen. 

9. Kann der Arbeitgeber zusätz-
liche Überstunden anordnen 
wegen Mitarbeiterausfall?
Grundsätzlich ist diese Frage zu bejahen. 
Der Arbeitgeber kann die arbeitsfähigen 
Mitarbeiter beispielsweise zu Über-
stunden verpflichten, wenn ein Auftrag 
aufgrund der krankheitsbedingten Unter-
besetzung zu scheitern droht oder es sich 
um einen versorgungswichtigen Betrieb 
handelt. In einem solchen „unvorher-
sehbaren Notfall“ sind Mitarbeiter auf-
grund ihrer allgemeinen Treuepflicht zur 
Leistung von Überstunden verpflichtet. 
Auf die gesetzlichen Einschränkungen, 
was die Dauer angeht, ist jedoch stets zu 
achten (siehe hierzu unter Ziffer 11).

10. Neue Arbeitszeitregelung während 
der Corona-Krise 
Das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales hat eine Verordnung zu Ab-
weichungen vom Arbeitszeitgesetz in-
folge der Covid-19-Epidemie erlassen 
(Covid-19-Arbeitszeitverordnung –  
Covid-19-ArbZV), die zunächst bis zum 
31.07.2020 in Kraft ist.
Hiernach ist es grundsätzlich möglich, 
die werktägliche Arbeitszeit von Arbeit-
nehmern auf bis zu zwölf Stunden zu 
verlängern. Allerdings muss innerhalb 
von sechs Monaten ein Ausgleich auf 
acht Stunden werktäglich (48 Stunden 
wöchentlich) erfolgen. Die tägliche 
Ruhezeit darf um bis zu zwei Stunden 
verkürzt werden, wobei eine Mindest-
ruhezeit von neun Stunden nicht unter-
schritten werden darf. Die Verkürzung 
der Ruhezeit ist innerhalb von vier 
Wochen auszugleichen. Arbeitnehmer 
dürfen auch an Sonn- und Feiertagen 
beschäftigt werden, sofern die Arbei-
ten nicht an Werktagen vorgenommen 
werden können. Der Ersatzruhetag für 
Sonntagsbeschäftigung ist innerhalb von 
acht Wochen, spätestens jedoch bis zum 
Außerkrafttreten der Verordnung am 31. 
Juli 2020 zu gewähren.
Wird von den Abweichungen Gebrauch 

gemacht, darf die Arbeitszeit grund-
sätzlich 60 Stunden wöchentlich nicht 
überschreiten. Dies gilt allerdings nicht 
in dringenden Ausnahmefällen für eine 
ganze Reihe von in der Verordnung 
festgelegten Beschäftigungen. Hier-
zu zählen beispielsweise Tätigkeiten, 
die in Zusammenhang mit dem Ver-
trieb von Waren des täglichen Bedarfs, 
Arzneimitteln oder sonstigen Produkten  
stehen, die zur Bekämpfung der Covid-19- 
Epidemie eingesetzt werden.  Im Weite-
ren gilt dies u. a. auch für Tätigkeiten bei 
medizinischen Behandlungen, bei Not- 
und Rettungsdiensten, in Versorgungs-
betrieben, in der Landwirtschaft und 
in Apotheken sowie für Tätigkeiten, 
die der Aufrechterhaltung der öffentli-
chen Sicherheit und Ordnung und der 
Funktionsfähigkeit von Gerichten und 
Behörden sowie von Datennetzen und 
Rechnersystemen dienen.
Die auf Grund der Verordnung zu-
gelassenen Ausnahmen zur täglichen 
Höchstarbeitszeit, zur Mindestruhezeit 
und zur Sonn- und Feiertagsarbeit dür-
fen bis zum 30. Juni 2020 angewendet 
werden. Zu beachten ist, dass die Länder 
eigenständige Regelungen hinsichtlich 
der Arbeitszeit treffen dürfen, die von 
den oben genannten Regelungen ab-
weichen können.

11. Kündigung in der Krise
Wirtschaftliche Schwierigkeiten be-
rechtigen nicht zur außerordentlichen 
Kündigung von Arbeitsverhältnissen. 
Vielmehr ist nur eine fristgerechte Kün-
digung zulässig. Außerdem sind die sons-
tigen Vorgaben des Kündigungsschutz-
gesetzes, soweit dieses anwendbar ist, zu 
beachten. 
Wichtig ist auch: Will der Unternehmer 
mehrere Personen entlassen, muss er 
prüfen, ob eine Massenentlassungs-
anzeige nach § 17 KSchG notwendig ist, 
so z. B. in Betrieben mit mindestens 20 
und höchstens 60 Mitarbeitern, wenn 
mehr als fünf Mitarbeitern gekündigt 
werden sollen. Die Anzeige hat vor Aus-
spruch der Kündigungen zu erfolgen. 
Kündigungen, die ohne diese Anzeige 
ausgesprochen werden, sind unwirksam.
 

Alexander Mainka,

dmp@derra-ul.de,

www.derra.eu  
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Inserentenverzeichnis / Marktplatz

Inserentenverzeichnis
 

Unternehmen in alphabetischer Reihenfolge

AUDAX-Keck GmbH	
	 www.audax.de
1A Autenrieth GmbH&Co. KG	
	 www.autenrieth-kunststofftechnik.de
Bartholomäus GmbH	
	 www.geba-emerkingen.de
Beck Präzisionstechnik GmbH & Co.KG	
	 www.robert-beck.de
Lothar Bix GmbH	
	 www.bix-lackierungen.de
Textilmietservice Blache GmbH & Co.KG	
	 www.textilmietservice-blache.de
Breinlinger Ingenieure Hochbau GmbH	
	 www.breinlinger.de
Burger Karl Maschinenbau GmbH + Co.	
dhmp Gmbh & Co. KG	
	 www.dhmp.de
DIENER & RAPP GmbH & Co. KG  

Eloxalbetrieb	
	 www.dienerrapp.de
Spedition Marcus Eitel GmbH	
	 www.spedition-eitel.de
Artur Farr GmbH + Co. KG Feinmechanik
	 www.farr-feinmechanik.de
Martin Fink KG	
	 www.fink-plexiglas.de
Geltz Umwelttechnologie GmbH	
	 www.geltz.de
GMT Gummi-Metall-Technik GmbH	
	 www.gmt-gmbh.de
Grünemay & Abt KG 	
	 www.gruenemay-abt.de
GUK-Falzmaschinen, Griesser & Kunz-

mann GmbH & Co. KG	
	 www.guk-falzmaschinen.de
HAKOS Präzisionswerkzeuge  

Hakenjos GmbH	
	 www.hakos-gmbh.de
Heim Infrastrukturbau GmbH	
	 www.heim-hus.de
Stefan Hertweck GmbH & Co. KG	
	 www.hertweck-praezisionswerkzeuge.de
Hohner Maschinenbau GmbH	
	 www.hohner-postpress.com
IHB - Industrie- und  

Hydraulikbedarf GmbH	
	 www.ihb-illingen.com
Kammerer Gewindetechnik GmbH	
	 www.kammerer-gewinde.de
Kärcher-Center Milkau GmbH	
	 www.kaerchercenter-milkau.de

Karcoma-Armaturen GmbH	
	 www.karcoma.de
Herbert Kaut GmbH&Co.KG	
	 www.kaut.info
Dr. Lang Group Real Estate  

GmbH & Co. KG	
	 www.dr-lang-group.com
MRS Electronic GmbH	
	 www.mrs-electronic.de
Gottlieb Nestle GmbH	
	 www.g-nestle.de
perma-trade Wassertechnik GmbH	
	 www.perma-trade.de
Probst - Speditions GmbH	
	 www.spedition-probst.de
R.I.E.MPP Industrieservice  

Elektrotechnik GmbH	
	 www.riempp.de
Rathberger GmbH	
	 www.rathberger-blech.de
Rossaro Gipsbau GmbH & Co. KG	
	 www.rossaro.de
SAX + KLEE GmbH Bauunternehmung	
	 www.sax-klee.de
SBS-Feintechnik GmbH und Co. KG 

(BURGER GROUP)	
	 www.burger-gruppe.com/de
Metallgießerei Schüle GmbH	
	 www.schuele-guss.de
SchwörerHaus KG	
	 www.schwoererhaus.de
Sixt GmbH Werkzeugbau u. Stanzerei	
	 www.sixt-gmbh.de
TÜV SÜD Industrie Service GmbH	
	 www.tuev-sued.de
Artur Uhl Kies- und Schotterwerk  

GmbH & Co. KG	
	 www.artur-uhl.de
Karl Uhl GmbH & Co. KG	
	 www.uhl-beton.de
Valet und Ott GmbH & Co. KG Kies- und 

Sandwerke	
	 www.valetott.de
Weinmann Aach AG	
	 www.weinmann-aach.de
Martin Weitbrecht Rohrleitungsbau 

GmbH	
	 www.weitbrecht-rohrleitungsbau.de
Walter Zepf Schmierungstechnik	
	 www.walter-zepf.de
Gebr. Zimmermann GmbH	
	 www.felswerk.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

Termin- und Direktverkehre 
von und nach Bayern.

www.spedition-probst.de
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DER STANGE!
KUNDENSPEZIFISCHE LÖSUNGEN 
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HAKOS Präzisionswerkzeuge Hakenjos GmbH 
Eichendorffstraße 37  I  78054 VS-Schwenningen
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MIT vor Ort
MIT Alb-Donau/Ulm  

www.mit-alb-donau-ulm.de

MIT Baden-Baden/Rastatt  

www.mittelstand-bad-ra.de

MIT Biberach  

www.mit-bc.de

MIT Böblingen  

www.mit-boeblingen.de

MIT Bodenseekreis  

www.mit-bodenseekreis.de

MIT Breisgau-Hochschwarzwald 

	 www.mit-breisgau-hochschwarzwald.de

MIT Calw/Freudenstadt  

www.mit-cw-fds.de

MIT Emmendingen  

www.mit-emmendingen.de

MIT Esslingen  

www.mit-esslingen.de

MIT Freiburg 

www.mit-freiburg.de

MIT Göppingen  

www.mit-gp.de

MIT Heidelberg  

www.mit-heidelberg.de

MIT Heidenheim 

MIT Heilbronn

MIT Hohenlohe  

www.mit-hohenlohe.de

MIT Karlsruhe  

www.mit-karlsruhe.de

MIT Karlsruhe Land  

www.mit-karlsruhe-land.de

MIT Konstanz 

www.mit-konstanz.de

MIT Lörrach

MIT Ludwigsburg  

www.mit-ludwigsburg.de

MIT Main-Tauber-Kreis 

	 www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald 

www.mit-neckar-odenwald.de 

MIT Ortenau  

www.mit-ortenau.de

MIT Ostalb  

www.mit-ostalb.de 

MIT Pforzheim  

www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg  

www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr  

www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen 

www.cdu-kreis-reutlingen.de/vereinigungen

MIT Rhein-Neckar  

www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall 

www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

MIT Sigmaringen 

MIT Stuttgart  

www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb  

www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden  

www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg  

www.mit-nordwuerttemberg.de 

MIT Südbaden  

www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern  

www.mit-wueho.de

MIT Deutschland www.mit-deutschland.de 

MIT Baden-Württemberg www.mit-bw.de
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Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsunion.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon Telefax

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Geldinstitut

BIC IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich         € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Der Mitgliedsbeitrag wird als Jahresbeitrag durch 
eine Sepa-Lastschrift eingezogen.)

  

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Gläubiger-ID

Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140, Telefax: 07154 8025-145
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie, 
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg, ihren Gliederungen für die 

Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. Eine sonstige 
Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen Versammlun-
gen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem Postweg gleich.  
Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION
BADEN-WÜRTTEMBERG



MIT im Dialog.

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung!
z. B. zu unseren Forderungen an die
Landesregierung, zur uns belastenden
Bürokratie und zu unseren Erwartungen
an die Wirtschaftspolitik!

wifo@mit-lvbw.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION 
BADEN-WÜRTTEMBERG


